Der 
Nuslandsdeutſche 


Zeitfäyrift für die Kunde vom Auslandsdeutfähtum 
herausgegeben vom Deutſchen Ausland Institut Stuttgart 


Jahrgang 21 Februar 1938 Heft 2 


Die ſudetendeutſche Frage und die 
Vertrauenskriſe in der Tſchechoſlowakei 


Beitrag zu einer von tſchechiſcher Seite eröffneten Diskuſſion 


Wenn ſich ein Volk oder ein Volksteil frei entwickeln will, braucht es dazu einen 
genügenden Lebensraum. Dies gilt in beſonderem Maße von der ſudetendeutſchen 
Volksgruppe, die dieſelben ſozialen Schichtungen des völkiſchen Organismus aufweiſt, 
wie der innerhalb der deutſchen Reichsgrenzen lebende Teil des deutſchen Volkes. 
Es iſt aber auch von der Raumnot des deutſchen Volkes betroffen, da es als natür— 
licher Induſtrieſtandort eine weit über dem tſchechiſchen Durchſchnitt liegende Be- 
völkerungsdichte aufweiſt. Dieſer ſudetendeutſche Lebensraum war mit Ausnahme 
des Brüx⸗Duxer Gebietes bis 1918 nahezu rein deutſch. Die völkiſche Miſchzone im 
hochinduſtrialiſierten Brür-Durer Kohlenbecken iſt im 19. Jahrhundert im Mefent- 
lichen auf natürliche Weiſe (ungewöhnlicher Bedarf an Arbeitskräften, der aus dem 
ſudetendeutſchen Gebiet allein damals nicht voll befriedigt werden konnte) entſtanden. 

Seit 1918 find in der Tſchechoſlowakei unleugbar Beſtrebungen im Gange, neue 
künſtliche Miſchzonen auf Koſten des Sudetendeutſchtums zu ſchaffen. Von ftaat- 
licher Seite planmäßig gefördert, arbeiten die Gliederungen der „Jednota“ und 
der „Matice“ darauf hin, das geſchloſſene deutſche Volksgebiet mit tſchechiſchen 
Zellen zu durchſetzen. Die überwiegend in den Dienſten tſchechiſcher Machtwünſche 
ſtehende Staatsführung fördert die von der „Jednota“ getragenen Beſtrebungen 
unmittelbar durch Überleitung der Staatsämter in tſchechiſche Hände und mittelbar 
durch Geldzuwendungen an die genannten tſchechiſchen Kampfverbände, die ein 
Mehrfaches der Summe ausmacht, die dieſe aus Mitgliedsbeiträgen und Spenden 
von privater Seite erhalten. Die Entſtehung von deutſchtſchechiſchen Miſchzonen 
wird aber von tſchechiſcher Seite nur als vorübergehend, als Etappe, angeſehen. 
Das Endziel hat die „Narodni obrana“ (15. 4. 1936) klar und unmißverſtändlich 
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ausgeſprochen: „Das Grenzlandproblem iſt nicht nur eine ſoziale Frage, das Grenz- 
landproblem iſt die Rückgewinnung (!) mehr als eines Drittels unſeres Vaterlandes 
in die Hände des eigenen Volkes. Das Grenzlandproblem iſt die Beſiedlung dieſes 
Drittels mit Leuten aus unſerem Volke, iſt die Hinausſchiebung der heu- 
tigen Sprachgrenze bis an die tatſächlichen Landesgrenzen, 
iſt die Erbauung eines vollkommen ſtarken, unüberwindlichen und verläßlichen 
Grenzgebietes, eine Feſtungslinie aus Menſchen unſeres Geſchlechtes und unſeres 
Blutes“. 

Klar und unumwunden ausgedrückt heißt das: Vernichtung oder Tſche⸗ 
chiſierung von 3% Millionen Sudetendeutſchen, heißt Umwand— 
lung des tſchechiſch-deutſch⸗ſlowakiſch-ungariſch-ukrainiſch⸗polniſchen Nationali⸗ 
tätenſtaates in einen tſchechiſchen Nationalſtaat, heißt brutale Ent⸗ 
nationaliſierung von 49 v. H. aller Bewohner der Tſchechoſlowakei. Da aber Druck. 
immer Gegendruck erzeugt, heißt das Heraufbeſchwörung eines Volkstumskampfes 
von bisher kaum gekannter Schärfe, da die beiden Gegner (51% Tſchechen, 49% 
Nichttſchechen) zahlenmäßig nahezu gleich ſtark ſind. 

Der Widerſtand des geeinten Sudetendeutſchtums und ſein entſchloſſener Kampf 
um ſein unabdingbares Lebensrecht und ſeinen in jahrhundertelanger Aufbauarbeit 
erworbenen Lebensraum iſt heute bereits über eine innerpolitiſche Angelegenheit 
der Tſchechoſlowakei hinausgewachſen und zu einer der dringendſten europäiſchen 
Fragen überhaupt geworden. Selbſt der beſtimmt nicht als „Naziagent“ zu ver- 
dächtigende franzöſiſche Außenminiſter Delbos, alſo der Vertreter desjenigen Staates, 
mit dem die Tſchechoſlowakei die allerengſten Freundſchaftsbeziehungen unterhält, 
deren Reichweite man in Faucher, dem Chef der franzöſiſchen Militärmiſſion in 
Prag, verkörpert ſehen kann, hat ſich bei ſeinem letzten Aufenthalt in Prag ge— 
zwungen geſehen, nachdrücklichſt auf die Gefahren einer Beibehaltung des bisherigen 
deutſchfeindlichen Kurſes aufmerkſam zu machen. 

Dieſe und andere unerwünſchte Erfahrungen haben es mit ſich gebracht, daß 
einſichtsvolle Tſchechen, die ſich den Blick für tatſächliche Gegebenheiten frei— 
zuhalten verſtanden, trotz dem auf tſchechiſcher Seite ſyſtematiſch geförderten Schwel— 
gen in den unmöglichſten machtpolitiſchen Wunſchbildern, ſich heute bereits ernſte 
Gedanken über die Folgen dieſer Innenpolitik machen. So hat ſich E. Havlik im 
„Närodnoſtni Obzor“ (Dezember 1937) mit den „Fragen, die ſich aus der 
Nationalitätendurchmiſchung ergeben“, befaßt. Da Havlik feine Aus- 
führungen ausdrücklich zur Diskuſſion ſtellt, wollen wir im folgenden zu ihnen 
Stellung nehmen. Wir tun dies auch deshalb, weil Havliks Darſtellung erkennen läßt, 
daß fie mit ziemlicher Unvoreingenommenheit abgefaßt wurde und 9. ſelbſt in den 
aufgezeigten Alternativen viel perſönlichen Mut verrät, der allerdings kaum die 
Anerkennung der berufsmäßigen Scharfmacher in gewiſſen Prager Redaktionsſtuben 
finden dürfte. 

Bei den Erwägungen über Vor- und Nachteile deutſch⸗tſchechiſcher Miſchzonen 
erklärt Haplik, daß ein tjchechijches Intereſſe nicht nur die Durchmiſchung des 
deutſchen Gebietes, ſondern auch das Gegenteil, ein gewiſſer Grad der Durch— 
miſchung des tſchechiſchen Gebietes mit Elementen des Deutſchtums ſei. „Auch das 
iſt unſer Intereſſe, weil es eine Bürgſchaft der Ganzheit der Sudetenländer iſt.“ 
Bei der Durchmiſchung des tſchechiſchen Gebietes mit Deutſchen ſieht er „kleine 
deutſche Minderheiten“ in tſchechiſchen Städten für „vorteilhafter an als ganze 
deutſche Inſeln“. Auf dieſe Weiſe will H. eine ſchickſalhafte Bindung des Sudeten⸗ 
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deutſchtums an den tichechijchen Staat erreichen. Es bedarf allerdings feiner ein- 
gehenden Begründung, daß dieſe Art der ſchickſalhaften Bindung vom Sudeten⸗ 
deutſchtum als willkürlich und erzwungen betrachtet würde, da ſie einer babyloniſchen 
Gefangenſchaft gleich käme. Sie würde im Gegenteil den Völkerhaß noch mehr 
ſteigern, da das Beiſpiel Prags, wo ſogar deutſche Aufſchriften verboten ſind und das 
Nebeneinander beider Völker periodiſch zu ſolchen tſchechiſchen Haßausbrüchen führt, 
daß das Sudetendeutſchtum keine Luſt hat, ſich ihnen auch anderswo auszuſetzen. 
Schluß fehlt! Auf tſchechiſcher Seite fehlen heute jedenfalls noch nahezu vollkommen 
die notwendigen Vorausſetzungen für ein friedliches Nebeneinanderleben. Außerdem 
können wir uns keine ſtärkere Bindung des Deutſchtums an die böhmiſchen Länder 
denken, als ſie durch die Kulturarbeit eines Jahrtauſends entſtanden iſt. Soll ſie 
weiterhin fruchtbar bleiben, dann muß man wohl oder übel die praktiſchen, d. h. 
ſtaatsrechtlichen Folgerungen aus Dr. Beneſchs Vorkriegserkenntnis ziehen, die klar 
und eindeutig lautet: „In der Tat ift die Verſöhnung der beiden 
Völker in Böhmen nur möglich, wenn beide Völker ſich voll- 
kommener Autonomie erfreuen. Eines muß vom anderen 
getrennt werden.“ (Nation und Staat, Okt. 1937.) Wobei ausdrücklich her- 
vorgehoben ſei, daß damit nicht einer ſtarren Abſchließung trotz veränderter biologi— 
ſcher Entwicklung das Wort geredet wird. 

Es ſollen damit nur jene vergiftenden imperialiſtiſchen Beſtrebungen zur Erfolg— 
loſigkeit verurteilt werden, die auch Havlik als ſehr zweiſchneidig erkannt hat, wenn er 
ſagt: „Anders iſt das allerdings, wenn den nationalen Verſchiebungen keine Sponta— 
neität zugrunde liegt, wenn fie gemacht, künſtlich ſind. Nicht nur, daß eine ſolche Be— 
wegung nervös macht und die öffentliche Meinung beunruhigt; ſie kann darüber 
hinaus die Öffentlichkeit noch nicht einmal von ihrer Zwangsläufigkeit überzeugen; 
ſie trübt die Beziehungen der Völker, weil ſie den Glauben an das ehrenhafte Spiel 
des völkiſchen Partners tötet.“ Ganz abgeſehen von den notwendigen Rückwirkungen 
auf die innere Einſtellung des Benachteiligten zum Staat als ſolchen, über deren 
Bedeutung ſich H. ebenfalls klar iſt: „Wenn dabei noch die Durchmiſchung nicht ge— 
nügend wirkſam fortſchreitet, dann überwiegen dieſe ungünſtigen Folgen den Vor⸗ 
teil, der ſich für das Staatsganze ſonſt grundſätzlich aus der Durchmiſchung ergibt.“ 

Wenn H. meint, daß man die zielbewußt ins deutſche Gebiet verſetzten tſchechi— 
ſchen Staatsbeamten zwar durch höhere Bezüge unterſtützen könne, daß dadurch 
aber naturnotwendig eine tſchechen- und ſtaatsfeindliche Stimmung unter den ein— 
heimiſchen Deutſchen wachgehalten und verſtärkt wird, ſo hat er ebenfalls eine auf 
ſchechiſcher Seite ſonſt gern überſehene Tatſache feſtgeſtellt. 

Überaus aufſchlußreich find die Daten, die Havlik über das tſchechiſche Minderheiten⸗ 
ſchulweſen ausführt: „Heute, wo es in Böhmen und Mähren-Schleſien 3500 Ge⸗ 
meinden mit deutſcher Mehrheit gibt, haben wir gegen 1200 tſchechiſche ſta at liche 
Minderheitenſchulen, d. h. alſo in 35% dieſer Gemeinden find tſchechiſche Minder- 
heitenvolksſchulen. Natürlich ſind dieſe Schulen nicht nur in Orten, wo die ſonſt 
normale Anzahl von 40 tſchechiſchen Kindern vorhanden iſt: ſie werden — gemäß 
geſetzlicher Ermächtigung — auch in Orten mit erheblich kleinerer Anzahl von 
Kindern errichtet. Sie werden auch nicht nur für tſchechiſche Kinder errichtet, ſon— 
dern auch für Kinder aus gemiſchten Ehen, und es werden auch deutſche Kinder 
(Anm. d. Verf.: 1935 zuſammen rund 20000!) in fie aufgenommen. Man kann 
nicht beſtreiten, daß die deutſchen Kinder in manchen dieſer Schulen einen anjehn- 
lichen Teil der Schülerzahl bilden.“ (In vielen Bezirken 70%!) 
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Über die verheerenden Folgen ſolcher Zuſtände gibt ſich H. keiner Täuſchung 
hin. Er ſchreibt freimütig: „Die Demokratie verlangt daß allen Bürgern die Be— 
dingungen zur Entfaltung der Perſönlichkeit gewährt werden, und eine der Haupt— 
bedingungen iſt, daß das Kind im zarteſten Alter, wo es die elementarſten Grund— 
lagen ſeiner Bildung legt, dieſe auf die ihm am leichteſten zugängliche Art ge— 
winne. Das iſt nicht nur eine Bürgſchaft, daß es ſie ſo ſchnell als möglich gewinnt, 
ſondern auch dafür, daß ſein Selbſtbewußtſein und ſein ſeeliſches Gleichgewicht auch 
über dieſe Anfänge hinaus ohne die geringſte Einbuße erhalten bleibt, wie das bei 
zukünftigen Bürgern eines demokratiſchen Staates ſein ſoll.“ Dieſe in der heutigen 
Zeit für einen Tſchechen immerhin bemerkenswerte Einſtellung begründet H. da— 
mit, daß ſich die Schule als Mittel der völkiſchen Expanſion nicht bewährt habe. Wir 
möchten einſchränkend feſtſtellen, daß ſie ſich in der Tſchechoſlowakei nicht in dem 
erhofften Maße bewährt hat. Ja, die Schule kann nicht einmal eine nationale 
Befriedung herbeiführen, wenn nicht beſtimmte Grundſätze der unbedingten völki— 
ſchen Gleichberechtigung verwirklicht wurden. „Es iſt eine Tatſache, daß ſich der 
Sinn für eine Verſtändigung der Völker im weſentlichen als Ergebnis der Lebens— 
erfahrungen der erwachſenen Menſchen einſtellt.“ Wir können dieſe Erkenntnis Hes 
nur unterſtreichen, und wir pflichten ihm ebenſo darin bei, daß erzieheriſche Gründe 
eher gegen eine national gemiſchte Schule ſprechen als für ſie. Damit entkräftet H. 
gleichzeitig feine vorher geäußerte Meinung, daß die Erlernung der tſchechiſchen 
Sprache bis zu einem gewiſſen Grade für den Beſuch tſchechiſcher Schulen durch 
deutſche Kinder ſpreche. Die damit verbundenen großen anderen Nachteile können 
durch keine noch ſo vollkommene Erlernung einer fremden Sprache — die man ſich 
auf viel natürlichere Weiſe durch einen Ferienautsauſch aneignen kann — auf— 
gewogen werden. 

Havlik wendet ſich daher gegen eine künſtliche Aufblähung des tſchechiſchen Schul— 
weſens im deutſchen Gebiet. Ihm ſind offenbar die ſehr anrüchigen Praktiken der 
ſtaatlich geförderten „Jednota“ bekannt, die oft ſolche Schulen errichtet und dann 
erſt nachträglich veranlaßt, daß zu ihrer Füllung raſch kinderreiche tſchechiſche 
Beamte in die betreffenden Orte verſetzt werden. 

Haplik nimmt am Schluſſe feiner intereſſanten Ausführungen noch einmal zum 
„Grenzlerproblem“ Stellung. Denn dieſe Frage belaſtet das deutſch-tſchechiſche Ver⸗ 
hältnis innerpolitiſch ebenſoſehr, wie etwa der Sowjetpakt außenpolitiſch. Die 
Grenzlerfrage iſt neben der künſtlichen Schaffung tſchechiſcher Siedler durch die 
Bodenreform vor allem das Problem der Staatsbeamten im ſudetendeutſchen Gebiet, 
ſtellen dieſe doch den Hauptteil der Grenzler dar. Dieſe tſchechiſchen Staatsbeamten 
belaſten das innerpolitiſche Verhältnis der beiden Völker aber auch deshalb, weil 
ſie meiſt führende Jednotafunktionäre ſind und als ſolche nur zu oft die Intereſſen 
eines Vielvölker-Staates mit den Wünſchen einer nationalchauviniſtiſchen Kampf⸗ 
organiſation vermengen. Woraus ihnen im Einzelfalle allerdings deshalb kein 
ernſthafter Vorwurf gemacht werden kann, weil der Staat die „Jednota“ offen unter⸗ 
ſtützt, ſich alſo praktiſch mit deren Zielſetzung identifiziert. Der tſchechiſche 
Staatsbeamte und Jednotafunktionär ſetzt daher ebenfalls die Ziele beider gleich. 

Die pſychologiſchen Auswirkungen auf das Sudetendeutſchtum waren ver— 
heerend. Es wurde jener Zuſtand von Rechtsunſicherheit erzeugt, der die moraliſche 
Autorität des Staates auf das ſchwerſte erſchütterte. Es iſt erfreulich, daß Havlik 
dieſem Zuſtand in ſeiner Darſtellung inſofern Rechnung trägt, als er die Berechtigung 
des ſudetendeutſchen Anſpruchs auf verhältnismäßigen Anteil an der Staatsbeamten⸗ 
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ſchaft anerkennt. Er ſpielt allerdings an manchen Stellen mit dem Gedanken, daß 
man die deutſchen Staatsbeamten ins tſchechiſche Gebiet verſetzen könne; dagegen 
würden (nach H.) nur wirtſchaftliche und geſellſchaftliche Gründe ſprechen. Damit 
würden aber gerade die pſychologiſchen Urſachen des deutſch-tſchechiſchen Mißtrauens 
nicht aus der Welt geſchafft. Unter ausdrücklichem Bezug auf die gegenwärtige ge- 
ſpannte Lage bezeichnet es H. allerdings als wünſchenswert, daß nur die führenden 
ſtaatlichen Stellen im ſudetendeutſchen Gebiet von Tſchechen eingenommen werden. 
Denn es iſt „unbegründet und unverſtändig, daß jeder Briefträger, jeder Steuer- 
beamte, jeder Eiſenbahnarbeiter, ja manchmal ſchließlich ſogar jeder Schuldiener an 
deutſchen Anſtalten, im deutſchen Gebiet ein Tſcheche iſt. Das ſind keine Macht⸗ 
poſitionen des Staatsintereſſes; ſie haben im Gegenteil vom ſtaatspolitiſchen Ge— 
ſichtspunkt aus eine große negative Bedeutung, weil die deutſche Bevölkerung in 
ihnen Entzieher des täglichen Brotes ſieht. . . . Weiſt den deutſchen Bürger taufend- 
mal darauf hin, daß auf Grund der Vereinbarung der Regierung mit den deutſchen 
Aktiviften deutſche Poſtbeamte, Eiſenbahner, Angeſtellte uſw. aufgenommen werden, 
daß ſie aber im tſchechiſchen Gebiet angeſtellt würden — er wird es nicht begreifen, 
er wird es nicht glauben, er wird es lediglich als einen Erfolg auf dem Papier 
anſehen, ſolange er ſelbſt nicht mit eigenen Augen in ſeiner deutſchen Stadt oder 
in ſeinem Dorf deutſche Eiſenbahner, Briefträger und Schuldiener ſehen wird.“ Aus 
dieſer ſehr richtigen Erkenntnis kann man ſchließen, daß H. die Verhältniſſe im 
ſudetendeutſchen Gebiet und die Einſtellung ſeiner Menſchen aus unmittelbarer An— 
ſchauung kennt und nicht wie leider die Mehrzahl der über das Sudetendeutſchtum 
ſchreibenden tſchechiſchen Zeitungsleute vom grünen Tiſch aus falſche Urteile ver— 
breitet. Es muß noch hinzugefügt werden, daß laut Erklärung des Minifterpräfi- 
denten Dr. Hodza nicht einmal ſeit dem Feber-Abkommen ſoviele Deutſche auf— 
genommen würden, als dem Anteil des Sudetendeutſchtums an der Geſamtbevölke— 
rung des Staates entſpräche. Daß die ſeit Jahren beſtehende Benachteiligung des 
Sudetendeutſchtums auf dieſe Weiſe nicht beſeitigt werden kann, liegt auf der Hand. 
Ebenſowenig kann auf dieſe Weiſe die ſkeptiſche Einſtellung der ſudetendeutſchen Be— 
völkerung gegenüber dem tſchechoſlowakiſchen Staate geändert werden. Der politiſche 
Ausnahmezuſtand, der beſonders durch das Staatsverteidigungsgeſetz über das 
ſudetendeutſche Gebiet verhängt wurde und ſich ſehr fühlbar in einer Ver— 
mehrung und Verſtärkung der Polizeiſtellen und in einer Reihe einſeitiger und nur 
zu oft willkürlicher Verbote und Beſchränkungen des täglichen Lebens äußert, hat 
die innere Konſolidierung infolge Verſtärkung des ſeeliſchen Drucks auf Jahre 
hinaus in Frage geſtellt. 

Über die Tragweite und die Gefahr der gegenwärtigen Lage der tſchechoſlowaki— 
ſchen Nationalitätenpolitik ift Haplik offenbar vollſtändig im Bilde, da er an den 
Schluß feiner Ausführungen die Alternative ſetzt: „Wir ſtehen hier an einem ftaats- 
männiſchen Scheidewege: Was iſt für den Staat beſſer, eine unerheb⸗ 
liche Zunahme der Durchmiſchung oder die pſychologiſche Be 
ruhigung ſeiner Bürger? Es wäre ſehr nötig, daß unſere 
Offentlichkeit, beſonders auch die politiſche, begriffe, daß 
das zweite viel wichtiger iſt.“ 

Praktiſch würde das bedeuten, daß die Tſchechen die derzeitige Gewaltpolitik 
gegenüber dem Sudetendeutſchtum (und damit auch gegen die anderen Volksgruppen) 
aufgeben und die in Verſailles und in der Verfaſſungsurkunde verſprochene Gleich— 
berechtigung in allen Zweigen des öffentlichen und privaten Lebens tatſächlich durch⸗ 


53 


führen. Sie würden damit nur das Vermächtnis Maſaryks, ihres Führers im 
Befreiungskampfe, erfüllen, der 1918 erklärt hat: „Man muß mit unſeren Deutſchen 
verhandeln, damit ſie unſeren Staat akzeptieren, der kein Nationalſtaat ſein 
ſoll, ſondern ein moderner, fortſchrittlicher und demokratiſcher“. Maſaryk war ſich 
auch über die außenpolitiſchen Folgen der innerpolitiſchen Lage des Sudetendeutſch— 
tums im klaren, wenn er ſchrieb: „Wir find nicht ſo naiv zu glauben, 
daß ſich ein ſelbſtändiger tſchechiſcher Staat neben Deutſch— 
land erhalten könnte, wenn ſich ſeine deutſche Bevölkerung 
längere Zeit hindurch unzufrieden fühlt.“ Es liegt ganz bei den 
verantwortlichen tſchechiſchen Stellen, ob fie aus dieſer Erkenntnis endlich die not- 
wendigen Folgerungen ziehen und damit die tatſächliche Konſolidierung der Tſchecho— 
ſlowakei anbahnen, oder ob ſie auf der gegenwärtigen Bahn fortfahren und alle ſich 
daraus ergebenden Folgen tragen wollen. Walter Schott 


Die Wirtſchaftslage der deutſchen 
Volksgruppe in Jugoſlawien 


Die Wirtſchafts- und Sozialſtruktur der deutſchen Volksgruppe in Jugoſlawien 
ſowie ihre Siedlungslage im wichtigſten landwirtſchaftlichen Überſchußgebiete des 
Staates bewirken eine unmittelbare Abhängigkeit der wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
von der jeweiligen Konjunktur für agrariſche Produkte. Das gilt nicht nur für den 
bäuerlichen Grundbeſtandteil der Volksgruppe, ſondern gleichfalls für die immer 
ſtärker aufrückenden übrigen Berufsſtände. Denn auch die nichtbäuerlichen, aber 
zum Großteil noch immer im ländlichen Lebensbereiche haftenden Berufsangehörigen 
finden ihren Erwerb in engſter Verbundenheit mit der Landwirt— 
ſchaft. Andrerſeits weiſen die deutſchen Bauernwirtſchaften gegenüber den land— 
wirtſchaftlichen Betrieben der nichtdeutſchen Bevölkerung ihres Siedlungsraumes 
keine eigentlichen ſtrukturellen Unterſchiede auf. Sie gliedern ſich, bis auf die ſtärkere 
oder geringere Verbreitung einzelner Produktionszweige in lokalen Bereichen und 
bis auf die häufige Anwendung fortſchrittlicherer Bewirtſchaftungsmethoden, in die 
allgemeine Wirtſchaftsſtruktur dieſes Raumes ein. Somit entwickelt ſich das Wirt— 
ſchaftsleben der deutſchen Volksgruppe in den Hauptzügen parallel mit der ja eben— 
falls überwiegend agrariſch bedingten ſüdſlawiſchen Wirtſchaftsentwicklung überhaupt. 

Infolge des Zuſammentreffens von guten und z. T. ſogar rekordmäßigen Ernten 
mit einer ſehr vorteilhaften agrariſchen Preisgeſtaltung nahm die jugoflawijche 
Wirtſchaft in den beiden letzten Jahren einen kräftigen Aufſchwung, der 
durch die umſichtige Handelspolitik der Regierung Stojadinowitſch wirkſam ge— 
fördert wurde. Einzelne Produktionszweige haben ſchon früher Anſchluß an die 
Weltkonjunktur gefunden. Jetzt kam, gefördert durch die endgültige Regelung der 
Bauernentſchuldung (bei Abſchreibung der Hälfte der Schuldenlaſt und Einräu— 
mung einer 12jährigen Tilgungsfriſt für die Reſtſchuld) auch die unter den Kriſen— 
wirkungen ſchwer darniederliegende und vielfach überſchuldete Landwirtſchaft zur 
erſten Atempauſe. Der ſeither ſtattgefundene weitere Erholungsprozeß berechtigt 
zur Annahme, daß in der ſüdſlawiſchen Landwirtſchaft die Vorausſetzungen zu einer 
geſunden Aufwärtsentwicklung geſchaffen ſind. 
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Dies trifft auch für die deutſchen Landwirtſchaftsbetriebe zu. Hier hatten die 
Kriſenjahre infolge größtmöglicher Einſchränkung der Bedürfniſſe eine weitgehende 
wirtſchaftliche Selbſtgenügſamkeit bewirkt und zugleich die in der bäuer-⸗ 
lichen Grundſtruktur der Volksgruppenwirtſchaft gelegenen 
Kräfte unter eindringlichen Beweis geſtellt. Soweit die ſchwäbiſchen Bauern⸗ 
wirtſchaften durch überſteigerte Inveſtitionstätigkeit in Überfhuldung geraten waren, 
gelang es durch rigoroſe Einſparungsmaßnahmen im Verein mit den Entſchuldungs⸗ 
beſtimmungen zumeiſt doch das Schlimmſte zu verhindern. Die gegenwärtige Kon- 
junktur aber iſt auch inſofern mit günſtigen Rückwirkungen verknüpft, als ſie eine 
Reihe der für die ſchwäbiſchen Wirtſchaftsbetriebe wichtigſten Überſchußerzeugniſſe, 
wie Weizen, Mais, Hanf, Maſtvieh, umfaßt. Selbſt im Weinbau ſind nach langer 
Depreſſionszeit Zeichen einer Beſſerung vorhanden, was beſonders dem Werſchetz— 
Weißkirchener Weinbaugebiete zugute kommt. 

Im Zeichen dieſer Aufwärtsentwicklung ſteht auch die Tätigkeit der deut— 
ſchen Wirtſchaftsgenoſſenſchaften. Schon auf der vorletzten Tagung 
der deutſchen landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaftsverbände konnte eine Wendung zum 
Beſſeren feſtgeſtellt werden. Sie kam verſtärkt auf den letzten, Ende Dezember in 
Neuſatz ſtattgefundenen Jahresverſammlungen dieſer Verbände zum Ausdruck. Da- 
bei war der Aufſtieg im letzten Jahre buchungsmäßig noch gar nicht erfaßt, da den 
Jahresverſammlungen jeweils die Berichte für das vergangene Geſchäftsjahr (im 
vorliegenden Falle alſo die Berichte für das Geſchäftsjahr 1936) vorgelegt werden. 
Die deutſchen Genoſſenſchaften haben, dank ihrer vorſichtigen Kreditpolitik, trotz 
geringer Eigenmittel die Kriſenzeit ohne größere Erſchütterungen überſtanden. Nur 
10 Ortsgenoſſenſchaften mußten während dieſer Zeit Zahlungsaufſchub in Anſpruch 
nehmen. Die aus eigener Kraft geſchaffene und in planmäßiger Aufbauarbeit aus: 
geſtaltete genoſſenſchaftliche Selbſthilfeorganiſation der Volksgruppe hat damit den 
Beweis erbracht, daß ſie auf zuverläſſiger Wirtſchaftsgrundlage ſteht. Als Zeichen 
des wiedergewonnenen Vertrauens ſei die Erhöhung des Einlageſtandes bei der 
Landwirtſchaftlichen Zentraldarlehnskaſſe (abgekürzt 3D) als 
Verband der deutſchen Kredit- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften in Südſlawien in 
den letzten Jahren angeführt: 

Spareinlagen bei der 3D 


Jahr in laufender Rechnung andere Einlagen insgeſamt 
in 1000 Dinar 

1933 8611 15 156 23 767 

1935 8 990 16 056 25 046 

1936 11 732 19 029 30 761 


Einen wichtigen Teil der Spareinlagen bilden die ſog. „Sparſtöcke“, Einheiten 
eines Sparſyſtems, das bei ſehr niedrig gehaltenen Wocheneinlagen mit einer Lebens— 
verſicherung des Einlegers verbunden iſt. Der Sparſtockwirtſchaft kommt ſchon jetzt 
eine erhebliche Bedeutung in der Schaffung eines ſelbſtändigen Kreditweſens der 
Volksgruppe zu (Stand der Sparſtöcke Ende 1936: 23 780). Die Landwirtſchaftliche 
Zentralgenoſſenſchaft Agraria, die das Warengeſchäft durchführt, hatte gegen» 
über 1935 eine Verdoppelung des Umſatzes zu verzeichnen. Die Erträgniſſe aus dem 
Warengeſchäft ſtiegen von Din. 758 000 in 1935 auf Din. 1 209 000 in 1936. Dabei 
iſt beſonders die Zunahme des Abſatzgeſchäftes (hauptſächlich Weizen, Mais, Hanf 
und Werg) bemerkenswert, das früher mangels genügender Kapitalkraft und eines 
entſprechenden Organiſationsapparates gegenüber dem Bezugsgeſchäft im Hinter⸗ 
grund ſtand, jetzt aber immer ſtärker vorrückt. Eine ſehr bedeutende Umſatzſteige— 
rung wies die Zentralgenoſſenſchaft für Schweinezucht und 
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Schweineverwertung auf. Sie hat ſich von den Rückſchlägen der Grün- 
dungszeit erholt und erfolgreich auf die nunmehr gegebenen neuen Vorausſetzungen 
umgeſtellt. Auch im Verband der deutſchen Tierzuchtgenoſſenſchaften Selektor 
war das Geſchäftsergebnis ein zufriedenſtellendes, während die Zentralgenoſſenſchaft 
für Geflügelzucht Avis mit einem Gebarungsabgang abſchloß. 1936 ſind die drei 
letztgenannten Genoſſenſchaftsverbände, bei Wahrung ihrer rechtlichen Selbſtändig⸗ 
keit, verwaltungstechniſch zuſammengelegt worden. Die deutſchen Genoſſenſchaften 
beſitzen in Veliko Srediſchte im Banat ein Genoſſenſchaftsgut. 

Über die Geſchäftstätigkeit im einzelnen bei den genannten Genoſſenſchaftsver— 
bänden gibt die folgende Gegenüberſtellung der wichtigſten Bilanzziffern in den 
Geſchäftsjahren 1933 und 1936 Aufſchluß: 


Genoſſenſchafts⸗ Jahr Geſchäfts⸗ Rücklagen Bilanzſumme Gebarungs— 


verband anteile in 1000 Dinar überſchuß 
\ 1933 600 934 33 599 47 
3D 1936 622 1.082 40 853 92 
5 i 1933 209 313 8 909 47 
Agraria 1936 219 456 25 066 65 
Schweinezucht? 1933 536 2319 10 136 94 
genoſſenſchaft 1936 542 2084 10 623 107 
on 1933 20 = 234 — 
7 1936 20 = 1640 37 
Abi 1933 25 = 1 804 212 
8 1936 37 81 3 655 — 46 


Bei ſämtlichen Verbänden, beſonders bei der Agraria und der Zentralgenoſſen— 
ſchaft für Schweinezucht und Schweineverwertung, wäre mit Rückſicht auf ihren 
Geſchäftsumfang und auf die Art der von ihnen durchgeführten Geſchäfte eine Er- 
höhung des Eigenkapitals erforderlich. Wie jedoch ſchon bei Feſtſetzung der äußerſt 
niedrig bemeſſenen Anteilhöhe die Rückſichtnahme auf die vielfach noch individua— 
liſtiſche Einſtellung des Donauſchwaben und auf ſeinen noch ungenügend entwickelten 
Gemeinſchaftsgeiſt und Opferſinn maßgebend war, ſtehen auch der ſchon ſeit langem 
als notwendig empfundenen nachträglichen Erhöhung der Geſchäftsanteile die gleichen 
Gründe pſychologiſcher Natur entgegen. Manche wichtigen Aufgaben, die größere 
Kapitalinveſtierungen zur Vorausſetzung haben, müſſen daher zurückgeſtellt werden, 
zumal angeſichts der in Südſlawien noch immer herrſchenden relativ hohen Diskont— 
ſätze für Anlagezwecke hauptſächlich Eigenmittel in Betracht kommen. Der Mangel 
an genoſſenſchaftlichem Gemeinſchaftsgeiſt läßt die bisher nur 
in beſcheidenem Umfange in Angriff genommene Erziehungsaufgabe als 
beſonders vordringlich erſcheinen. Auf dieſem Gebiete waren bisher dreimonatige 
landwirtſchaftliche Genoſſenſchaftslehrgänge in Neu-Werbaß ſowie die in beiden 
letzten Jahren durchgeführten genoſſenſchaftlichen Geſchäftsführer-Lehrgänge, mit 
durchſchnittlich 30 Teilnehmern, zu verzeichnen. Durch den kürzlich erfolgten Ankauf 
von zweckmäßigen Baulichkeiten in Neu-Futog bei Neuſatz, mit dazugehörendem 
ausgedehntem Grundbeſitz, wo eine Landwirtſchaftsſchule für Burſchen und eine 
Wirtſchaftsſchule für Mädchen untergebracht werden, iſt nun eine wichtige Voraus— 
ſetzung geſchaffen, der Erziehungsfrage die ihr gebührende Aufmerkſamkeit zu 
widmen. 

Durch eine letzthin erfolgte Satzungsänderung iſt der Tätigkeitsbereich der ZD, 
als des Spitzenverbandes der deutſchen Zentralgenoſſenſchaften, u. a. auch dahin⸗ 
gehend erweitert worden, daß durch Gründung verſchiedener Zweige des Haus- 
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gewerbes und der Hausinduſtrie namentlich für die Winterzeit ſowie durch Errich- 
tung und Finanzierung genoſſenſchaftlicher Betriebe ſolcher Art die Arbeiterſchaft, 
insbeſondere die TLandarbeiterſchaft, Förderung erfahre. Dadurch würde 
auch dieſe zahlreiche Schicht der deutſchen Landbevölkerung, der neben den Zwerg— 
beſitzern auch viele Kleinbeſitzer hinzugezählt werden müſſen, in den Bereich der 
organiſierten wirtſchaftlichen Gemeinſchaftsarbeit rücken. Eine alsbaldige Inangriff⸗ 
nahme dieſer Aufgabe erſcheint um ſo wünſchenswerter, als die Wirtſchaftslage der 
Landarbeiterſchaft infolge der äußerſt niedrigen Lohnſätze, die dazu noch durch das 
Angebot von Wanderarbeitern mit beſcheidenſten Lebensanſprüchen herabgedrückt 
werden, ſowie infolge der zumeiſt nur ſaiſonmäßigen Beſchäftigung überaus ſchwierig 
iſt. Eine Anzahl deutſcher Landarbeiter fand im vergangenen Jahre im Mutter- 
lande Arbeit. 

Von den deutſchen Genoſſenſchaften wird auch verſucht, der Umſtellung der 
ſchwäbiſchen Wirtſchaftsbetriebe vom Getreidebau auf die Erzeugung 
von Fleiſch, Milch, Käſe, Eiern, Futtermitteln u. ä. m. den Weg zu bahnen. Die 
drei Tierzuchtverbände haben in dieſer Richtung hin ſchon Bedeutendes geleiſtet. 
Immerhin hat z. B. die genoſſenſchaftliche Geflügelverwertung erſt im Oberbanat 
richtig Fuß faſſen können. Angeſichts der Abhängigkeit der jetzt noch vorherrſchenden 
Weizen⸗Mais⸗Wirtſchaft von der jeweiligen Weltkonjunktur kann die Notwendig— 
keit der Umſtellung auf eine vielfeitigere und mit weniger Riſikomomenten verbun⸗ 
dene Erzeugung kaum beſtritten werden. Vom jugoſlawiſchen Staate wird insbe- 
ſondere der Anbau verſchiedener Induſtriepflanzen, in letzter Zeit namentlich von 
Baumwolle, gefördert. In den deutſchen Bauernwirtſchaften hat ſich der Anbau von 
Induſtriepflanzen bisher nur in geringem Maße durchgeſetzt. Nur der Hanfbau 
beſitzt für eine Reihe Weſtbatſchkaer Gemeinden mit dem Mittelpunkt in Hodſchag 
größte Bedeutung. Der Anbau von Slpflanzen iſt in allmählicher Zunahme be— 
griffen. Bei Beurteilung gerade dieſer Fragen werden geſamtvolkliche 
Wirtſchaftszuſammenhänge in beſonderem Maße berückſichtigt werden 
müſſen, und es ſei in dieſem Zuſammenhang darauf hingewieſen, daß im Zuge des 
intenſivierten deutſch-jugoſlawiſchen Warenaustauſches auch die wirtſchaftlichen Be— 
ziehungen zwiſchen dem deutſchen Kernvolk und feiner Außengruppe in Jugoſlawien 
eine erfreuliche Zunahme erfahren haben. 

In der 3D, als dem Reviſionsverband der deutſchen Zentralgenoſſenſchaften, 
waren Ende 1935 insgeſamt 363 Mitgliedsgenoſſenſchaften mit 48 500 Einzelmit⸗ 
gliedern zuſammengeſchloſſen (Ende 1933: 313 Mitgliedsgenoſſenſchaften mit 42 800 
Einzelmitgliedern). Die meiſten Ortsgenoſſenſchaften wurden als ſog. „Bauern— 
hilfen“ gegründet; ſie ſind gleichzeitig Kredit- und Warengenoſſenſchaften und ge— 
hören den beiden betreffenden zentralen Verbänden an. Gebietsmäßig befinden ſich 
die meiſten Ortsgenoſſenſchaften in der Batſchka und in etwas geringerer Zahl im 
Banat. Es folgen dann in größerem Abſtand: Slawonien, Syrmien, die Baranja 
und ſchließlich die bosniſchen Kolonien. Die deutſchen Genoſſenſchaften haben für 
das Wirtſchaftsleben ihres Gebiets überhaupt eine unverkennbare Bedeutung er— 
halten, ſodaß ihre Tätigkeit auch ſeitens der zuſtändigen Staatsſtellen Anerkennung 
findet. 

Aus der Genoſſenſchaftsarbeit des vergangenen Jahres verdient die Grün- 
dung einer landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaft in Gottſchee 
beſonders hervorgehoben zu werden. Sie hat ſich zur Aufgabe geſtellt, die land- 
wirtſchaftliche Erzeugung in Gottſchee durch Umſtellung in der Anbauweiſe, Ein- 
ſchränkung des Waldbaus, Flurbereinigung und ähnliche Maßnahmen auf neue 
Grundlagen zu ſtellen und für den Abſatz zu befähigen. Als eine der nächſten Auf⸗ 
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gaben wurde die Errichtung einer Molkerei und einer Obſtverwertungsanlage in 
Angriff genommen. Später ſoll auch an die Ausgeſtaltung der Heiminduſtrie ſowie 
die Errichtung von landwirtſchaftlichen Muſtergütern herangeſchritten werden. Durch 
Stärkung des Gemeinſchaftsſinnes und des Vertrauens zur Heimatſcholle wird dar— 
über hinaus die Wiedergeburt des Gottſcheer Bauerntums, als Vorausſetzung der 
wirtſchaftlichen Geſundung der Sprachinſel, erſtrebt. 


Die ſich in Slowenien mehrenden Fälle der Verweigerung der Grund— 
beſitzübertragung an Deutſche durch die im Herbſt 1936 ins Leben ge: 
rufene Grundverkehrskommiſſion, worauf der Abgeordnete Dr. Stephan Kraft in 
ſeiner Rede vor dem Finanzausſchuß des Belgrader Abgeordnetenhauſes hingewieſen 
hat, ſtellten nicht nur eine verfaſſungswidrige Ausnahmeverfügung gegen die ſtaats— 
treue deutſche Bevölkerung, ſondern auch eine ſchwere Beeinträchtigung ihrer Wirt— 
ſchaftsbelange dar. Beſonders häufige Anwendung findet dieſe in keiner Weiſe zu 
rechtfertigende Praxis im Drautal, ſodaß dort Beſitzübertragungen an Deutſche 
ſeltenſte Ausnahmefälle darſtellen. Es iſt zu hoffen, daß in dieſer Frage baldigſt 
Abhilfe geſchaffen und das unverſtändliche Vorgehen der Grundverkehrskommiſſion 
abgeſtellt wird. 

Während die ſchwäbiſchen Bauern in ihren Genoſſenſchaften ein feſtes wirtſchaft— 
liches Rückgrat beſitzen, fehlt es bei den übrigen Berufsſtänden noch an entſprechen— 
den Wirtſchaftszuſammenſchlüſſen. Das deutſche Handwerk, einſt vielfach auch 
in dieſem Siedlungsraum bahnbrechend und richtungweiſend, hat unter der Kriſe 
ſehr gelitten. Viele Dorfhandwerker ſahen ſich veranlaßt, ſich völlig auf die bis dahin 
als zuſätzliche Erwerbsquelle betriebene Landwirtſchaft zurückzuziehen. Andere gin— 
gen zur Induſtrie. Gleichwohl iſt der gewerbliche Anteil an der Geſamtvolksgruppe 
überraſchend ſtark (er beträgt bis zu 15%), beſonders in der Batſchka, wo ſich neben 
den Städten auch in Märkten, wie Apatin, Hodſchag, Neu-Werbaß, ſowie Gemeinden, 
wie Tſcherwenka und in der Umgebung Hodſchags (gewerbsmäßige Verarbeitung 
des Rohhanfes!) ſtarke gewerbliche Mittelpunkte befinden. Seit der allgemeinen 
Beſſerung der Wirtſchaftslage iſt auch im Handwerk ein Aufſchwung feſtzuſtellen. 
Das trifft beſonders für jene Handwerkszweige zu, die in der dortigen Landwirt— 
ſchaft am meiſten benötigt werden, wie für Schmiede, Mechaniker, Sattler, Weber, 
Faßbinder u. dgl. In einzelnen Fällen liegt ſogar ein unverhältnismäßig ſtarkes 
Anwachſen neuer Betriebe vor, was die Erwerbsmöglichkeiten natürlich ebenfalls 
beeinträchtigt. Doch iſt im allgemeinen die in der Vorkriſenzeit vorhanden geweſene 
Vollbeſchäftigung noch nicht erreicht. 


Auch hier ſind es neben wirtſchaftlichen Gründen wieder ſolche pfychologiſcher 
Natur, die am Niedergang oder doch zumindeſt Stillſtand des deutſchen Handwerks 
Schuld tragen. Eine von völlig falſchen Vorausſetzungen ausgehende ſoziale und 
wirtſchaftliche Minderbewertung des Handwerks, wie ſie als faſt allgemeine Er— 
ſcheinung auch bei anderen deutſchen Volksgruppen im Oſten und Südoſten wahr— 
zunehmen iſt, hatte eine allmähliche Abkehr von den handwerklichen Berufen zur 
Folge, ſodaß der deutſche Handwerksſtand in Südſlawien heute mit ernſten 
Nachwuchsſorgen zu kämpfen hat. An Stelle der deutſchen Lehrlinge treten 
häufig Nichtdeutſche, die z. T. ſogar aus den Kerngebieten des ſtaatsführenden Volkes 
kommen und ſo zur Unterwanderung des deutſchen Siedlungsgebietes beitragen, 
da fie ſich häufig dort dauernd niederlaſſen. Ihre Organiſationen „Privrednik“ und 
„Hrvatski Radisa“ ſind heute ſchon in allen wichtigen deutſchen Gewerbeſiedlungen 
vertreten. An der Zuſammenfaſſung des deutſchen Gewerbenachwuchſes arbeitet die 
Lehrlingsfürſorge des Schwäbiſch-Deutſchen Kulturbundes, die auch von Zeit zu Zeit 
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Ausſtellungen deutſcher Lehrlingsarbeiten veranftaltet. Die Zahl der von ihr erfaßten 
und betreuten Lehrlinge betrug 1935: 522, 1936: 672 und 1937: 821, die in 104 ver⸗ 
ſchiedenen Gemeinden in 59 Berufen untergebracht ſind. Der Frage der beruflichen 
Fortbildung und Schulung, die mit Rückſicht auf die Erhaltung der Qualitätsleiftun- 
gen des deutſchen Handwerks beſondere Bedeutung beſitzt, wird zunehmende Auf— 
merkſamkeit gewidmet. 

Infolge der allmählichen Induſtrialiſierung Südſlawiens, die gerade in letzter 
Zeit wieder bedeutende Fortſchritte macht, ſuchen und finden auch immer mehr 
Deutſche, vielfach bisher ſelbſtändige Handwerker, in der Induſtrie Beſchäftigung. 
Zahlreiche deutſche Induſtrie arbeiter befinden fi) vor allem in der 
Hauptſtadt Belgrad, die aus ihrer ganzen Banater und beſonders ſyrmiſchen Um- 
gebung (3. B. Indjia) deutſche Arbeitskräfte heranzieht, in Agram, in Semendria, 
während in Einzelfällen, wie Werſchetz und in Slowenien beſonders Marburg, ſchon 
ſeit früher eine ſtarke deutſche Arbeiterſchaft beſteht. Obwohl ſich die Wirtſchaftslage 
der Induſtriearbeiter etwas gebeſſert hat und mit jener der Landarbeit nicht zu ver- 
gleichen iſt, läßt ſie dennoch vieles zu wünſchen übrig. Die ungünſtigen Arbeitsver— 
hältniſſe der Induſtriearbeiter tragen viel dazu bei, daß dieſe volkstumsfremden und 
feindlichen Einflüſſen in ſtärkſtem Maße ausgeſetzt find — eine Gefahr, die beſon— 
ders von den eine Erneuerung der Volksgruppe erſtrebenden Kräften erkannt und 
bekämpft wird. l 

Als aufſtrebender Berufsſtand tritt in der Volksgruppe immer ſtärker auch die 
an der Beſſerung der allgemeinen Wirtſchaftslage nun ebenfalls teilhabende 
deutſche Kaufmannſchaft in Erſcheinung. Während in der Vorkriegszeit 
der deutſche Kaufmann in der Regel in gleicher Weiſe wie der Intellektuelle ſeinem 
Volkstum entfremdet wurde und ſich nur in Einzelfällen als Deutſcher behaupten 
konnte, entwickelte ſich nach dem Kriege allmählich eine deutſche Kaufmannſchaft. 
Dank ihres Gewerbefleißes konnte ſie im allgemeinen zufriedenſtellende Erfolge er— 
zielen und ſich gegenüber dem ſcharfen andersvolklichen Wettbewerb erfolgreich be— 
haupten. Eine über den lokalen Bereich hinausgehende Bedeutung vermochte fie 
jedoch nur in ſeltenen Fällen zu erlangen, Auch hier fehlte es, bis auf 2—3 Ge- 
noſſenſchaften von Kleinkaufleuten, an jedem Zuſammenſchluß, und erſt in letzter 
Zeit ſind Anſätze zu einer berufsgemeinſchaftlichen Zuſammenfaſſung der deutſchen 
Kaufleute vorhanden, wobei es auch hier vielfach noch herrſchende individualiſtiſche 
Anſchauungen zu überwinden gilt. 

In Induſtrie und Bankweſen iſt der deutſche Anteil verhältnismäßig gering. 
Dabei iſt auch zu berückſichtigen, daß die Frage der volklichen Zuordnung gerade 
hier beſondere Schwierigkeiten bereitet. Schwäbiſches Kapital iſt in nennenswertem 
Umfange nur in der Mühleninduſtrie, hauptſächlich in Geſtalt mittlerer 
und kleiner Dorfmühlen, vertreten. Nachdem die jugoſlawiſche Mühleninduſtrie zu— 
folge ungünſtiger handelspolitiſcher Umſtände lange Zeit ſtagnierte, find jetzt Be— 
ſtrebungen zur Förderung der Mehlausfuhr im Gange, die jedoch hauptſächlich den 
großen Aktienmühlen zugute kommen dürften 

Obwohl in zahlreichen Banken hauptſächlich deutſches Kapital angelegt iſt und 
die Leitung in Händen von Deutſchen liegt, kann von einem deutſchen Bankweſen 
in Jugoflawien, mangels entſprechenden Zuſammenſchluſſes und einheitlicher Aus⸗ 
richtung, dennoch nicht geſprochen werden. Bei den einzelnen Banken handelt es ſich 
faſt ausnahmslos um Provinzinſtitute mit zum überwiegenden Teil bäuerlichen 
Schuldnern; ein Großteil dieſer Inſtitute befindet ſich noch in ſchwieriger Lage. 

Viel weniger als bei den Deutſchen in der Wojwodſchaft tritt beim überwiegend 
kleinbäuerlich beſtimmten Slawoniendeutſchtum die nicht in der Landwirt— 
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ſchaft beſchäftigte Bevölkerung in Erſcheinung. Immerhin befteht in Eſſegg eine 
zahlreiche deutſche Stadtbevölkerung, was hier zu der Aktion Anlaß gab, eine un— 
mittelbare Verbindung zwiſchen den deutſchen bäuerlichen Produzenten von Lebens⸗ 
mitteln, insbeſondere von Milchprodukten, und den ſtädtiſchen Verbrauchern anzu— 
bahnen. 

Das Wirtſchaftsleben des heute hauptſächlich auf das Städtedreieck Marburg — 
Pettau—Cilli konzentrierten Deutſchtums in Südſteier ift, im Gegenſatz 
zu den donauſchwäbiſchen Siedlungen und zur Gottſchee, vor allem mit Handel, 
Gewerbe und Induſtrie verknüpft, wobei für die Beurteilung der Wirtſchaftslage 
der einzelnen Wirtſchaftszweige im weſentlichen das vorher Geſagte gilt. 

E. K. 


Vom Motor zur Hacke 
Rußlanddeutſche Flüchtlinge ſiedeln in Braſilien 


Die Maſſenflucht der durch die brutale Zwangskollektivierung zur Verzweiflung 
getriebenen rußlanddeutſchen Bauern im Herbſt 1929 iſt im Reich noch nicht ver- 
geſſen. Rund 14000 deutſche Koloniſten ſtrömten in jenem für das Rußlanddeutſch— 
tum ſchwarzen Jahr aus faſt allen deutſchen Siedlungsgebieten des Landes führer— 
los bei Moskau zuſammen, in der Hoffnung, hier an höchſter Stelle die Erlaubnis 
zur Auswanderung vielleicht doch noch erwirken oder erzwingen zu können. Aber 
nur etwa 5600 Flüchtlingen gelang es, durch Vermittlung der deutſchen Regierung 
über die Grenze zu kommen. Alle anderen wurden in ungeheizte Güterwagen ge— 
ſperrt, zu ſchier endlos langen Zügen zuſammengekoppelt und in wochenlanger Reiſe 
in ihre fernen Anſiedlungen zurückbefördert. 

Furchtbar war dieſe Fahrt der recht- und ſchutzloſen deutſchen Koloniſten durch 
den ruſſiſchen Winter. Zu Dutzenden erfroren und verhungerten ihre Kinder, weil 
ihnen wochenlang nichts Warmes geboten werden konnte. Dabei mußten die Leichen 
tage- und nächtelang mitgefahren werden, denn es blieb der Laune der fie begleiten- 
den GPll⸗Mannſchaften überlaſſen, die Wagen zu öffnen oder geſchloſſen zu laſſen. 

Krank und völlig heruntergekommen langten die Flüchtlinge in ihren Dörfern 
an. Aber hier war während ihrer Abweſenheit ihr geſamter Hausrat verſchleppt 
und ihre Häuſer waren vielfach von Fremden beſetzt worden. Das Leben, das nun 
begann, war kein Leben mehr, nicht einmal mehr ein Vegetieren, ſondern ein tag— 
täglicher demoraliſierender Kampf um irgend etwas Eßbares. 

Währenddeſſen behielt die GPll die unglücklichen „Moskaufahrer“ unentwegt 
im Auge. Von Zeit zu Zeit bot ſich ein geeigneter Anlaß, dieſen oder jenen der 
Koloniſten herauszugreifen und ihn auf den Weg zu bringen in die verſchneiten 
Urwälder am Weißen Meer. Und kaum einer jener Flüchtlinge dürfte ſeinem grau— 
ſigen Schickſal entgangen ſein. 

Im deutſchen Mutterland fanden die gehetzten Rußlanddeutſchen Unterkunft in 
den raſch hergerichteten Lagern Hammerſtein, Prenzlau und Mölln. Hier wurden 
ſie verpflegt und beſtens eingekleidet. Leider raffte eine Maſernepidemie in wenigen 
Monaten über 150 ihrer Kinder hinweg und trübte ſo ſehr ſtark die Freude der 
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Heimkehrer, nach anderthalb Jahrhunderten endlich in der Heimat ihres Herzens 
zu ſein. 

Da ein Verbleiben dieſer Gäſte in dem überfüllten Deutſchland von vornherein 
nicht in Erwägung gezogen wurde, richteten die meiſten der Flüchtlinge ihre Blicke 
nach Kanada, wo faſt alle von ihnen Verwandte und Bekannte hatten. Doch jah 
ſich Kanada wegen ſeiner ſchlechten Wirtſchaftslage gezwungen, die Einwanderung 
zu ſperren. Nun ſtanden den Heimatſuchern nur noch Braſilien und Paraguay 
offen. Aber gegen eine Verbringung der Rußlanddeutſchen nach Paraguay ſprachen 
verſchiedene gewichtige Gründe. Dort kam als Siedlungsgebiet nämlich der weſtlich 
vom Paraguayfluß gelegene Teil des Landes, der 29 Millionen Hektar große Chaco, 
in Frage. Es iſt das eine rieſengroße, buſchbedeckte Ebene mit zerſtreut liegenden 
Kamps, die zuſammen vielleicht ein Viertel der Geſamtfläche ausmachen. 

Mitten im Chaco ſiedelten ſeit 1926/28 bereits rund 1800 kanadadeutſche Kolo- 
niſten, über deren wirtſchaftliches Ergehen nach außen bis dahin aber ſogut wie 
gar nichts bekannt geworden war. Allgemein hatte der Chaco als unbeſiedelbar 
gegolten, und zwar in der Hauptſache wegen ſeiner geringen Niederſchläge. Die 
deutſche Regierung hatte denn auch vor einer Anſetzung ihrer rußlanddeutſchen 
Schützlinge in jenem Gebiet gewarnt. Daß ſich im Chaco trotzdem 2008 Rußland— 
flüchtlinge anſiedelten, geſchah auf Veranlaſſung und Verantwortung des Mennoniti— 
ſchen Zentralkomitees in den Vereinigten Staaten, das die Mittel für den Ankauf 
des Landes und die Unterhaltung der Siedler zur Verfügung ſtellte.“) 

1262 jener rußlanddeutſchen Flüchtlinge wurden 1930 auf Koſten des Reiches 
nach Braſilien verbracht, und zwar auf das Land der Hanſeatiſchen Koloniſations— 
geſellſchaft in der ſog. Hanſa im Staate Santa Catharina. Hier entſtand im Tal des 
Oberen Krauelfluſſes die Anſiedlung Witmarſum mit rund 800 Perſonen, wäh— 
rend etwa 500 Einwanderer 44 km von Witmarſum entfernt auf einem Berg, dem 
ſog. Stoltz- Plateau, die Anſiedlung Auhagen (Prof. Dr. Otto Auhagen in Berlin 
zu Dank und Ehr, der ſich — damals landwirtſchaftlicher Sachverſtändiger an der 
Deutſchen Botſchaft in Moskau — der bedrängten Volksgenoſſen in ihrer furchtbaren 
Not mutig und tatkräftig angenommen hatte) gründeten. 

Der Sachverſtändige für das Auswanderungsweſen des Reiches, Leiter der 
Deutſch-Ruſſenhilfe in Hammonia, ließ die Ankömmlinge von Altdeutſchen bis an 
den Rand des Urwaldes fahren und dort abſetzen. Wer bei den altdeutſchen Volks: 
genoſſen kein Unterkommen finden konnte, durfte ſich in den bald darauf erbauten 
drei Einwandererſchuppen einrichten. 

Auf den von der HRG raſch durchgeſchlagenen engen Schneiſen dringen die 
Flüchtlinge in den Urwald vor. Wer ein Kolonielos in der Nähe der Baracken er- 
hält, ſchätzt ſich glücklich. Die meiſten aber müſſen ſowohl Lebensmittel als auch ihre 
ſonſtige Habe bis zehn Kilometer weit auf dem Rücken durch den Wald ſchleppen. 

Nachdem dort für die erſte Nothütte eine Stelle vom Unterholz geſäubert worden 
iſt, beginnt — anfangs linkiſch und meiſt völlig verkehrt — das Waldſchlagen. Dieſes 
dauert bei zwei Arbeitern für einen Hektar „Feiſteln“ (zu port. foige, ein ſichelartiges 
Gerät mit langem, feſtem Schaft), d. h. das Abhacken des Buſchwerks und der kleinen 
Bäume, Abbrennen und Abräumen 5—6 Wochen. 

Alles Holz, das der Koloniſt nicht verwenden will, bleibt auf der pechſchwarzen 
Rodung liegen, wo es in acht bis zehn Jahren verfault und verwittert. Erſt dann 

) Anmerkung der Schriftleitung: Vgl. Walter Quiring, „Deutſche 
erſchließen den Chaco“. Verl. Schneider, Karlsruhe 1936 und von demſelben Verfaſſer „Ruß⸗ 


landdeutſche ſuchen eine Heimat. Die deutſche Einwanderung in den parag. Chaco“, Verl. 
Schneider, Karlsruhe 1938. 
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kann der Koloniſt darangehen, die morſch gewordenen Stumpfe auszugraben und 
den Urwaldboden Schritt um Schritt in Pflugland zu verwandeln. Und Pflugland 
iſt die große Sehnſucht dieſes rußlanddeutſchen Steppenbauern. Bis dahin iſt ſein 
einziges Gerät die Hacke, und es koſtete die ehemaligen Großbauern, die an Motor 
und andere Maſchinen gewöhnt waren, viel Überwindung, ſich mit dieſer primi— 
tiven Wirtſchaftsweiſe abzufinden. Und man muß ſelber den mit einer Schicht 
Aſt⸗ und Laubwerk bedeckten Boden zwiſchen Stämmen und Stumpfen gehackt 
haben, um Mißmut und Überdruß vieler jener Hackbauern an dieſer ſtumpfſinnigen 
Tätigkeit zu verſtehen. 

Aber der Urwaldbauer ſät nicht nur mit der Hacke, mit ihr muß er auch ſeinen 
geſamten Acker, in der Regel 5 bis 10 Hektar, zwei- bis dreimal im Jahr hacken. Da— 
bei wird der Rücken krumm und ſteif und müde, und mit Wehmut denkt der notge— 
drungen auch in glühender Sonnenhitze ſchaffende Rodungsbauer an die goldene 
Zeit in Rußland, wo vier ſtolze Pferde ſeinen Selbſtbinder durch das wogende 
Weizenfeld zogen. Kaum einer von ihnen hatte in jenem geſegneten Lande mit 
fünfzig Jahren noch körperlich zu arbeiten brauchen oder mögen, und wenn ſie ſich 
in dem Alter auch noch nicht zur Ruhe ſetzten, ſo waren ſie doch in der Lage, ihren 
weitgehend mechaniſierten Betrieb durch eigene und billige ruſſiſche Kräfte zu be— 
dienen. In Braſilien aber gibt es, namentlich in den erſten zehn Jahren, wo die 
Mittel fehlen, weder fremde Arbeiter noch Maſchinen, und jegliche Arbeit verrichtet 
der Urwaldbauer mit eigenen Händen. Auf dieſe Weiſe iſt er einen großen Teil 
des Jahres mit ſeiner einzigen „Maſchine“, der Hacke, förmlich verwachſen. 

Rund ein Jahr lang wird die ganze Gruppe vom Reich, das ihnen auch eine 
zweckmäßige Ausrüſtung für Haus und Acker mitgegeben hat, unterhalten. Die 
holländiſchen Taufgeſinnten ſchicken als Beihilfe und zum Teil als Darlehen rund 
140 000 RM. 

In der Art zu wirtſchaften muß ſich der Urwaldbauer völlig umſtellen. Sein 
Haupt: und Abſatzerzeugnis iſt der Aipim, eine die Kartoffel erſetzende Knollen— 
frucht, aus der in der eigenen Fabrik Stärke gewonnen wird. Ferner zieht er Süß— 
kartoffeln (Bataten), europ. Kartoffeln, Cara, eine Knollenfrucht, die mit Maismehl 
vermiſcht zu Brot verbaden wird, und drei andere Knollen: Araruta, Taya und 
Yams. Während Reis und Erdnüſſe bis heute erſt wenig geſät wurden, nehmen die 
Bohnen, das Nationalgericht der Braſilianer, einen größeren Platz ein auf der 
Pflanzung. Der „Weizen“ aber des Urwaldkoloniſten und ſein zweitwichtigſtes Er— 
zeugnis iſt der Mais, der ihm Brot gibt und Futter für Pferde, Schweine und Hüh— 
ner. Die mit dem Anbau von Weizen und Roggen unternommenen Verſuche ſind 
zwar wenig ermutigend, doch laſſen die Ergebniſſe ein endgültiges Urteil als ver- 
früht erſcheinen. 

Auch von den in Europa gewohnten Gemüſeſorten braucht der Koloniſt in 
Witmarſum keine zu entbehren. Allerdings wird ſowohl der Gemüſe- als auch der 
Obſtbau — die Bäume wachſen im allgemeinen ſehr gut — immer wieder in Frage 
geſtellt durch zwei gefährliche Feinde: die Blattſchneideameiſen und den Froſt. Natür⸗ 
lich ſchädigt der Froſt nur die Winterfrüchte: Apfelſinen, Mandarinen, die frühen 
Sorten der Pfirſiche und die Miſpeln. Von den aus Europa eingeführten Obſtſorten 
gedeihen verhältnismäßig gut Apfel-, Birn-, Pflaumen⸗ und Quittenbäume. Der 
Ertrag, namentlich der Birn- und Pflaumenbäume iſt zwar nicht ſchlecht, doch hält 
er mit dem in Europa keinen Vergleich aus. Auch beſonders im Geſchmack ſtehen 
dieſe Früchte den in Deutſchland gezogenen ſehr weit nach. 

Die Zahl der Schädlinge des Urwaldbauern iſt Legion. Allerdings ſcheint der 
größte Feind des Obſt- und Gemüſegartens, die gefürchtete Saubaameiſe (Atta 
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sexdens), am Krauel nicht vorzufommen. Aber auch die ſchwarzbraunen Schlepper 
(Atta nigra) ſind immer noch läſtig genug und fügen ſowohl den Gemüſe- als auch 
den Obſtgärten empfindlichſte Schäden zu. Die Maisernte machen dem Bauern die 
Papageie, die Stärlinge und Wildtauben ſtrittig, und wochenlang müſſen die Felder 
gehütet werden, wenn ſich der Koloniſt nicht den ganzen Acker abräumen laſſen 
will. Auch die Knollenfrüchte haben ihre Liebhaber im Urwald, ſo den Päca, der 
übrigens auch den Mais nicht verſchmäht, dann Goldhaſe, Wildſchwein und viele 
andere. 

Das Klima am Krauel iſt ohne Zweifel geſund, und die Umſtellung verurſacht 
den meiſten Einwanderern keine Beſchwerden. Wenn von den ſog. „offenen Wun- 
den“ auch kaum einer der Koloniſten verſchont bleibt, ſo ſind die Wunden bei ſorg— 
fältiger Pflege doch verhältnismäßig leicht auszuheilen. Ebenſo harmlos, wenn 
auch außerordentlich läſtig, iſt der ſog. „rote Hund“. Überaus ſchädlich dagegen 
wirkt ſich die durch den in ganz Braſilien verbreiteten Hackenwurm (Ankylostomum) 
verurſachte ſekundäre Blutarmut aus. Sie iſt auch für die deutſche Bevölkerung 
in Braſilien eine förmliche Geißel, die beſonders die Entwicklung der Kinder ganz 
empfindlich hemmt. Zweimal im Jahr ſollte daher die geſamte Bevölkerung Wurm— 
kuren (mit Tymol oder Tetrachlorkohlenſtoff) durchmachen. 

Malaria kam in dem rund 400 m hod) liegenden Witmarſum bis dahin nicht 
vor, auch wurde die Anopheles nicht beobachtet. Immer wieder dagegen werden 
Typhuskranke eingeliefert, bei denen der Herd der Seuche in den tieferliegenden Sied— 
lungen (Neu-Breslau u. a.) zu ſuchen iſt. Sehr häufig iſt am Krauel auch der Rheu— 
matismus, der bei einigen Koloniſten zu ſchweren Verkrüppelungen führte; auf— 
fallend verbreitet ſind ererbte und erworbene Nervenkrankheiten. Aus Rußland 
mitgebracht wurde das ägyptiſche Trachom, deſſen endgültige Ausrottung der tat— 
kräftige rußlanddeutſche Arzt, Dr. Peter Dyck, zielbewußt anſtrebt. Auffallend ſind 
ſowohl bei Erwachſenen als auch bei Kindern die vielen ſchadhaften (kariöſen) 
Zähne, eine Erſcheinung, die auch in den anderen deutſchen Siedlungen zu be— 
obachten iſt. Verhältnismäßig häufig tritt am Krauel auch der endemiſche Kropf auf. 

Gleich im zweiten Anſiedlungsjahr gründeten die Einwanderer eine Genoſſen— 
ſchaft und ein Sägewerk. Allerdings ſollten ſie inbezug auf die Lohnbarkeit der 
Holzausbeutung eine ſtarke Enttäuſchung erleben. Sie mußten mit der Zeit ein— 
ſehen, daß ſich das „Holzmachen“ nur für diejenigen Bauern lohnt, die in der 
Wirtſchaft über genügend eigene Arbeitskräfte verfügen, d. h. wo die Landwirt: 
ſchaft neben dem Holzgeſchäft ungeſchwächt weiterbetrieben werden kann. Ver— 
ſuchte einmal etwa ein Jungbauer „nebenbei“ Verſandholz zu gewinnen und nach 
Hammonia zu ſchaffen, ſo machte der Niedergang ſeiner Wirtſchaft den ohnedies 
nur kargen Verdienſt raſch wieder zunichte. Dafür aber haben die Koloniſten für 
ſich allerbeſtes Bau- und Möbelholz im überfluß. 

In der Molkerei werden jährlich 285000 Liter Milch verarbeitet, wobei die 
Milch durchſchnittlich nur 4,5 v. H. Fettgehalt aufweiſt. Auch gibt eine Kuh das 
ganze Jahr hindurch im Durchſchnitt nicht mehr als 4 Liter Milch täglich. 

Die Haupteinnahmequelle wird für die Koloniſten der unteren Hälfte der etwa 
18 km langen Anſiedlung vorerſt der Aipim, für die des oberen Teiles aber der 
Mais bleiben. Die Aipimfabrik koſtete die enorme Summe von 67 000 Milreis, 
was in der Hauptſache dem mangelnden Verantwortungsbewußtſein und der Un— 
fähigkeit des Geſchäftsführers der Genoſſenſchaft zuzuſchreiben iſt. 1937 wurden 
478 000 kg Aipim verarbeit, und im nächſten Jahr ſollen es bereits 1 Million kg 
fein. Andere Einnahmequellen ſind beſonders für die Maisbauern die Schweine- 
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zucht, für eine Anzahl Koloniſten auch die Bienenzucht. Doch kann der Urwald— 
bauer mit einer ſtetigen Einnahme auch wegen der Launenhaftigkeit der Preis— 
bildung auf dem braſilianiſchen Markt nicht rechnen. Die Preiſe z. B. auf Mait- 
vieh, Mais uſw. ſchwanken in wenigen Jahren um 100 bis 300%. 

Von lebenswichtiger Bedeutung iſt auf einer auslandsdeutſchen Anſiedlung die 
Frage der Leitung. Von Rußland her waren dieſe Koloniſten an das aus Preußen 
mitgebrachte Schulzenſyſtem gewöhnt; die Schulzen bzw. Bürgermeiſter unter- 
ſtanden einem Oberſchulzen, dem Vorſitzenden der Woloſt (Bezirksamt). In Wit⸗ 
marſum hatte ſich dieſe bewährte Ordnung infolge des Eigennutzes jenes Geſchäfts— 
führers, übrigens eines leidenſchaftlichen Gegners des Dritten Reiches, nicht ein— 
führen laſſen. Erſt 1936 konnten ſich nach langem Kampfe die beſten und wert— 
vollſten deutſchbewußten Kräfte der Anſiedlung durchſetzen und eine unparteiiſche 
Siedlungsleiterwahl durchführen. Jetzt erſt konnte auch der zielklare Kampf auf— 
genommen werden gegen alle die vielen durch die zwölf Jahre Bolſchewismus 
erlittenen ſeeliſchen und charakterlichen Schäden und um den völkiſchen Beſtand 
der Gruppe. 

Auf der Anſiedlung arbeiten drei Volksſchulen und ſeit 1935 auch eine ſog. 
Zentralſchule, die 1936 in eine Realſchule umgewandelt wurde. Infolge des 
Mangels an pädagogiſch vorgebildeten Lehrern haben die Schulen die in Rußland 
innegehabte Höhe nicht mehr erreichen können, doch liegt ihr Niveau immer noch 
über dem der meiſten benachbarten deutſchen Schulen. Die größte der Volksſchulen, 
die in Witmarſum (die Anſiedlung zählt drei Dörfer: Witmarſum-Dorf, Waldheim 
und Gnadental), wurde infolge eines nicht ganz fairen Verhaltens der Schulbehör— 
den und infolge auch der eigennützigen Kurzſichtigkeit einiger leitender Koloniſten 
Regierungsſchule. An den Sonntagnachmittagen finden, von Koloniſten geleitet, 
Sonntagsſchulen ſtatt, deren Niveau allerdings ein überaus beſcheidenes geblieben 
iſt. Die Mutterſprache dieſer Rußlanddeutſchen iſt, abgeſehen von den zwiſchen 
ihnen ſitzenden Altdeutſchen, das weſtpreußiſche Plattdeutſch. 

Kirchlich ſehen wir auch auf dieſer Anſiedlung, wie in allen Täufergemeinden 
der Welt, ein Bild troſtloſeſter Zerſplitterung, die uralte ſog. „Täuferkrankheit“, 
die mit ein Hauptgrund iſt, daß dieſe Gemeinden immer mehr an innerem Gehalt 
verlieren. Auch das kleine Witmarſum zählt drei Gemeinden, von denen die 
jüngſte nur ganze ſechs Familien aufweiſt! Die Gottesdienſte (nicht auch Taufe 
und Abendmahl) werden hier im Gegenſatz zu Rußland von den drei Gemeinden 
gemeinſam abgehalten. 

Dieſe Gruppe hält auch ſtreng an dem Grundſatz bzw. der Einrichtung des 
Laienpredigertums feſt, das heißt, die Prediger werden aus der Mitte der Bauern 
von der Gemeinde durch Stimmenmehrheit gewählt. Der gewählte Prediger wird 
aber von der Gemeinde nicht gelöhnt und geht infolgedeſſen auch weiter ſeinem 
bäuerlichen Beruf nach. Dieſe Einrichtung bedingt natürlich, ſofern nicht auch fach- 
männiſch vorgebildete Prediger hinzukommen, eine augenfällige geiſtige und geiſt— 
liche Dürftigkeit, die ſchließlich auch den Gemeinden das Gepräge geben muß. 
Hinzukommt, daß dieſe Gemeinden Wert legen auf ein möglichſt großes Prediger— 
kollegium. So hat die knapp 200 Familien zählende Anſiedlung Witmarſum 
22 Prediger! Die Anſiedlung Fernheim im parag. Chaco zählte 1934 bei rund 
2000 Einwohnern ſogar über 60 Prediger! Unter dieſen Umſtänden wird natür- 
lich mit Recht von einer Inflation des Predigerberufes geſprochen. Daß ſich die 
viel zu vielen Prediger gegenſeitig im Wege ſtehen und daß hier wertvollſte Kraft 
vergeudet wird durch die unvermeidlichen Unſtimmigkeiten, hervorgerufen nicht 
ſelten durch Neid und Eiferſüchteleien, iſt verſtändlich. 
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Rußlandͤdeutſches Leben in der 
Siedlung Witmarſum (Braſilien) 


— = er 


Ein rußlanddeuticher Anſiedler kommt 
dom „Abräumen“ des Urwaldes heim 


„Buſcher“ an der Arbeit. Mit Ochſengeſpannen werden 
die mächtigen Baumſtämme nach dem Sägewerk geſchleift 


Der Backofen iſt fertig, ein Freudenfeſt für die ganze Nachbarſchaft 


Das Sägewerk Witmarſum, ein Gemein- 
ſchaftswerk der „Rußlanddeutſchen Frieſen“ 


Die Nothütte aus Palmblättern iſt oft 
lange Zeit die erſte Behauſung der Siedler 


Die Rodung brennt. Nun kann daran ger 
gangen werden, das Land urbar zu machen 


Urſprünglich ſtammt dieſer deutſche Splitter aus Weſtpreußen (ab 1788 Aus- 
wanderung nach Rußland). Ob ihre Vorfahren um 1530 in der Hauptſache aus 
Friesland oder aus Flandern bzw. dem Gebiet der Vereinigten Niederlande nach 
Weſtpreußen gekommen ſind, iſt heute noch umſtritten. Auch die Schrift 
von Heinrich Schröder „Rußlanddeutſche Frieſen“ (1936, Selbſtverlag) iſt den 
wiſſenſchaftlichen Beweis für die „Frieſentheorie“ durchaus ſchuldig geblieben. 
Tatſache jedenfalls iſt, daß die überlieferte „holländiſche Abſtammung“ hier dem 
Entſtehen eines ſtarken deutſchen Volksbewußtſeins im Wege geſtanden iſt. Erſt 
von 1933 an beginnt auch in dieſer raſſiſch wertvollen, weil im letzten halben Jahr⸗ 
tauſend nur ganz wenig gemiſchten deutſchen Gruppe, ein allmähliches völkiſches 
Erwachen. 

Die kerngeſunde und einſatzbereite Witmarſumer Jugend fand ſich 1936 zu⸗ 
ſammen zu einem Deutſchen Jugendring, angeſchloſſen an den großen „Deutſch⸗ 
braſilianiſchen Jugendring“. Leider wird eine planvolle Jugendarbeit außerordent⸗ 
lich dadurch erſchwert, daß ein großer Teil der Jugendlichen, namentlich der Mäd⸗ 
chen, in den Städten in Stellung iſt. Trotz ſchlimmſter Erfahrungen, die manche 
der Eltern mit ihren auswärts dienenden Kindern machen mußten, hat ſich die 
Erkenntnis noch nicht durchzuſetzen vermocht, daß der Schaden, den die jungen 
Menſchen in der artfremden Umgebung an Leib und Seele nehmen, durch den 
beſcheidenen materiellen Nutzen bei weitem nicht aufgewogen wird. Manche der 
Kinder ſind ihren Eltern durch das viel zu lange Fernſein von der Familie auch 
längſt aus den Händen gewachſen und werden den Weg weder zu ihrer Familie 
noch zu ihrer Gruppe mehr zurückfinden. Sie ſind dem Deutſchtum verloren. 

* 


Die gleichfalls 1930 entſtandene rußlanddeutſche Anſiedlung Auhagen auf 
dem Stoltz Plateau hat ſich 1935/36 faſt ganz aufgelöſt. Das Plateau liegt 714 m 
über dem Meere; es iſt ein von Schluchten durchzogener hügeliger Bergrücken mit 
drei Ausläufern, über die ſich querweg die Kolonieloſe hinziehen. Von der 5—6 km 
langen Hauptſtraße, an deren beiden Seiten die Kolonien (ſo werden in Braſilien 
die einzelnen Höfe oder Wirtſchaften genannt) etwa 200 m weit auseinanderliegen, 
gehen die Zweigrücken Paca, Urü und Ana ab. 

Schon der Umſtand, daß die Geſamtgruppe nicht geſchloſſen angeſiedelt wurde, 
war ein verhängnisvoller Fehler des Regierungsvertreters. Die durchaus ver- 
meidbare Aufteilung bedeutete von vorneherein eine empfindliche wirtſchaftliche 
und moraliſche Schwächung der Gruppe. So wurde dadurch z. B. auch ſofort eine 
zweite Schneidemühle, ferner Butterei, Mahlmühle, Konſum uſw. notwendig. 

Sowohl die Deutſch-Ruſſenhilfe als auch die von ihr auf das Plateau geſchickten 
Altdeutſchen, die die Neulinge in Fragen der Landwirtſchaft beraten ſollten, ließen 
bei dieſer Anleitung einen außerordentlich wichtigen Umſtand außer acht: daß 
es ſich hier nämlich nicht um eine Talſiedlung, ſondern um eine Bergſiedlung han⸗ 
delt. Und die Wachstumsbedingungen auf einer ſolchen ſind weſentlich andere als z. B. 
auf der in dem benachbarten Tal liegenden Neuhoffnung oder Dona Emma. So 
ſehen die Koloniſten ſchon nach wenigen Ernten, daß Mais und Aipim auf dem 
Plateau kaum jemals ihre Haupterzeugniſſe ſein können. Die Knollen faulten zu 
10 bis 100 v. H. aus, während der Mais nur 5 bis (ausnahmsweiſe!) 25 Sack 
(zu 60 kg) vom Hektar, durchſchnittlich aber nur etwa 12 Sack gibt, gegen im 
Durchſchnitt etwa 30 Sack in Witmarſum. 

Wohl iſt das Plateau bedeutend reicher an Nutzholz als die Krauelſiedlung, 
doch gilt für die Ausbeutung auch hier das über Witmarſum Geſagte. Hinzukommt, 

65 


Der Auslandsdeutſche 


daß Auhagen infolge feiner einzigen denkbar unzweckmäßig angelegten Straße 
wie im Sack liegt, jo daß die Koloniſten bei Fahrten etwa nach dem 65 km ent- 
fernten Hammonia einen fünf Stunden langen Umweg zu machen haben. Begibt 
ſich der Auhagener auf den Weg nach dem rund 45 km abgelegenen Neu-Breslau, 
ſo legt er bis zur erſten Futterſtelle (Machotta) 32,5 km zurück. Von hieraus aber 
kann er ſeine Kolonie durch den Wald zu Fuß in einer halben Stunde erreichen! Man 
erſieht daraus, wie gewaltig der Umweg iſt und daß er für die Siedler einen über- 
aus großen unproduktiven Verbrauch an Zeit und Kraft bedeutet. Erſt 1936 
begann die HRG. mit dem Bau einer kürzeren Straße den Ururücken hinauf, doch 
ſchreiten die Arbeiten nur äußerſt langſam voran. 

1935 beginnen die Koloniſten, die Anſiedlung Auhagen zu verlaſſen; ſie ziehen 
als Fabrik- und Gelegenheitsarbeiter nach Blumenau, Rio do Sul, ja bis nach 
Curityba in Parana. Sie haben den Glauben an eine wirtſchaftliche Zukunft auf 
dem Plateau verloren. Es ſei hier vorweg genommen, daß die Koloniſten die 
Anlaufs- und Auftriebsjahre, die hier mit 8—10 Jahren angeſetzt werden müſſen, 
nicht durchgehalten haben. Darum muß auch ihre Begründung der Abwanderung, 
es ſeien für ſie ausſchließlich Gründe wirtſchaftlicher Art maßgebend geweſen, als 
nicht ganz ſachlich angeſehen werden. Eine ganze Reihe anderer Umſtände haben 
bei der Auflöſung jener Anſiedlung mitgewirkt. 

So beginnen ſchon gleich nach der erſten ſchwachen Ernte die jungen Mädchen 
in die Städte abzuwandern, und bald ſind von 43 erwachſenen Mädchen der An— 
ſiedlung 39 auswärts im Dienſt. Daß unter dieſen Umſtänden ſchließlich auch die 
jungen Männer in die Stadt zu gehen beginnen, iſt begreiflich. Infolgedeſſen ſteht 
die junge Anſiedlung in kurzer Zeit vor der Notwendigkeit, mit nur älteren Leuten 
und den jüngeren Kindern eine ſchwere Urwaldſiedlung durchführen zu müſſen. 

Ein anderer wichtiger Grund für die Abwanderung war das unbefriedigende 
Verhältnis der Einwanderer zu ihrer Landgeſellſchaft. Dieſe hatte 1930 das ganze 
Plateau unter die verfügbaren 95 Einwandererfamilien aufgeteilt, ohne Rückſicht 
auf die Größe der Familien und auch darauf, wieviel Land der jeweiligen Kolonie 
infolge der tiefen Schluchten niemals würde in Bearbeitung genommen werden 
können. Der Einheitspreis für das Land, ſowohl für das taugliche als auch für das 
nach koloniſtiſchem Sprachgebrauch als „Unland“ zu bezeichnende, betrug 120 Mil- 
reis für den Hektar. Da die Kolonieloſe 22 bis 53 Hektar groß ſind, bedeutete 
jener Landpreis für viele, namentlich aber für die Koloniſten mit nur kleinen Kin- 
dern, eine drückende Schuldenlaſt, deren Abtragung ihnen nach den Ergebniſſen 
der erſten Ernten als ganz ausſichtslos erſcheinen mußte. 

Gleich 1931 bittet die Anſiedlung die HKG., den Landpreis auf 100 Milreis 
zu ermäßigen. Die HRG. aber lehnt ab. Es iſt gar kein Zweifel, daß die ſtarre 
Haltung der Landgeſellſchaft die Abwanderung ſehr gefördert und beſchleunigt, 
wenn nicht überhaupt ausgelöſt hat. Übrigens wäre es zu einer Abwanderung 
vom Stoltz-Plateau nach meinem Dafürhalten auch bei einer größeren Beweglich⸗ 
keit der HGK. irgendwann einmal gekommen. Erſt als der Großteil der Familien 
die Anſiedlung verlaſſen hatte, ſah ſich die Landgeſellſchaft in der Lage, den Land— 
preis auf 80 Milreis für den Hektar zu ermäßigen und den Bau des wirtſchaftlich 
lebensnotwendigen Bergaufſtiegs auf eigene Koſten in Angriff zu nehmen. 

Schon Ende 1934 ſchickt die im November jenes Jahres auf der Anſiedlung 
gewählte „Abwanderungskommiſſion“ eine Abordnung — einen Lehrer und einen 
Bauern — auf die Landſuche. Und im Februar 1935 geht eine zweite Abordnung 
hinaus, diesmal ein Lehrer und ein ehemaliger Geſchäftsmann! Beide Abord— 
nungen fahren nach Paranä. Wunder nehmen muß, wie oberflächlich, um nicht 
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zu ſagen leichtfertig die angeſichts der geplanten gemeinſamen Abwanderung jo 
überaus wichtige Angelegenheit des Landſuchens ſowohl von den Abordnungen 
als auch von der Anſiedlung behandelt wird. Die erſte Abwanderung empfiehlt 
ihren Auftraggebern ein Landſtück (Capäo Alto bei Caſtro, zwei Stunden von 
Ponta Groſſa entfernt), das ſie überhaupt nicht geſehen hat! Und die Anſiedlung 
beſchließt, dieſes Landſtück für ſich reſervieren zu laſſen. Daß jenes Gebiet 1934 
nur 186 mm Niederſchläge gehabt hat, wird gedankenlos zur Kenntnis genommen. 
Die Koloniſten laſſen außer acht, daß die landwirtſchaftlichen Verhältniſſe in Bra⸗ 
ſilien von denen in Rußland grundverſchieden find. Während es in Rußland eigent- 
lich ſchwer geweſen wäre, ſchlechtes Land zu finden, erfordert das Ausſuchen eines 
geeigneten Anſiedlungsgebietes hier ein hohes Maß von Kenntniſſen der Sied⸗ 
lungsverhältniſſe, ferner ſehr viel Umſicht und Vorſicht. 


Wunder nehmen muß auch der naive Optimismus der Auhagener, daß ihre 
Organiſationen bzw. Deutſchland ihnen auch bei der Überſiedlung etwa nach 
Parana geldlich helfen würden. Darin ſollten fie allerdings ſchwer enttäuſcht wer- 
den. Die zuſtändigen Stellen im Reich weigerten ſich von vorneherein entſchieden, 
bei jener Abwanderung irgendwie mitzuhelfen. Auch winkten fie unmißverſtänd⸗ 
lich ab, als die Anſiedlung ſich anſchickte, einen Lehrer zu mündlichen Verhandlungen 
nach Deutſchland zu entſenden. 

Aber noch bevor die ſchwebenden Verhandlungen auch nur zu einem vorläufigen 
Abſchluß gelangt ſind, wandern eine ganze Anzahl Familien — einzeln und in 
Gruppen — ab, und im Juli 1935 hatten bereits 30 Familien die Anſiedlung 
verlaſſen. Auch Witmarſum bleibt von dieſer Bewegung nicht verſchont. Dort 
wirkt der genannte wurzelloſe Geſchäftsführer offen für eine Abwanderung, doch 
behalten die beſonnenen Elemente die Oberhand. 1935 verlaſſen 44 Familien die 
Anſiedlung Auhagen, 1936 21 und 1937 4. Die meiſten Familien gehen in die 
Großſtadt Curityba in Parana, etwa 17 Familien erſt, nachdem fie in Rio do Sul 
eine zeitlang in der Fabrik gearbeitet haben. Am Rande der Stadt Curityba 
laſſen ſich die Abwanderer nieder und friſten ihr Leben als Arbeiter und etwas 
ſpäter als Milchbauern. Hier war übrigens ſchon vorher ein Großteil ihrer Jugend 
in Stellung geweſen. 5 

Außer den genannten triftigen Gründen für dieſe Abwanderung — geringe 
Ernteerträge, magerer Boden, hoher Landpreis, der fehlende Bergaufſtieg, die 
wenig lohnende Holzausbeutung, das Verhältnis zur HRG. — haben hier noch 
eine Reihe Unwägbarkeiten mitgewirkt, ohne daß ſie den Koloniſten immer ganz 
klar zum Bewußtſein gekommen fein mögen. Hierher gehören z. B. ihre Ber- 
pflanzung von der faſt uferloſen ruſſiſchen Steppe zwiſchen die hohen waldbedeckten 
Berge, die Umſtellung vom Weizen- auf den Hackbauern, für viele auch die Erkennt⸗ 
nis, daß der in Rußland verlorengegangene Reichtum hier niemals wieder 
werde erarbeitet werden können; und ſchließlich waren die meiſten dieſer Ein— 
wanderer auch nur gezwungen nach Braſilien gegangen, denn ihr eigentliches Ziel 
war Kanada geweſen. 

Außerdem: 63 v. H. aller Auhagener Koloniſten waren niemals Bauern ge- 
weſen, ſondern Handwerker, Guts- und Mühlenbeſitzer, Lehrer, Kaufleute uff. 
Nur fünfzehn der Siedler konnten als alte, erfahrene Bauern angeſprochen werden. 
Allerdings waren ſie in Rußland alle wohlhabend bis reich geweſen, und da ſie 
im Urwald nunmehr ohne fremde Hilfe mit der Hacke als einzigem Ackergerät 
„bauern“ ſollten, bedeutete ihre großbäuerliche Vergangenheit eher eine Belaſtung 
als einen Vorzug. Und ſchließlich darf auch der Umſtand nicht unerwähnt bleiben, 
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daß eine kleine Gruppe führender Männer, denen die letzte und tiefſte Verantwor- 
tung für ihre Gemeinſchaft fehlte, eine eigentliche Siedlungsleitung garnicht auf⸗ 
kommen ließ. Und die Frage der Leitung iſt für eine auslandsdeutſche Siedlung 
von überragender Bedeutung. 

Heute leben in Auhagen noch 34 Familien. Die Frage, ob auf jenem Plateau 
Landwirtſchaft möglich iſt, muß mit ſtarker Einſchränkung bejaht werden. Die 
Koloniſten ſtellen ſich heute allmählich um auf Viehzucht und Milchwirtſchaft, da 
ſie an Aipim und Mais nur knapp genug für den eigenen Bedarf ernten. Obſt⸗ 
bäume gedeihen oben gut, auch iſt der Froſt dort ſeltener und leichter als im Tal. 

Eine andere Frage iſt, ob Auhagen in ſeinem heutigen Beſtande — die Siedler 
ſitzen weit zerſtreut auf dem Plateau — beſtehen bleiben wird. Das ſcheint mir ſehr 
unwahrſcheinlich zu ſein, einmal wegen der großen Zerſtreuung, dann auch wegen 
der Unzufriedenheit mancher Koloniſten mit ihren landwirtſchaftlichen Verhältniſſen, 
der Uneinigkeit untereinander und ſchließlich auch, weil ein nicht geringer Teil der 
abgewanderten Auhagener im Weiterbeſtehen der Anſiedlung eine Anklage gegen 
ſich erblickt und nicht ohne Erfolg bemüht iſt, einen nach dem anderen zum Ver⸗ 


laſſen der Anſiedlung zu bewegen. 
* 


Die meiſten der Auhagener Koloniſten wandten ſich, wie ausgeführt wurde, 
nach Curityba. Als erſter hatte bereits 1931 Jakob Gooßen den Weg dorthin 
gefunden. Ihm folgten 1932 vier weitere Familien. Die erſten 15 Familien des 
Jahres 1935, die die weite Strecke zum größten Teil in zwei Wochen auf Pferde- 
fuhrwerken zurücklegen, mieten ſich in den Vororten (Villa Guayra, Pilarzinho u. a.) 
ein und ſchlagen ſich die erſte Zeit durch als Fabrik- und Gelegenheitsarbeiter. 
Einige kaufen auch Brennholz, zerkleinern es und verkaufen es an die Haushaltun- 
gen in der Stadt. 

Bald wenden ſich einzelne Familien der Milchwirtſchaft zu. Ihre Kühe laſſen 
ſie tags auf dem an die Stadt grenzenden ſogut wie unbeſiedelten Kamp weiden. 
Morgens früh beladen ſie den für alle Milchfahrer der Stadt einheitlichen gelben 
Zweiräder und fahren die Milch aus — von Haus zu Haus. 

In der Stadt aber läßt ſich die Milchwirtſchaft nur ſchwer vergrößern. Daher 
kauft Jakob Gooßen im November 1934 als erſter etwa ſieben Kilometer ſüdlich 
von der Stadt Land, und zwar fünf Hektar. Seinem Beiſpiel folgen bald andere 
Koloniſten, und heute gibt es 7—8 km von Curityba entfernt drei rußlanddeutſche 
Dörfchen: Bougqueiräo (ſpr. Bokkeron) I mit 18 Höfen, Bouqueiräo II 
mit 20 und axim (fpr. Schaſchin) mit 26 Wirtſchaften. Außer dieſen 64 Familien 
wohnten Ende 1937 noch 22 rußlanddeutſche Familien zerſtreut in den genannten 
Vororten und in der Stadt, die zum Teil in Fabriken arbeiten und ſich nebenbei 
mit Milchwirtſchaft beſchäftigen. Von den 88 in und um Curityba wohnenden 
rußlanddeutſchen Familien kommen 55 aus Auhagen, 31 aus Witmarſum und 
2 aus Fernheim im parag. Chaco. 

Die in den drei kleinen aneinanderliegenden Siedlungen lebenden Familien 
beſitzen nur je 2% bis 7% ha Land, dabei iſt der Boden ſehr mager und liefert 
ohne Dung keine Erträge. Das Vieh der Koloniſten geht frei auf dem rund 4000 ha 
großen, umfriedeten Kamp der Landgeſellſchaft, doch muß als Zufutter Kleie gekauft 
werden. Die Koloniſten rechnen damit, daß ihnen das Weideland mit der Zeit 
knapp werden wird. Eine baldige Beſiedlung des Landes iſt zwar nicht zu befürch⸗ 
ten, doch werden 2 km von Bouqueiräo entfernt eine Anzahl Kavalleriekaſernen 
erbaut, und die Siedler ſehen eine bedeutende Herabminderung der Güte ihrer 
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Weide voraus durch die wahrſcheinlich ſtarke Beſtockung des Kamps mit Militär- 
pferden. 

Doch hoffen die Milchbauern, auch nach einer Beſiedlung des Kamps bei inten⸗ 
ſiver Bewirtſchaftung ihres Bodens immer noch je drei Kühe auf zwei Hektaren 
Land durchfüttern zu können. Und die Milchwirtſchaft ernährt ſchon eine Familie, 
wenn auf jeden Kopf mindeſtens eine Kuh unterhalten wird. Aber für die erſten 
zehn Jahre brauchen die Koloniſten eine Schmälerung ihres Weidelandes durch 
Beſiedlung noch nicht zu fürchten. Außerdem beſtünde auch die Möglichkeit, alles 
Jungvieh auf weiter entfernt liegende freie Kamps zu verbringen und fo die ver- 
ringerte Weidefläche zu entlaſten. 

Neben der Milchwirtſchaft hoffen die Siedler auch, ſich durch Gemüſebau Ein⸗ 
nahmen zu erſchließen. Doch ſtoßen ſie bei dieſem Verſuch auf die ſtarke Konkurrenz 
der Japaner, Türken und Polen. Dieſe beherrſchen den geſamten Gemüſe- und 
Obſthandel der Stadt. 


Aber trotz jener Schwierigkeiten iſt die wirtſchaftliche Lage dieſer Koloniſten 
um Curityba heute ſchon ohne Zweifel beſſer, als die der auf dem Stoltz- Plateau 
zurückgebliebenen Einwanderer. Trotzdem wäre eine die zukünftige wirtſchaftliche 
Entwicklung vorwegnehmende Prognoſe verfehlt. Der Milchbedarf der Stadt wird 
von den umliegenden Bauern vollauf gedeckt, und vielfach müſſen ſchon nicht un⸗ 
erhebliche Milchmengen nach Haufe mit zurückgenommen werden. Ob ein wirtſchaft⸗ 
licher Aufſchwung auf ſo kleinen Landanteilen möglich ſein wird, kann erſt in 
7-10 Jahren überſehen werden. 

Was die Anſiedlung dieſer Koloniſten am Stadtrand von Curityba als ver— 
fehlt erſcheinen läßt, ſind nicht die wirtſchaftlichen Ausſichten, ſondern die offen⸗ 
ſichtliche Unmöglichkeit, hier ihre überlieferte bäuerliche Kultur weiterzupflegen 
und ſich völkiſch zu behaupten. Schon den heute lebenden Kindern der Koloniſten 
fehlen ſogut wie alle wirtſchaftlichen Entfaltungsmöglichkeiten, da der Milch- und 
Gemüſemarkt, wie geſagt wurde, bereits geſättigt iſt. Infolge der Armut der 
Eltern und der infolgedeſſen fehlenden Ausbildungsmöglichkeiten ſtehen ihnen nur 
die Berufe der kleinen Gewerbetreibenden, Handwerker, Fabrikarbeiter u. ähnl. 
offen. Wie aber die Stadt, eine braſilianiſche Stadt, auf dieſe im allgemeinen noch 
ſittenreinen und gefunden Koloniſten einwirkt, iſt heute ſchon an einer Reihe nach⸗ 
denklich ſtimmender Beiſpiele zu ſehen. Uneheliche Kinder, gelegentlich vorkommende 
Geſchlechtskrankheiten und Miſchehen ſind erſte Anzeichen einer begonnenen Fehl⸗ 
entwicklung. 

Hinzu kommt in Curityba ein anderes: hier am Rande der Großſtadt iſt ein 
weiteres Verharren in der ſelbſtgewählten Iſolierung nicht mehr möglich. Na⸗ 
mentlich die jungen Menſchen ſehen ſich im Verkehr mit Volksgenoſſen aus dem 
Reich und aus verſchiedenen Teilen Braſiliens vor Fragen und Probleme geſtellt, 
die ihnen bis dahin fremd geblieben waren. Sie geraten durch dieſe Verbindungen 
in den Bannkreis ganz neuer Gedanken und Ideen. Und ihr Blut beginnt zu 
ſprechen. Zum erſtenmal wird ihnen ihre völkiſche Zugehörigkeit hellſtes Bewußt⸗ 
ſein. Und dieſes Bewußtſein drängt zu Entſcheidungen, die nicht immer zugunſten 
ihrer Religionsgemeinſchaft ausfallen. Denn dieſer wird es im allgemeinen ſchwer, mit 
der neuen Entwicklung Fuß zu faſſen. Ihre aus Rußland überkommene alte Führer⸗ 
ſchicht verſagt. Sie ſteht auch dem völkiſchen Erwachen ihrer Jugend (glücklicherweiſe 
im Gegenſatz zu den Geführten!) meiſt verſtändnislos und ablehnend gegenüber. Sie 
denkt auch heute vielfach noch in den überlebten Vorſtellungen der Vorkriegszeit. 
Sie vermag nicht einzuſehen, daß die geruhſamen ruſſiſchen Zeiten, wo ihnen auch 
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ihr (damals im allgemeinen unbewußtes) Volkstum ſelbſtverſtändlicher Beſitz war, 
unwiederbringlich vorbei ſind. Die Prediger geben ſich immer noch der Täuſchung 
hin, ihre Jugend mit den überlieferten religiöfen „Jugendvereinen“ ausfüllen zu 
können. Dieſe Kurzſichtigkeit aber wird den Gemeinden zum Verhängnis, denn 
manche Jugendliche beginnen, ſich von ihrer Gemeinſchaft auch äußerlich loszulöſen 
und eigene Wege zu gehen. 

Das gilt zwar auch für die Anſiedlungen Witmarſum und Auhagen, doch haben 
jene abgelegenen Gruppen genügend Zeit, eine begonnene Entwicklung ausreifen 
zu laſſen. Beſonders in Witmarſum beginnt ſich der entſchloſſene Wille zur 
völkiſchen Selbſtbehauptung und inneren Erneuerung allmählich durchzuſetzen. 
Die Koloniſten fangen an einzuſehen, daß ſie ſich in ihrer neuen Heimat ohne 
zäheſten Kampf auch nicht entfernt ſolange werden halten können als in Rußland. 

Aber auch in Curityba erkennt ein Teil der ehemaligen Auhagener die Ge— 
fahren, vor denen ihre Gruppe ſteht. Sie hören nicht auf zu hoffen, daß es doch 
noch gelingen wird, etwa in Nordparans eine geſchloſſene rußlanddeutſche Anſied— 
lung zuſtande zu bringen und den Großteil ihrer Milchbauern dorthin überzu— 
ſiedeln. Sollten jene Pläne aber nicht verwirklicht werden können, ſo ſcheint ein 
ſchließliches Unterliegen dieſer Bauern in dem ungleichen Kampf mit der fremden 
Großſtadt unvermeidlich zu ſein. Das aber würde für das Braſiliendeutſchtum den 
Verluſt einer zahlenmäßig zwar kleinen, aber raſſiſch wertvollen, weil noch unver- 
miſchten und unverbrauchten Koloniſtengruppe bedeuten. 

Walter Quiring 


Die Japaner in Braſilien 


Zu dem Länderbericht vom November Die Cooperativa Agricola de Cotia umfaßt 


1937 dürften einige ergänzende Mitteilungen, 
ſoweit die japaniſche Volksgruppe in Frage 
kommt, von Intereſſe ſein. Die Einwande⸗ 
rung konzentrierte ſich auf die Mittelſtaaten, 
in erſter Linie Sao Paulo. In der Haupt- 
ſtadt gibt es einen Stadtteil, unweit des 


Mittelpunktes, in dem ſich Haus an Haus 


japaniſche Firmenſchilder befinden. Die Re- 
gierung beſteht jetzt darauf, daß eine Wieder⸗ 
gabe des Textes in der Landesſprache in 
gleicher Größe erfolgt. Doch erſt auf dem 
Lande entfaltet ſich die eigentliche Tätigkeit 
der Japaner. In unmittelbarer Nähe von 
Sao Paulo befinden ſich mehrere Tauſend 
japaniſche Siedler, die als Gemüſebauern 
den ſtädtiſchen Markt beliefern, beſonders 
um Cotia herum gibt es eine dichte Kolonie. 
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an 1300 Mitglieder, darunter auch einige 
Deutſche. Sie iſt ſtraff organiſiert und hat 
ihre Ein- und Verkaufszentrale in Pinheiro, 
einem Vororte von Sao Paulo. Man iſt 
überraſcht von der Ordnung und Verwaltung, 
die dieſe Stelle gleichzeitig zu einem gejell- 
ſchaftlichen und ſozialen Mittelpunkt gemacht 
hat. Der von der Genoſſenſchaft angeſtellte 
Arzt erzählte uns in gutem Deutſch von 
einem Beſuch der Olympiade und beſaß 
eine vorzüglich ausgeſtattete Apotheke deut⸗ 
ſcher Medizinen. Ein japaniſcher Zahnarzt 
praktizierte in einem vorbildlich ausge- 
rüſteten Operationszimmer. Eine Bibliothek, 
ein Geſellſchaftsſaal und andere Einrichtungen 
ähnlicher Natur vervollſtändigen den ſtarken 
Zuſammenhalt. Es gibt eine Anzahl ſolcher 


Genoſſenſchaften im Staate Sao Paulo. An 
200 japaniſche Schulen ſorgen für den Unter⸗ 
richt der Jugend. Dagegen ſind nur an 40 
deutſche Schulen vorhanden. Ich hatte kürz⸗ 
lich Gelegenheit, einige dieſer Inſtitute zu 
beſuchen. Meiſt ſind ſie mit einem Internat 
verbunden und werden vielfach, um den 
ſteigenden Anforderungen zu genügen, aus⸗ 
gebaut. Die japaniſche Jugend macht einen 
diſziplinierten Eindruck. Unter Aufſicht eines 
Lehrers ſahen wir ſie Feldarbeit verrichten, 
in einer Weiſe, die unſerem Arbeitsdienſt 
nicht unähnlich iſt. 

In den letzten Jahren, in denen die Kaffee- 
pflanzungen wenig nutzbringend waren, has 
ben die Japaner ſich ſtark der Baumwoll- 
kultur zugewandt und große Fortſchritte ge⸗ 
macht. Japan deckt einen nicht unbeträcht⸗ 
lichen Teil ſeines Bedarfes, indem es direkt 
von ſeinen Landsleuten bzw. den japaniſchen 
Genoſſenſchaften kauft. Zur Beratung ſtehen 
landwirtſchaftliche Sachverſtändige zur Ver⸗ 
fügung und dem Konſulat iſt eine Fachſtelle 
angegliedert. 

Trotz der Einwanderungsbeſchränkung, die 
ſeit 1930 in Kraft iſt und zahlenmäßig die 
Quote auf 2 v. H. der in den letzten 50 Jah⸗ 
ren in Braſilien gelandeten Angehörigen 


einer Nation feſtlegt, hat Japan die zuläſſige 
Zahl von 3306 im Jahr überſchritten. Die 
Einzelſtaaten befolgen nicht immer die Vor⸗ 
ſchriften der Bundesregierung. Im Jahre 
1935 kamen allein 9611 japaniſche Einwan⸗ 


Heim eines japaniſchen Siedlers in Cotia 


Neues japaniſches Schulheim in Cotia 
bei Sao Paulo 


derer an. Xavier de Oliveira ſagt in ſeinem 
Buch O Problema Immigratoria 1937: „Wenn 
wir unſere Türen nicht ſchlößen, würde Japan 
nach Braſilien überſiedeln“. Dem Japaner 
erſcheint dieſer Teil Südamerikas als ein 
günſtiges Siedlungsland. Man wird bei die⸗ 
ſer Gelegenheit daran erinnert, daß Mand⸗ 
ſchukuo vom Siedlungsſtandpunkt aus ein 
Fehlſchlag iſt. Als Erklärung ſagt man, daß 
das Klima zu kalt ſei. Der Drang Japans 
geht nach dem warmen Süden. 

Die japaniſchen Siedlungsverhandlungen 
wurden von der Kaigai Kogyo Kabushiki 
Kaisha, einer halbamtlichen Geſellſchaft, ge⸗ 
führt. Eine umfangreiche Konzeſſion am 
Amazonas wurde von Braſilien wieder rüd- 
gängig gemacht. Da die Japaner raſſemäßig 
einen Fremdkörper bilden, andererſeits die 
unter Getulio Pargas zentraliſierte Bundes⸗ 
regierung, mit ſtark nativiſtiſchem Einſchlag, 
beabſichtigt, die Bevölkerung zu verſchmel⸗ 
zen und einen einheitlichen Staat zu bilden, 
jo kann man annehmen, daß dieſe Einwan- 
derung nicht gefordert wird. Die Kopfzahl 
der japaniſchen Bevölkerung in Braſilien 
wird zwiſchen 200 000 und 250 000 liegen. 
Eigene Schiffahrtslinien, mit Anlaufen von 
Santos, bewältigen den Verkehr. 

C. R. Hennings 
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Länder- Berichte 


Elſaß-Lothringen 


Rein neuntes Schuljahr! — Das Verlangen nach einer Schulreform — 
Das Ende des elſaß-lothringiſchen Eiſenbahnnetzes — Wieder eine Ein- 
heitsfront der Abgeordneten 


Im letzten Monat des alten Jahres iſt in 
der Frage des neunten Schuljahres, 
die über 13 Monate lang im Mittelpunkt 
heftiger Kämpfe zwiſchen Paris und der 
großen Mehrheit der Elſaß-Lothringer ge⸗ 
ſtanden hattte, das Urteil des franzö⸗ 
ſiſchen Staatsrates gefällt worden. 
Die auf dieſes neunte Schuljahr bezüglichen 
Abſchnitte des Schulpflichtdekrets der Regie- 
rung Blum vom 10. Oktober 1936 find für 
ungültig erklärt worden. Die Regierung 
Chautemps hatte bei ihrem Antritt elſaß⸗ 
lothringiſchen Parlamentariern die Zufage 
gemacht, daß fie die Frage der zuftändigen 
richterlichen Inſtanz zur freien Entſcheidung 
zuleiten werde. Dieſe Stelle, der „Staats- 
rat“, hat dann nach nochmaligem parlamen- 
tariſchem Drängen am 26. November zur 
Sache verhandelt und am 3. Dezember das 
erwähnte Urteil gefällt. Entſcheidend für 
dieſen Ausgang war juriſtiſch die klare Amts⸗ 
überſchreitung des Kabinetts Blum. Politiſch 
entſcheidend war jedoch die Paris aufge- 
zwungene Erkenntnis, daß gegenüber dem 
faſt geſchloſſenen Widerſtand Elſaß-Lothrin⸗ 
gens das Dekret einfach nicht durchzuführen 
ſein würde. Die beiden „Landestagungen“ 
faſt aller Senatoren, Abgeordneten und 
Generalräte der drei Departements in Metz 
(Februar) und Straßburg (Mai 1937) mit 
ihrem einſtimmigen Nein waren dafür eben⸗ 
ſolche Kennzeichen wie die Kreditverweige⸗ 
rungen faſt aller Gemeinderäte und der paj- 
ſive Widerſtand der betroffenen Elternſchaft, 
ganz abgeſehen von der Haltung der Preſſe, 
die mit Ausnahme der wenigen Linksblätter 
das Sonderſchuljahr faſt geſchloſſen ablehnte. 
Die Anrufung des Staatsrats mußte dem 
Kabinettt Chautemps als die beſte Art er- 
ſcheinen, aus der Sackgaſſe wieder heraus⸗ 
zukommen. Der Staatsrat, der in anderen 
Fällen ſein Urteil jahrelang hinausgezögert 
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hat, wenn es politiſch unbequem oder ſchäd⸗ 
lich ſchien, hätte ohne Zweifel auch in dieſem 
Falle noch länger gewartet, wenn es dem 
Miniſterpräſidenten Chautemps tragbar er⸗ 
ſchienen wäre. 

Mit der ausdrücklichen Aufhebung des 
neunten Schuljahrs iſt ein ſeltſames Kapitel 
franzöſiſchen Aſſimilationsſtrebens zunächſt 
einmal abgeſchloſſen, wobei die eljaß- 
lothringiſche Seite die Kraftprobe beſtanden 
hat. In den Reihen der Sieger iſt man ſich 
aber im allgemeinen deſſen bewußt, daß nicht 
einmal in dieſem Einzelpunkte der Pariſer 
Elſaß⸗Lothringenpolitik etwas Endgültiges 
erreicht iſt. Die Linkspreſſe, das ſozialiſtiſche 
Nationale Lehrerſyndikat und ähnliche Kreiſe 
beſtehen darauf, daß nun auf anderem 
Wege durchgeführt werde, was auf dem De- 
kretswege geſcheitert iſt. Dabei führt man 
zur Begründung all das wieder an, was der 
Sozialiſt Leon Blum als Miniſterpräſident 
ſeinerzeit zur Verteidigung ſeines Schul⸗ 
dekrets angeführt hatte: Mißerfolg der 
Volksſchule in bezug auf die franzöſiſchen 
Sprachkenntniſſe; angebliche „überlaſtung“ 
der elſaß⸗lothringiſchen Volksſchule durch 
Deutſch⸗ und Religionsunterricht, die Auf⸗ 
gabe der Linksparteien, den Kindern des 
„ſchaffenden Volkes“ durch beſſeren Unter- 
richt den Weg zum Aufſtieg zu ebnen. — Daß 
es ſich hier entweder um reine Vorwände zur 
Verdeckung anderer (namentlich religions⸗ 
feindlicher) Ziele handelt oder aber um man⸗ 
gelnde Einſicht in die Sprachen- und Volks⸗ 
tumsfragen, zeigt die Verſtändnisloſigkeit in 
bezug auf die herrſchende Unterrichtsmethode. 

Unverſtändlich war bei dem Vorſtoß des 
Volksfrontkabinetts Blum von vornherein der 
Umſtand geweſen, daß lediglich für die 
Knaben ein neuntes Schuljahr für nötig 
erklärt worden war, nicht aber für die Mäd⸗ 
chen, ferner daß dieſe Verlängerung ſchema⸗ 


tiſch für ganz Elſaß-Lothringen eintreten 
ſollte, alſo nicht nur für die rein oder über⸗ 
wiegend deutſch ſprachigen Landesteile. 
Mit der Verlängerung der Schulpflicht war 
das Verbot an Handwerker uſw. verbunden 
worden, Lehrverträge mit den in Frage kom⸗ 
menden 14—15⸗Jährigen abzuſchließen. In 
der an Altfrankreich (längs der früheren 
deutſch⸗franzöſiſchen Grenze) ſtoßenden Grenz⸗ 
zone führte das zu grotesken Zuſtänden, die 
ſich lediglich zum Schaden der Einheimiſchen 
einwirken mußten. Die mangelhafte Vor⸗ 
bereitung des Dekrets hat neben der Geſetz⸗ 
widrigkeit und dem elſaß⸗lothringiſchen Pro⸗ 
teſt zur Annullierung des Dekrets geführt. 

Die Linke fordert von der Regierung, daß 
ſie ihr nun ebenfalls „Genugtuung“ gebe, 
nachdem fie dem Druck der „Klerikalen“ ge⸗ 
wichen ſei; um Zeit für die Verbeſſerung des 
Unterrichts zu gewinnen, ſolle der Religions⸗ 
unterricht außerhalb der eigentlichen Schul⸗ 
zeit erteilt werden. Das könnte aber nur 
durch ausdrückliches Geſetz erreicht werden 
und würde zu noch viel ſtürmiſcheren Kämp⸗ 
fen führen, als ſie die Abwehr des neunten 
Schuljahres mit ſich gebracht hatte. Es iſt 
höchſt unwahrſcheinlich, daß Miniſterpräſident 
Chautemps ſolche Formen des Proteſtes 
herausfordern möchte. 

Im Vordergrund ſteht auf alle Fälle nun 
das Verlangen nach Schulreform 
in Elſaß⸗Lothringen. Während die Anhänger 
der Aſſimilation dabei — neben dem Kampf 
gegen den Religionsunterricht und die kon⸗ 
feſſionelle Volksſchule — die Verbeſſe⸗ 
rung der Kenntniſſe im Franzö⸗ 
ſiſchen in den Vordergrund ſtellen, ver- 
langen die Vorkämpfer der „Heimatrechte“ 
eine Reform, die die deutſche Mutter- 
ſprache wieder zur Unterrichts- 
ſprache macht, wie es der einfachſten Ver⸗ 
nunft entſpräche. Sie erklären, daß die zweite 
Sprache erſt in den ſpäteren Schuljahren 
gelehrt werden dürfe, und verſichern, daß 
mit einer ſolchen vernünftigen Schulmethode 
nicht etwa weniger, ſondern vielmehr Beſſe⸗ 
res auch für die Erlernung des Franzöſiſchen 
erreicht werden würde. 

* 


Ein zweites Problem beſchäftigt an der 
Jahreswende die elſaß-lothringiſche Sffent⸗ 
lichkeit: die Frage der künftigen Ver wal⸗ 
tung des Eiſenbahnnetzes. Bald 


nach dem Kriegsende war von franzöſiſcher 
Seite verſucht worden, das gut ausgebaute 
ſtaatliche Netz an die private Oſtbahn-Geſell⸗ 
ſchaft (in Nancy) zu übereignen. Dieſen Ver⸗ 
ſuch hatte Elſaß⸗Lothringen zum Scheitern 
gebracht; das Netz blieb Staatsbeſitz und 
wurde wie in deutſcher Zeit durch eine 
„Generaldirektion“ mit dem Sitz in Straß— 
burg verwaltet. Die Beamtenſchaft bekam 
ihre Sonderſtellung in bezug auf Gehalt, 
Penſionierung uſw. im weſentlichen zuge- 
ſichert. Die einheimiſche Wirtſchaft hatte in 
einem „regionalen Beirat“ die Möglichkeit, 
die beſonderen Wünſche und Vedürfniſſe des 
Grenzlands geltend zu machen. 

Dieſer Zuſtand wurde unerwartet bedroht, 
als die Regierung Chautemps im Sommer 
1937 durch ein Geſetzesdekret auf Grund der 
ihr zur Finanzſanierung erteilten Vollmach⸗ 
ten an die Reorganiſation des geſamten 
franzöſiſchen Eiſenbahnnetzes heranging und 
die Übertragung aller Betriebskonzeſſionen 
auf eine einheitliche „Nationale 
Geſellſchaft der franzöſiſchen 
Eiſenbahnen“ verfügte, die zu 51% 
ſtaatlich, zu 49% privatkapitaliſtiſch („ge⸗ 
miſchtwirtſchaftlicher Betrieb“) ſein ſollte. 
Die alsbald ausgeſprochene Auflöſung der 
Beiräte bei den einzelnen Netzen und das 
Fehlen eines elſaß⸗lothringiſchen Vertreters 
im Geſamtbeirat der neuen Einheitsgeſell⸗ 
ſchaft weckte ſchwere Beſorgniſſe wegen der 
künftigen Verteidigung der beſonderen Lan⸗ 
desintereſſen. Dann wurde im Oktober be⸗ 
kannt, daß vom 1. Januar 1938 ab nur noch 
fünf „Regionaldirektionen“ beſtehen bleiben 
ſollten, die den Direktionen der früher ſelb⸗ 
ſtändigen Netze entſprechen, — daß aber für 
Straßburg nur eine „Unterdirek⸗ 
tion“ vorgeſehen wäre. Es wurde der Ver- 
dacht laut, daß damit auf Umwegen nun 
doch die Selbſtändigkeit des elſaß⸗lothringi⸗ 
ſchen Netzes unterdrückt werden würde. Das 
hat ſich bald beſtätigt. 

Mitte November beſchloß der Straßburger 
Gemeinderat einſtimmig, gegen dieſe Pläne 
und die damit verbundene Verkleinerung der 
Straßburger Generaldirektion zu proteſtie⸗ 
ren. Bei dieſem Anlaß haben zum erſten 
Mal auch Sprecher der autonomiefeindlichen 
Rechtsparteien und das ihnen naheſtehende, 
in franzöſiſcher Sprache erſcheinende Straß- 
burger „Journal d' Alsace et de Lorraine“ 
betont, daß Elſaß⸗Lothringen zum rheini⸗ 
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ſchen Raum gehöre und deshalb andere Ver— 
kehrsbedingungen aufweiſe als das übrige 
Frankreich, daß „übertriebene Zentraliſation“ 
für das Grenzland eine Gefahr bedeute und 
daß die Sonderrechte der elſaß-lothringiſchen 
Eiſenbahnerſchaft gewahrt werden müßten. — 
Im gleichen Sinne haben 22 von den 25 
Abgeordneten aus Elſaß Lothringen 
während der franzöſiſchen Kammerausſprache 
über den Staatshaushalt einen gemeinſamen 
Entſchließungsentwurf eingebracht. Er ent⸗ 
hält drei Forderungen: Die Regie- 
rung ſolle dafür eintreten, daß erſtens die 
„verwaltungsmäßige, techniſche und finan- 
zielle Autonomie“ des Eiſenbahnnetzes erhal- 
ten bleibe, daß zweitens in Straßburg eine 
(ſechſte) „Regionaldirektion“ in der gleichen 
Geſtalt und dem gleichen Ausmaß wie die 
bisherige „Generaldirektion“ beibehalten 
werde und daß drittens die wohlerworbenen 
Rechte des Perſonals geſchützt würden. Im 
gleichen Sinne ſind verſchiedene Abordnungen 
in Paris vorſtellig geworden Außer wohl— 


wollenden und beruhigenden Worten iſt 
jedoch vorerſt nichts erreicht worden als eine 
Verlangſamung des Tempos, in dem die 
Straßburger Generaldirektion abgebaut wird. 

Bezeichnend für die Aſſimilationswilligkeit 
der Linksparteien iſt es, daß ſelbſt in dieſem 
Falle, der für Tauſende von elſaß⸗lothringi⸗ 
ſchen Beamten und Angeſtellten und für die 
geſamte Wirtſchaft des Landes allerſchwerſte 
Gefahren mit ſich bringt, die Leitung der 
marxiſtiſchen Gewerkſchaften 
lediglich auf die reinen Eiſenbahnerfragen 
achtet (und ſich ſelbſt hier mit einfachen Ver⸗ 
ſprechungen begnügt) und die grundſätzliche 
und geſamtwirtſchaftliche Seite des Problems 
völlig außer acht läßt. Ganz anders verhält 
ſich die Leitung des (katholiſchen) Unab- 
hängigen Eiſenbahnerverbands, der ſich hin- 
ter das „Aktionskomitee zur Verteidigung 
der wirtſchaftlichen Intereſſen der drei De— 
partements“ ſtellt und an der Aufklärung der 
Öffentlichkeit über die dem Lande drohenden 
Gefahren ſtark mitarbeitet, 


Memelgebiet 


Weitere Begnadigungen — Litauiſierung auf Koſten des Memel- 
gebiets — Steigende Bodenverluſte 


Der litauiſche Staatspräſident hat anläßlich 
der Weihnachtstage fünf weitere im Kownoer 
Kriegsgerichtsprozeß verurteilte Memelländer 
begnadigt. Es handelt ſich um Paul Kwauka, 
Kurt Grau, Fritz Kuhn, Bruno Riegel und 
Erich Lappins, die je zehn Jahre Zuchthaus 
erhalten hatten. Es befinden ſich jetzt noch 
11 Memelländer in den Zuchthäuſern. 

In den letzten Monaten konnte erfreulicher- 
weiſe eine zunehmende wirtſchaftliche Bej- 
ſerung feſtgeſtellt werden, die nicht zuletzt 
in Auswirkung des deutſch-litauiſchen Wirt⸗ 
ſchaftsvertrages auf die erhöhte Kaufkraft 
der memelländiſchen Landwirtſchaft zurüd- 
zuführen iſt. Dieſe Wirtſchaftsbeſſerung 
kommt auch in dem neuen Haushaltsplan des 
Memelgebiets zum Ausdruck, der Ende De- 
zember vom memelländiſchen Landtag be- 
raten wurde. In dem Haushalt, der in Ein⸗ 
nahme und Ausgabe mit 18,6 Millionen Lit 
balanciert, konnten 1,1 Millionen auf der 
Ausgabenſeite mehr als im Vorjahre einge- 
ſetzt werden, eine Summe, die in der Haupt⸗ 
ſache dazu dient, die ſeinerzeit von dem litaui⸗ 
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ſchen Direktorium Bruvelaitis um 10 v. H. 
gekürzten Beamtengehälter wieder auf ihren 
alten Stand zurückzuſetzen. Der zehnpro— 
zentige Abzug iſt mit dem 1. Januar 1938 
weggefallen. 

Dieſer erfreulichen Aufwärtsentwicklung 
ſteht auf der anderen Seite die Tatſache eines 
ſtarken Anſteigens der Arbeitsloſenziffer und 
der Verfall der handwerklichen Berufe gegen- 
über. Hier machen ſich die Auswirkungen der 
Veto⸗Politik des litauiſchen „Gouverneurs 
außerordentlich drückend bemerkbar. Allein 
die Stadt Memel zählte im Dezember 2200 
regiſtrierte Arbeitsloſe, was gegenüber dem 
Vorjahr noch eine Zunahme um etwa 10 v. 
H. bedeutet. Da der litauiſche Gouverneur 
das Geſetz des memelländiſchen Landtags 
zum Schutz gegen die Arbeitsloſigkeit wieder- 
holt abgelehnt hat, hält der Zuzug vor allem 
von arbeitsſcheuen Elementen aus Litauen 
an. Dies umſomehr, als die Spzialverſor⸗ 
gung im Memelgebiet weſentlich beſſer als 
in Litauen und oft auch die Arbeitsloſen⸗ 
unterſtützung im Memelgebiet höher als in 


Litauen der Arbeitsverdienſt iſt. Während 
in den meiſten Gegenden Litauens Ar⸗ 
beitermangel beſteht, iſt die Stadt Memel 
gezwungen, Arbeitsſcheue, die in Litauen 
nicht arbeiten wollen, zu unterſtützen. Eben- 
fo drückend macht ſich auch die Tatſache 
bemerkbar, daß litauiſche Handwerker in 
Scharen aus Litauen nach dem Memelgebiet 
einwandern und dann, ohne daß fie den 
Beruf richtig erlernt haben, den eingeſeſſe— 
nen memelländiſchen Handwerkern durch 
Preisunterbietungen Arbeit und Verdienſt! 
wegnehmen. Die memelländiſchen Behörden 
find demgegenüber machtlos, da der litauiſche 
Gouverneur die vom Landtag ordnungs- 
gemäß beſchloſſene memelländiſche Hand— 
werkerordnung mit dem Veto belegt und da— 
durch zu Fall gebracht hat. 

Dieſe Litauiſierungspolitik auf Koften der 
Memelländer macht die Wirtſchaftsbeſſerung 
zu einem großen Teil wieder illuſoriſch, da 
ſie die autonomen Behörden zwingt, Mittel, 
die für produktive Zwecke angewandt werden 
können, zur Unterſtützung litauiſcher Arbeits— 
loſer und zur Sicherung des bedrohten memel— 
ländiſchen Handwerks aufzuwenden. 

Weiter konnte in den letzten Jahren infolge 
der Abſatzſchwierigkeiten und der dadurch her— 
vorgerufenen hohen Verſchuldung der Land— 
wirtſchaft ein ſtändiges Anſteigen der 
Zwangsverſteigerungsziffern feſtgeſtellt wer- 
den. Als Käufer der zur Zwangsverſteigerung 
getriebenen Grundſtücke traten meiſtens, 
Landwirte aus Großlitauen auf, 
hinter denen litauiſche Geldinſtitute ſtehen. 


Auf dieſe Weiſe iſt bereits ein großer Teil 
memelländiſchen Bodens in litauiſche Hände 
übergegangen. Der memelländiſche Landtag, 
der dieſer Litauiſierung des Gebiets mit ent⸗ 
ſprechenden Geſetzen zum Schutz des memel— 
ländiſchen Bauerntums entgegenzutreten 
ſuchte, konnte ſich nicht durchſetzen, da der 
litauiſche Gouverneur alle Geſetze zur Ent— 
ſchuldung oder zur Verhinderung von 
Zwangsverſteigerungen als angeblich „ſtatut— 
widrig“ mit dem Veto belegt hat. 

Wie das Statiſtiſche Büro des Memel- 
gebiets jetzt mitteilt, iſt im Jahre 1936 
gegen insgeſamt 160 Grund- 
ftüde mit einer Fläche von 2472,8 Hektar 
die Zwangsverſteigerung eingeleitet und zum 
großen Teil bereits durchgeführt worden. Im 
Jahre 1935 kamen 120 Betriebe mit einer 
Bodenfläche von 1919,1 Hektar zur Verſtei— 
gerung. Obwohl ſich im Jahre 1937 die Ab- 
ſatzverhältniſſe memelländiſcher Landwirt— 
ſchaftserzeugniſſe gebeſſert haben, iſt die Not— 
lage der Bauern infolge der erheblichen Ver— 
ſchuldung immer noch ſehr groß, und Zwangs- 
verſteigerungen ſind an der Tagesordnung. 
So wurde auch in der letzten Sitzung des 
memelländiſchen Landtags darauf hingewie— 
ſen, daß infolge der Konkurſe zweier 
Genoſſenſchaften zahlreichen Bauern 
die Zwangsverſteigerung drohe, da die memel— 
ländiſchen Behörden infolge der Ablehnung 
der landwirtſchaftlichen Schutzgeſetze durch den 
litauiſchen Gouverneur nicht die Möglichkeit 
haben, dieſen unverſchuldet in Not geratenen 
Bauern zu helfen. 


Eſtland 


Die neue Staatsverfaſſung und ihre Bedeutung für die deutſche Volks- 

gruppe — Beunruhigung um die Erhaltung des mutterſprachlichen 

Unterrichts — Eſtniſche Hetze im Anſchluß an den Beſuch des Kreuzers 
„Leipzig“ — Schließung der deutſchen Schülerbünde 


Das ausgehende Jahr und die Zeitwende 
zum neuen laſſen das eſtländiſche Deutſchtum 
mit ernſten Sorgen in die Zukunft blicken. 
Dieſe beziehen ſich vor allem auf das kultur 
politiſche Gebiet und ſtehen in enger Ver⸗ 
bindung mit dem durch die Annahme der 
neuen Verfaſſung eingeleiteten Neuaufbau 
des Staates. 

In der Nacht auf den 1. Januar d. J. trat 
die neue Verfaſſung in Kraft, durch welche 


die jahrelang dauernde ſchwere inner-ejtlän- 
diſche Kriſe nun endgültig gebannt werden 
ſoll. Wenn ſomit die neue Verfaſſung für 
den jungen Staat Eſtland fraglos einen 
Schritt vorwärts bedeutet und ſtaatlich geſehen 
im Hinblick auf die blühende Wirtſchaft und 
die ſtabiliſierten innerpolitiſchen Verhältniſſe 
das Jahr 1938 zu einem erfreulichen in der 
Geſchichte Eſtlands zu werden verſpricht, ſo 
kann, wie oben hervorgehoben, leider dies 
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nicht hinſichtlich der Lebensbedingungen und 
der Lage des Deutſchtums geſagt werden. 
Da von der neuen Verfaſſung in ſtarkem 
Maße der geſamte innerpolitiſche Aufbau 
Eſtlands abhängen wird, ſo ſeien an dieſer 
Stelle kurz die nationalitätenpolitiſchen und 
ſtaatspolitiſchen Beſtimmungen der neuen 
Verfaſſung angeführt, ſoweit ſie auf das 
eſtländiſche Deutſchtum beſonders Bezug 
haben. 

Um mit den rein ſtaatspolitiſchen Beſtim⸗ 
mungen den Anfang zu machen, ſei darauf 
hingewieſen, daß durch das neue Wahlrecht, 
welches auf Grund der Beſtimmungen der 
neuen Verfaſſung erlaſſen worden iſt, das 
eſtländiſche Deutſchtum praktiſch von der Ge⸗ 
ſetzgebung und politiſchen Willensgeſtaltung 
im Staat ausgeſchloſſen wird. Das bisher 
in Wirkung befindliche vierſchwänzige Wahl- 
recht mit Einbeziehung des Grundſatzes der 
Verhältniswahl hatte dem Deutſchtum eine 
ſeiner Zahl angemeſſene Vertretung in den 
Parlamenten ſichergeſtellt. Die deutſch-balti— 
ſchen Abgeordneten hatten in ſtarkem Maße, 
weit über die engeren Intereſſen des balti— 
ſchen Deutſchtums hinweg, an der Geſetz— 
gebung teilgenommen. Die Namen mancher 
deutſchbaltiſcher Abgeordneter ſind aufs engſte 
mit grundlegenden Geſetzen verknüpft. Natur— 
gemäß wurde durch eine ſo enge Mitarbeit 
die Möglichkeit für eine beſtimmte Beein— 
fluſſung der Geſetzgebung und damit auch 
der politiſchen Willensbildung im Lande ge— 
geben. 


Wenn zwiſchen der politiſch maßgebenden 
Stellung des eſtländiſchen Deutſchtums bis 
in die Ausläufe des vergangenen Jahrhun— 
derts hinein und der neuen Lebenswende 
des erſten Abſchnitts der eſtländiſchen Innen— 
politik gewiß ein gewaltiger Unterſchied 
klafft, ſo entſprach doch die parlamentariſche 
politiſche Betätigung der deutſchen Vertre— 
ter im Parlament der Tradition des Deutjch- 
tums, das durch die Jahrhunderte hindurch 
maßgebenden Anteil an der Leitung des eſt— 
ländiſchen politiſchen Lebens genommen hatte 
und durch ſeine ganze Geſchichte hindurch die 
harte Wahrheit des Napoleoniſchen Wortes: 
„Politik iſt Schickſal“ wirkſam geſehen hatte. 
Das nunmehr eingeführte Wahlgeſetz, welches 
dem engliſchen nachgebildet iſt und auf der 
Einführung von Einmannwahlkreiſen beruht, 
wird dem Deutſchtum infolge ſeiner Streu- 
ſiedlung nicht mehr die Möglichkeit geben, 
einen Vertreter in die erſte entſcheidende 
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Kammer des Parlaments zu entſenden. Wohl 
wird aller Wahrſcheinlichkeit nach das Deutſch⸗ 
tum in der zweiten Kammer, dem ſog. Ober- 
haus, durch einen Vertreter der Deutſchen 
Kulturſelbſtverwaltung eine Repräſentanz er- 
halten; doch die zweite Kammer iſt in ihrem 
Einfluß der erſten Kammer nicht gleichge- 
ſtellt, ſo daß in der erſten Kammer die wirk— 
lichen Entſcheidungen über die Geſetzgebung 
und die Regierungspolitik fallen dürften. 

Dem eſtländiſchen Deutſchtum wird auch 
in der Zukunft gewiß nicht jeder politiſche 
Einfluß genommen ſein. Hierzu iſt ſeine 
wirtſchaftspolitiſche Stellung eben zu ſtark. 
Eine indirekte Einflußnahme auf die wirt- 
ſchaftliche Geſetzgebung wird wohl nach wie 
vor möglich fein. Doch es iſt außerordent- 
lich zu bedauern, daß die nach außen hin 
ſichtbare und repräſentative politiſche Ver— 
tretung in der entſcheidenden politiſchen In- 
ſtanz nunmehr fortfallen wird. Das iſt auch 
ein ſchwerer pſychologiſcher Schlag, da da- 
durch das Deutſchtum aus der Zahl der nach 
außen hin wirkenden aktiven politiſchen 
Kräfte in ſtarkem Maße ausgeſchaltet wird. 

Was die nationalitätenpolitiſchen Beſtim⸗ 
mungen der neuen Verfaſſung betrifft, ſo iſt 
das Recht auf die Kulturſelbſtverwaltung 
wohl in der neuen Verfaſſung erhalten ge— 
blieben. Doch droht dieſes Recht durch die 
künftige Geſetzgebung auf dem Gebiet der 
Sprachenpolitik in den Schulen weſentlich 
durchlöchert zu werden. Im Gegenſatz zu 
den beiden erſten eſtländiſchen Verfaſſungen 
enthält die neue nicht mehr den Grundſatz 
von der Freiheit der Beſtimmung der Natio- 
nalität, ſondern nur die Beſtimmung, daß 
jeder eſtländiſche Bürger feine Volkszuge⸗ 
hörigkeit bewahren darf. Am gefährlichſten 
für den Augenblick iſt jedoch die Beſtimmung, 
welche ſich auf die Regelung der Unterrichts- 
ſprache in den Schulen bezieht und die beſagt, 
daß der Unterricht in den Minoritätenſchulen 
in der Mutterſprache der entſprechenden 
Minorität und in der Staatsſprache zu er— 
folgen hat, ohne Angabe, in welcher Art eine 
Abgrenzung dieſer beiden Sprachen erfolgen 
ſoll. Dieſe Aufgabe wird einer ſpäteren Ge- 
ſetzgebung vorbehalten. 

Wie zu erwarten war, iſt gerade um die 
Durchführung dieſer Beſtimmung der neuen 
Verfaſſung ein Streit entbrannt, der zu ſehr 
weitreichenden Folgen führen kann. Im 
Spätherbſt des vergangenen Jahres wurde 
vom Unterrichtsminiſterium ein entſprechen⸗ 


der Geſetzantrag ausgearbeitet, der einer 
Miniſterkommiſſion zur Begutachtung vor⸗ 
gelegt werden ſollte, wobei vom damals jtell- 
vertretenden Staatspräſidenten aus die Er⸗ 
laſſung eines entſprechenden Geſetzes auf 
dem Dekretwege erfolgen ſollte. Der Vor- 
ſchlag des Unterrichtsminiſteriums ſah den 
Unterricht in Geſchichte, Erdkunde, Heimat- 
geſchichte, Bürgerkunde und militäriſchen 
Unterricht in der Staatsſprache vor. 


Dieſer Plan rief in weiten deutſchen Kreiſen 
eine tiefgehende Beunruhigung hervor, die 
ſich u. a. in vielen Telegrammen von Eltern 
Komitees und anderen deutſchen Drgani- 
ſationen an den Staatsverweſer, in Preſſe— 
artikeln uſw. äußerte. Ohne übertreibung 
darf wohl gejagt werden, daß ſeit der Staats⸗ 
bildung es wohl keine innerpolitiſche Frage 
gegeben hat, die das eſtländiſche Deutſchtum 
in ſeinen weiteſtens Kreiſen ſo weit und ſo 
tief ergriffen hat. Um das zu verſtehen, 
muß man nicht nur die Bedeutung des mut— 
terſprachlichen Unterrichts an ſich ins Auge 
faſſen und das Verlaſſen des Grundjaßes 
desſelben zu Gunſten des Prinzips des utra— 
quiſtiſchen Unterrichts, ſondern ſich daran er— 
innern, daß im ſchweren Selbſtbehauptungs⸗ 
kampf gegen die Ruſſifizierung zu Ende des 
vorigen Jahrhunderts gerade die Frage der 
Unterrichtsſprache in den Schulen eines der 
weſentlichſten Kampfobjekte nicht nur im Ver⸗ 
hältnis zwiſchen Deutſchen und Ruſſen, ſon⸗ 
dern auch zwiſchen Eſten und Ruſſen bildete. 
Bezeichnend iſt es, daß die an und für ſich 
nicht in ſtarkem Maße politiſch intereſſierten 
Frauen innerhalb des Deutſchtums einen leb⸗ 
haften Anteil an dieſen Auseinanderſetzungen 
genommen haben. Es kann leicht geſchehen, 
daß eine ſtärkere Durchſetzung des Unterrichts 
in deutſchen Schulen mit Unterrichtsfächern 
in eſtniſcher Sprache, anſtatt zu einer An⸗ 
näherung zu einer Entfremdung zwiſchen 
dem Staatsvolk und dem eſtländiſchen Deutſch— 
tum führen wird. Es iſt eben noch nicht ab- 
zuſehen, in welcher Form und auf welchem 
Wege die Frage des Unterrichts in den 
Minoritätenſchulen gelöſt werden wird. Zu 
befürchten wäre beſonders eine Übertragung 
der Entſcheidung dieſer Frage an das neu 
zu wählende Parlament. 

Sehr wenig erfreulich waren die Begleit⸗ 
umſtände, unter denen die Vorbereitung zur 
Durchführung dieſes neuen Geſetzes erfolgte. 
Ende November wurde unſere Hauptſtadt 
vom deutſchen Kreuzer „Leipzig“ beſucht. 


Leider ging im Zuſamenhang mit dieſem 
Beſuch eine ſchlagartig einſetzende Hetze ein⸗ 
zelner eſtniſcher Preſſeorgane gegen das eſt⸗ 
ländiſche Deutſchtum vor ſich, welche in nicht 
ungeſchickter Weiſe von beſtimmten Behörden 
dazu benutzt wurde, um gegen die deutſchen 
Jugendorganiſationen vorzugehen und eben— 
falls die deutſchen Schulen als in mancher 
Hinſicht reformbedürftig erſcheinen zu laſſen. 
Es handelt ſich darum, daß natürlicherweiſe 
die Beſatzung der „Leipzig“ von dem hieſigen 
Deutſchtum in freundlicher Weiſe aufgenom- 
men wurde, was ja wirklich kein Wunder iſt, 
wenn man in Betracht zieht, welchen famo⸗ 
fen Eindruck die Einheiten der deutſchen 
Reichsmarine machen. Es mag gewiß ſein, 
daß hierbei gerade von ſeiten junger, be- 
geiſterungsfähiger Menſchen manche Über⸗ 
treibungen vorgekommen ſind. In Zukunft 
ſollen u. a. ſtrenge Vorſchriften gerade für 
Schulmädchen im Hinblick auf den Verkehr 
mit den Matroſen deutſcher Kriegsſchiffe vor⸗ 
geſehen werden, da derſelbe nur zu leicht ſehr 
häßlichen Mißdeutungen ausgeſetzt werden 
kann, wie dies auch während des Beſuchs 
der „Leipzig“ der Fall war. Es entſpann ſich 
eine heftige Preſſepolemik zwiſchen der eſtni— 
ſchen und der deutſchen Preſſe, nachdem in 
einem eſtniſchen Blatt ein niederträchtiger 
Artikel über den Verkehr zwiſchen der Be— 
ſatzung der „Leipzig“ und dem weiblichen 
Teil der deutſchen Jugend erſchienen war. 
Man hatte den Eindruck, daß wieder einmal 
von beſtimmten eſtniſchen Kreiſen aus die alt 
bewährte Methode des terrormäßigen Preſſe— 
drucks ausgenutzt wurde, um beſtimmte Maß— 
regeln durchzuführen, die diesmal zur Schlie- 
zung der deutſchen Schülerbünde an den deut- 
ſchen Schulen und zu einer völlig ungerecht— 
fertigten Maßregelung einer Reihe von deut— 
ſchen Schuldirektoren führte. Nachträglich hat 
ſich dann herausgeſtellt, daß die angeblichen 
Vergehen, welche den deutſchen Schülerinnen 
vorgeworfen wurden, in keinem Verhältnis 
zu manchen Erſcheinungen geſtanden haben, 
die dem nicht zu rechtfertigenden Benehmen 
gerade eſtniſcher Schülerinnen während des 
„Leipzig“-Beſuches zugrunde gelegen haben. 
An Bord der „Leipzig“ ſind protokollariſch 
einige Vorgänge feſtgelegt worden, die alles 
andere als ein ſchönes Licht auf dieſe Vor⸗ 
fälle werfen. Wahrſcheinlich iſt wohl aus 
dem Gefühl des Dankes für die gewährte 
Gaſtfreundſchaft heraus eine Veröffentlichung 
dieſer Vorfälle nicht erfolgt. In weiten deut⸗ 
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ſchen Kreiſen hatte man die Auffaſſung, daß 
ein unberechtigter Angriff gegen das eſtlän— 
diſche Deutſchtum entfeſſelt worden war, um 
beſtimmte ihm abträgliche politiſche Abſichten 
durchzuſetzen. Mitgeſpielt mag die Abſicht 
haben, die moraliſche Stärkung, welche natur- 
gemäß durch den Beſuch der „Leipzig“ inner- 
halb weiter Kreiſe des Deutſchtums hervor— 
gerufen wurde, durch das obenerwähnte Vor— 
gehen abzuſchwächen und zunichte zu machen. 

Beſonders iſt hierbei zu bedauern, daß die 
deutſche Jugend in dieſen ganzen Konflikt in 
ſo ſchwerer Weiſe hineingezogen worden iſt 
und die deutſche Jugend nach Schließung der 
Schulvereine, ohne die Möglichkeit eines Zu- 
ſammenſchluſſes zu haben, in das neue Jahr 
gehen muß. Man wird hoffen können, 
daß in der Form der Anteilnahme am be— 
ſtehenden Netz der Jugendorganiſationen ein 
Einbau der deutſchen Jugend in dieſelben 
erfolgen wird, und zwar ohne daß ſie als 
Einzelperſonen in die eſtniſchen Jugend— 


organiſationen einzutreten brauchen. Wie 
aus den eben erfolgten Erklärungen des 
ſtaatlich beſtellten Führers der eſtländiſchen 
Jugend hervorgeht, ſoll der deutſchen Jugend 
die Möglichkeit gegeben werden, in lokalen 
Einheiten ſich im Rahmen der genannten 
eſtniſchen Jugendverbände zu organifieren. 
Allerdings würde der deutſchen Jugend hier- 
bei die Möglichkeit nicht gegeben werden, 
ſich über das ganze Land hinweg zu einer 
Einheit zuſammenzuſchließen. 

Die kommenden Wahlen, die vor der Tür 
ſtehen, erwecken inſofern Befürchtungen 
innerhalb deutſcher Kreiſe, als es bisher ge- 
wöhnlich von beſtimmten eſtniſchen Kreifen 
aus immer wieder verſucht worden iſt, 
durch Aufputſchung chauviniſtiſcher Momente 
bei den Wahlen Erfolge für ſich zu buchen. 
So muß auch jetzt befürchtet werden, daß 
die Wahlen zu chauviniſtiſchen Ausfällen 
gegen das Deutſchtum führen könnten. 


Polen 


Gegen die Handhabung des Grenzzonengeſetzes — Liquidierung des 

Kenſau-Prozeſſes — Verurteilung wegen des Gebrauchs von Orts- 

namen in „nichtamtlicher Faſſung“ — Dr. Lück erhielt den Herder 

preis — Kunſt und Sport in Poſen — Aus Oſtoberſchleſien: Druck auf 

Schule und Kirche; Enklaſſungen und Kündigungen — Vom Deutſch⸗ 
kum in Galizien, Lodz und Wilna 


Die Handhabung des ſeit dem 1. Juli 1937 
gültigen Grenzzonengeſetzes gegen- 
über den deutſchen Grundbeſitzern hat den 
Vertreter der deutſchen Volksgruppe im pol- 
niſchen Parlament, Senator Wiesner, 
veranlaßt, im Senat eine Eingabe an den 
Juſtizminiſter vorzulegen. Das Grenzzonen— 
geſetz macht die Rechtsgültigkeit eines Kauf— 
und überlaſſungsvertrages oder Erbnachlaſſes 
innerhalb des bis zu 30 km erweiterten 
Grenzgürtels abhängig von der Genehmigung 
des Wojewoden. In den polniſchen Weſtge— 
bieten ſtellen ſich nun die Gerichte auf den 
Standpunkt, daß auch ſolche Überlaſſungsver⸗ 
träge, die vor dem genehmigungspflichtigen 
Termin auf dem normalen Rechtsweg ab— 
geſchloſſen wurden, ungültig ſind, wenn die 
Eintragung in das Grundbuch z. B. wegen 
Arbeitsüberlaſtung oder Zeitmangels der 
Gerichte nicht bis zum 1. Juli erfolgen konnte. 

Dieſe Geſetzeshandhabung wirkte ſich gegen 
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Hunderte von Deutſchen in den Grenzgebie— 
ten aus, die vor dem Inkrafttreten des Grenz— 
zonengeſetzes ihren Beſitz verkaufen oder auf 
ihre Kinder übertragen laſſen wollten. Die 
jetzt für ſie notwendige Genehmigung des 
Wojewoden wird ihnen faſt regelmäßig ver— 
weigert, ſo daß die Gefahr beſteht, daß Hun— 
derte von deutſchen Beſitzungen infolge dieſer 
Handhabung des Grenzzonengeſetzes in an— 
dere Hände übergehen. 

In feiner Eingabe erſucht Senator Wies— 
ner den Juſtizminiſter dringend, durch einen 
Erlaß dafür zu ſorgen, daß alle Übereig— 
nungsverträge, welche ordnungsgemäß vor 
dem 1. Juli abgewickelt worden find, von 
den Gerichten unbeanſtandet und ohne Ge— 
nehmigungspflicht erledigt werden. 

* 


Der ſogenannte Kenſau-Prozeß, der 
im Juli und Auguſt des vergangenen Jahres 


vor zwei Inſtanzen abrollte und ſo großes 
Aufſehen erregt hatte, ſcheint jetzt endgültig 
liquidiert zu ſein. Die letzten drei Verurteil⸗ 
ten, die ſich noch in Haft befanden, Droß, 
Klimek und Krüger, find aus dem Ge- 
fängnis entlaſſen worden. Die anderen 19 
Angeklagten befinden ſich bereits ſeit längerer 
Zeit auf freiem Fuß. Den Angeklagten war, 
wie erinnerlich, im Prozeß der Vorwurf der 
Geheimbündelei gemacht worden, wofür ſie 
zu Freiheitsſtrafen bis zu 2 Jahren ver- 
urteilt wurden. Sie hatten auf einem Gute, 
das zwei deutſchen Schweſtern Wehr gehörte, 
zur Unterſtützung der Beſitzerinnen bei der 
Landarbeit geholfen. Die polniſche Staats- 
anwaltſchaft erblickte in den Formen dieſes 
freiwillig geleiſteten Landdienſtes ein Ver— 
gehen gegen die Sicherheit des Staates. 
* 


Das Mitglied der Jungdeutſchen Partei 
für Polen, Karl Bieler aus Grätz bei 
Neutomiſchel, wurde vom zuſtändigen Sta— 
roſten deswegen zu 100 31. Geldſtrafe, bzw. 
10 Tagen Haft und zum Tragen der Koſten 
des Verfahrens verurteilt, weil er — wie 
es in der Urteilsbegründung heißt — ge— 
legentlich einer Verſammlung der Partei in 
der Anſprache Ortsbezeichnungen in „micht— 
amtlicher Faſſung“, d. h. in deut⸗ 
ſcher 


Sprache gebrauchte, und zwar 
„Rakwitz“ — anſtatt Rakoniewice, „Neu— 
tomiſchel“ — anſtatt Nowy Tomysl uſw. 


Es geht hier weniger um das Strafmaß, 
als vielmehr um die grundſätzliche Tendenz, 
die dem Urteil zugrunde liegt. Es iſt beim 
beſten Willen nicht zu verſtehen, wie die auf 
dieſem Gebiete beſtehende Verordnung auch 
beim Gebrauch des geſprochenen Wor— 
tes angewandt werden ſoll. Schließlich ſpricht 
ein Deutſcher in einer deuiſchen Verſammlung 
deutſch, ein Pole auf einer polniſchen Ver: 
ſammlung polniſch. Gegen das Urteil, das 
eine Verwaltungsbehörde gefällt hat, iſt — 
wie die deutſche Preſſe mitteilt — Berufung 
eingelegt worden, und man kann geſpannt 
ſein, wie ihr Ergebnis in dieſer grundſätz— 
lichen Frage ausfallen wird. 

* 


Die deutſche Preſſe gibt der Beunruhigung 
der deutſchen Meinung in der Frage des 
Deutſchen Gymnaſiums in Bromberg Aus⸗ 
druck. Nach der Feſtſtellung, daß das pol- 
niſche Gymnaſium in Marienwerder ſeit dem 


1. Oktober 1937 geöffnet iſt, wird die An⸗ 
frage an die Behörden gerichtet, wann end— 
lich der Neubau des Deutſchen Gymnafiums 
in Bromberg zu Ende geführt werden darf. 
16 deutſche evangeliſche Kinder beſuchen 
die polniſche Volksſchule in Znilybloty-Königs⸗ 
moor bei Strasburg, die bisher vom Orts- 
geiſtlichen der Kirchengemeinde Kawki-Herr⸗ 
mannsruhe in deutſcher Sprache im Reli— 
gionsunterricht betreut wurden. Jetzt kam 
ein evangeliſcher Lehrer an die Schule, der 
den Religionsunterricht in polniſcher Sprache 
erteilt. Dem Pfarrer wurde das weitere 
Unterrichten verwehrt. 
* 


Am 18. Dezember erhielt der Leiter des 
Deutſchen Büchereivereins für Poſen und 
Pommerellen, Dr. Kurt Lü cck-Poſen, den 
Herderpreis der Johann Wolfgang 
Goethe-Stiftung von der Univerſität Königs- 
berg verliehen. Dr. Lück promovierte 1924 
an der Breslauer Univerſität zum Dr. phil. 
mit einer Arbeit über das Thema „Der 
Bauer im polniſchen Roman des 19. Jahr- 
hunderts“. Dr. Lück intereſſierte ſich früh— 
zeitig für das Deutſchtum im Oſten Polens, 
über das er verſchiedene Bücher ſchrieb. 1934 
erſchienen ſeine „Deutſchen Aufbaukräfte in 
der Entwicklung Polens. Forſchungen zur 
deutſch-polniſchen Nachbarſchaft im oſt-mittel⸗ 
europäiſchen Raum“, ein Werk, das allſeits 
größte Beachtung fand. In den nächſten 
Monaten erſcheint das ſeit langem vorbe— 
reitete Werk „Der Mythos vom Deutſchen 


in der polniſchen Volksüberlieferung und 
Literatur“. 

* 
In Poſen infzenierte der Hamburger 


Generalintendant E. K. Strohm die Wag— 
ner⸗Oper „Der fliegende Holländer“. Die 
muſikaliſche Leitung hatte Dr. Latojzemfti. 
Die Dekorationen beſorgte Ing. Unruh von 
der Hamburger Bühne. Die erſte Auffüh- 
rung war ausverkauft. Gelegentlich ſeines 
Aufenthaltes in Poſen hielt Generalintendant. 
Strohm im Berufsverband der polniſchen 
Literaten einen Vortrag über das Thema 
„Die Arbeit des Operntheaters der Gegen— 
wart“. Es war dies der erſte Vortrag eines 
Reichsdeutſchen vor einem polniſchen Forum 
in Poſen nach dem Kriege. 

Im deutſchen Sportleben Poſens 
iſt ein erfreuliches Ereignis feſtzuſtellen. 
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Zwei Vereine, der 1. Schwimmverein Poſen 
und der Poſener Radfahrverein, haben ihre 
Selbſtändigkeit aufgegeben, um ſich als 
Schwimm- bzw. Radfahrabteilung dem Deut⸗ 
ſchen Sportelub anzuſchließen. Durch dieſen 
Zuſammenſchluß in dem DSC. hat nun das 
deutſche Sportleben der Stadt einen Zen— 
tralverein erhalten. 
* 


In der Senatsſitzung am 4. Januar brachte 
der deutſche Senator Wiesner eine Ein- 
gabe über die Schulverhältniſſe in 
Oſtoberſchleſien ein. In dieſer Denk— 
ſchrift wird darauf hingewieſen, daß ſeit dem 
Erlöſchen der Genfer Konvention ſtatt der 
im Jahre 1934 gegründeten Deutſch-Polni⸗ 
ſchen Sprachprüfungskommiſſion eine rein 
polniſche Körperſchaft darüber entſcheidet, ob 
die ſchulpflichtigen Kinder deutſche oder pol— 
niſche Schulen zu beſuchen haben. Da die 
Handhabung der Sprachprüfungen, wie in 
der Eingabe im einzelnen dargelegt wird, 
vielfach zu Unzuträglichkeiten ge 
führt hat, wird an den Kultusminiſter die 
Frage geſtellt, ob er gewillt ſei, dieſe Sprach— 
prüfungen auf dem Wege der Verordnung 
zu beſeitigen und den geſetzlichen Zuftand 
wiederherzuſtellen. Den deutſchen Eltern 
müſſe das alleinige Beſtimmungsrecht 
über ihre Kinder gewährt werden. Die be— 
reits getroffenen Entſcheidungen, die gegen 
den Willen der Eltern erfolgt ſind, ſeien 
rückgängig zu machen und den Kindern wie— 
der der Beſuch der deutſchen Schule zu er— 
möglichen. 

* 


Wie wir bereits berichteten, hatte der 
ſchleſiſche Wojewode Grazynſki den auf— 
gelöſten deutſchen Kirchenrat der evange— 
liſchen Kirche durch vier polniſche Ver— 
treter erſetzt, mit Rechtsanwalt Miche jd a 
an der Spitze, der vom Kirchenpräfidenten 
Voß die übergabe der Geſchäfte erzwang. 
Im Zuſammenhang mit einer angeblichen 
Berückſichtigung deutſcher Intereſſen, von der 
viel geſprochen wurde, berief der Wojewode 
drei Deutſche in den Rat und zwar Paſtor 
Harlfinger und die beiden Gutsbeſitzer und 
Kirchenälteſten Hermann und Hegenſcheidt. 
Die vom Wojewoden getroffene Wahl iſt in⸗ 
ſofern bezeichnend, als die drei neuernannten 
Vertreter ſich außerhalb der deutſchen Volks⸗ 
gruppe geſtellt hatten. Im Schreiben der 
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oberſchleſiſchen deutſchen Pfarrerſchaft vom 
11. November an den Wojewoden, in wel- 
chem die Unterzeichneten erklären, daß ſie 
den vorläufigen Kirchenrat nicht als kirch— 
liches Organ betrachten könnten, da er auf 
Grund von Entſcheidungen außerkirchlicher 
Stellen entſtanden iſt, fehlen bereits die Unter- 
ſchriften der 3 „deutſchen“ Vertreter. Wäh- 
rend ferner auf der Verſammlung der Kirchen- 
gemeindevertreter am 15. Oktober von 101 
Verſammelten 98 zur Kirchenleitung ſtanden, 
waren es wieder dieſe 3 Vertreter, die der 
rechtmäßigen Kirchenleitung in den Rücken 
fielen. 


Mit der Lage der Uniierten Evangeliſchen 
Kirche in Poln.-Oberſchleſien befaßte ſich auch 
die größte Organiſation des Proteſtantismus, 
der Weltbund für internationale Freund— 
ſchaftsarbeit der Kirchen, dem ſämtliche 
evangeliſchen Kirchen der Welt angehören. 
Auf der Tagung des Vollzugsausſchuſſes in 
London wurde eine Reſolution beſchloſſen, die 
ſich an die leitenden Perſönlichkeiten der 
proteſtantiſchen Kirchen in Polen mit der 
Bitte wendet, einmütig die volle Unabhängig⸗ 
keit und die verfaſſungsmäßigen Rechte der 
Kirchen ihres Landes zu verteidigen. 


* 


Wie ſich jetzt herausſtellt, find die Deut- 
ſchen-Entlaſſungen und Kündi— 
gungen in Oſtoberſchleſien von einem weit— 
aus größeren Umfange, als bisher bekannt 
wurde. Im abgelaufenen Jahr ſind insge— 
ſamt, wie die deutſchen Berufsverbände jetzt 
feſtſtellen, nicht weniger als 1100 erfahrene 
deutſche Fachleute aus den Betrieben ent— 
fernt worden. Als Kündigungsgrund wird 
wie üblich „Reorganiſation“ angegeben. In 
einem Falle war man ehrlicher und bekannte 
ſich ſchlicht zur Notwendigkeit des „Aus- 
tauſches von Perſonal“, nämlich von deut— 
ſchem gegen polniſches. In allerletzter Zeit 
wurde auch einer Reihe von deutſchen Arzten 
gekündigt. Nachdem vor einiger Zeit der 
Chefarzt des Hüttenkrankenhauſes in Pias- 
niki, Dr. Utel, ein Mann von großem Kön- 
nen, an Ort und Stelle von dem zuſtändigen 
polniſchen Kreisarzt aus ſeiner Arbeitsſtätte 
entfernt worden war, hat auch die Orts— 
krankenkaſſe in Königshütte zwei weiteren 
deutſchen Arzten, die ſich auch beim polniſchen 
Bevölkerungsteil großer Beliebtheit erfreu- 


ten, Sanitätsrat Dr. Riedel und Dr. Ha⸗ 
damik, die Kündigung zugeſtellt. 

Im Kattowitzer Wojewodſchaftsamt wurde 
von den Vertretern der Staatlichen Forſtver⸗ 
waltung einerſeits und dem Generalbevoll— 
mächtigten des Fürſten von Pleß ein 
Protokoll unterzeichnet, in dem der Fürſt 
von Pleß an den polniſchen Staat 22 000 
Hektar Wald für rückſtändige Steuern ab» 
tritt. Die übergabe der Wälder iſt bereits 
erfolgt. 

In Königshütte können wieder keine 
deutſchen Theateraufführungen ſtattfinden, 
weil der Saal Graf Rheden immer noch 
nicht von der Behörde freigegeben iſt und das 
Spielen in der Turnhalle der privaten 
Eichendorffſchule aus hygieniſchen Gründen 
verboten wurde. Auch in Tarno witz iſt 
kein Saal zu erhalten, ſo daß die kulturellen 
Belange der Deutſchen in Oſtoberſchleſien 
unter dieſen Schwierigkeiten ſehr zu leiden 
haben. 

Die Volksbundjugend veranſtaltete 
in einigen Orten Oberſchleſiens Ausſtellun— 
gen, die den Einſatz der Jugend für das 
deutſche Winterhilfswerk veranſchaulichten. 
Die zur Schau geſtellten Arbeiten, Kleider, 
Strümpfe, Strick- und Häkelarbeiten, Spiel⸗ 
und Baſtelarbeiten aller Art legten gleich- 
zeitig Zeugnis ab von dem Können der deut— 
ſchen Jugend in Oberſchleſien. 

Die deutſchen Gemeindevertreter von Bie- 
liß hatten eine Interpellation eingebracht 
wegen der deutſchfeindlichen Außerungen an— 
läßlich der Feſtakademie zum Staatsfeiertag, 
die im Stadttheater ſtattfand. Der polniſche 
Gemeinderat Matuſiak nahm in einer Sitzung 
des Bielitzer Gemeinderats zu der deutſchen 
Interpellation Stellung und erklärte, daß ſich 
die polniſchen Gemeindevertreter mit den da— 
mals gehaltenen Anſprachen ſolidariſierten. 

* 


Die evangeliſche Kirche in Dft- 
galizien war in der letzten Zeit wieder 
einmal Gegenſtand heftiger Angriffe. Die 
Preſſe erhob gegen die Leitung der Kirche den 
Vorwurf, daß ſie illegal ſei, da zwiſchen 
Staat und Kirche in Oſtgalizien kein ge- 
regeltes Verhältnis im rechtlichen Sinne be- 
ſtehe. Es wurde im Zuſammenhang damit 
von der polniſchen Preſſe die Forderung nach 
einer ähnlichen geſetzlichen Regelung, wie ſie 
in Oſtoberſchleſien durchgeführt wurde, auch 
für die evangeliſche Kirche in Oſtgalizien aus⸗ 


Der Auslandsdeutſche 


geſprochen. In Wirklichkeit hat jedoch die 
Leitung der evangeliſchen Kirche in Oſtgalizien 
ſeit der Staatwerdung Polens durch die 
oberſten Behörden eine faktiſche Beſtätigung 
und Anerkennung erfahren. 

Der Deutſche Volksrat in Klein- 
polen (Galizien) nahm in ſeiner letzten 
Sitzung Stellung gegen die Verhetzung der 
polniſchen Sffentlichkeit trotz der deutſch-pol⸗ 
niſchen Erklärung. In der Entſchließung heißt 
es u. a.: „Das größte Befremden muß es her— 
vorrufen, daß ſich dieſen Angriffen auch die 
offiziellen Blätter jener Richtungen der Re- 
gierungsgruppe anſchließen, deren Vertreter 
zur Zeit der letzten Wahlen ſich offiziell um 
die Stimmen der deutſchen Wähler bewarben, 
u. a. auch in Verſammlungen ſprachen, die 
für die deutſchen Wähler im Lemberg abge— 
halten wurden und ſich mit den Stimmen der 
deutſchen Wähler wählen ließen.“ 


* 


In Lodz fand eine Heimatwoche 
ſtatt, gelegentlich welcher Vorträge gehalten 
wurden über „Deutſche Bauernkultur in 
Mittelpolen vor 150 Jahren“ von Albert 
Breyer, „Sitte und Brauchtum der Deut— 
ſchen in Mittelpolen“ von Robert Klatt 
und „Deutſche Volkstänze in Mittelpolen“ von 
Karl Horak. Anſchließend wurde eine 
Volkstanzwoche mit Karl Horak durchgeführt. 

In Lodz wurde eine allpolniſche Tagung 
der in den Schulen der Minderheiten unter- 
richtenden Lehrer abgehalten. Gegenſtand der 
Beratungen war die Ausgeſtaltung des 
Lehrprogramms in den Schulen mit deut- 
ſcher Unterrichtsſprache. Die Teilnehmer an 
dem Kongreß — es handelt ſich faſt aus⸗ 
ſchließlich um Polen — nahmen eine Reſolu— 
tion an, in der ſie ſich für die Vermehrung 
der polniſchen Unterrichtsſtunden in den 
Schulen der deutſchen Minderheit einſetzen. 

Auch in dem im Norden Polens ge— 
legenen Wilna ſind die etwa 1000 
Deutſchen bemüht, ihre gottgegebene Volks⸗ 
zugehörigkeit zu erhalten und gegen Angriffe 
zu verteidigen. Ein beſonderes Ereignis war 
im vergangenen Jahre die Weihnachtsfeier, 
die gleichzeitig die Eröffnungsfeier eines eige— 
nen Heims und einer eigenen Bücherei der 
dortigen Deutſchen bedeutete. Ein Verein 
für die deutſche Jugend, deſſen Statuten ein- 
gereicht worden waren, wurde leider von den 
Behörden nicht genehmigt. 
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Angarn 


Verfaſſungsreformen und bewegte Innenpolitik — Unveränderfe 
Außenpolitik — Verhandlungen mit dem Kleinverband und Los der 
magyariſchen Volksgruppen — Erklärungen für das ungarländiſche 
Deutſchtum, aber keine Taten — Die Schulfrage — Nachwahl in Bonyhad 


Die lange Zeit ziemlich feſt abgegrenzten 
Fronten der ungariſchen Parteien ſind im 
Lauf des vergangenen Jahres fließender ge— 
worden, und der innenpolitiſche Kampf, der 
nach dem Hinſcheiden des Miniſterpräſidenten 
Gömbös zunächſt abgeebbt war, nahm wie— 
der bewegtere Formen an. Miniſterpräſident 
Daranyi hat mit feſter Hand die keines⸗ 
wegs einheitlich zuſammengeſetzte Partei der 
nationalen Einheit, der zunächſt nach dem 
Tod von Julius Gömbös ein ähnlicher Zer— 
fall wie nach dem Abtritt von Graf Bethlen 
beſchieden zu fein ſchien, zufammengehalten 
und klar die Linie der Aufrechterhaltung des 
gegenwärtigen Zuſtandes in Ungarn einge- 
ſchlagen, wobei er — wenn auch in lang 
ſamerem Tempo als ſein Vorgänger — ziel— 
bewußt den Weg allmählicher Reform ver— 
ſchiedener politiſcher, ſozialer, kultureller und 
wirtſchaftlicher Zuſtände befolgte. Von großer 
Bedeutung iſt dabei die verfaſſungsrechtliche 
Trilogie. Im Sommer wurde das Geſetz über 
die Stellung des Reichsverweſers angenom— 
men, vor Weihnachten die Neuregelung der 
Stellung des Oberhauſes beſchloſſen, worauf 
nunmehr die ſeit faſt einem Jahrhundert 
immer wieder erörterte Reform des Wahl— 
rechtes den verfaſſungsmäßigen Umbau ab- 
ſchließen ſoll. Durch die neue Wahlordnung 
wird für den Kreis der Wahlberechtigten das 
geheime Wahlrecht eingeführt. Um Über— 
raſchungen durch das an Stelle der bisheri- 
gen öffentlichen Stimmabgabe, die im gan— 
zen Land (ausgenommen ſieben Städte) üb— 
lich war, tretende geheime Wahlrecht vor— 
zubeugen, ift durch Erſchwerung der Bedin— 
gungen für das aktive und paſſive Wahl- 
recht eine Reihe von Sicherungen geſchaffen 
und die Zahl der Wähler, die derzeit rund 
3% Millionen beträgt, dürfte auf 2% Mil⸗ 
lionen vermindert werden. Der Gejeßent- 
wurf iſt überaus umfangreich — über 100 
Seiten lang — und dürfte das komplizierteſte 
Wahlrecht der Welt ſein. In der vorgelegten 
Form wird es zweifellos nicht angenommen, 
da alle Parteien Bedenken angemeldet haben. 
Die Verhandlungen darüber werden in der 
kommenden Zeit breiten Raum in der un 
gariſchen Innenpolitik einnehmen. 
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Soweit bisher bekannt, dürften auf Grund 
der neuen Wahlkreiseinteilung ſieben Wahl- 


kreiſe vorhanden ſein, in denen die deutſche 


Wählerſchaft die Mehrheit beſitzt. Eine 
Zeitſchrift des politiſchen Katholizismus hat 
bereits verlangt, daß dieſe Wahlkreiſe abge- 
ändert und eine magyariſche Mehrheit der 
Wählerſchaft ſämtlicher Wahlkreiſe des Lan— 


des geſichert werde. 
* 


In der Silveſterbotſchaft an die Nation hat 
Ungarns Miniſterpräſident Kalman von 
Daranyi ganz beſonders auf die Notwendig— 
keit einer großangelegten Sozialpolitik 
verwieſen. War die Tätigkeit der Regierung 
ſchon bisher ſtark auf die Schaffung neuer 
Arbeitsmöglichkeiten und geſetzliche Veranke— 
rung ſozialer Beſtimmungen für die Arbeit 
nehmer bedacht, ſo ſoll dieſe Linie noch ſtär— 
ker betont werden. Die wirtſchafts-⸗ 
politiſchen Beſtrebungen der Regierung 
haben ſowohl Abſatzſicherung wie auch 
Preishebung und Preisfeſtigung für die 
Landwirtſchaft erreicht; trotzdem beginnt die 
überhandnehmende Induſtrialiſierung Un- 
garns langſam ſich zu Ungunſten der Land— 
wirtſchaft auszuwirken. Ein ganz großes 
Projekt wurde mit der Inangriffnahme der 
Berieſelung und Aufforſtung der Tiefebene 
der allmählichen Verwirklichung zugeleitet. 
Dieſe Maßnahmen der Regierung helfen zu— 
nächſt über die Folgen der äußerſt ungünſti— 
gen Bodenbeſitzverhältniſſe in Ungarn und 
der nach einer geſünderen Gruppierung 
drängenden Einkommen- und Vermögens- 
verteilung hinweg. Wertvoll war es, daß 
einige tauſend magyariſche Landarbeiter im 
Deutſchen Reich Arbeit gefunden haben, weil 
dadurch ſowohl die Notlage dieſes Standes 
erleichtert wurde wie auch innerhalb der 
landwirtſchaftlichen Arbeiterbevölkerung durch 
die im Deutſchen Reich genoſſene Behand— 
lung und Entlohnung eine Verſtärkung der 
deutſch-ungariſchen Freundſchaft auch in dies 
ſer Schicht möglich geworden iſt. 


* 


Infolge der unbefriedigenden wirtſchaft⸗ 
lichen und ſozialen Verhältniſſe einzelner Ber 


völferungsgruppen wie auch in einzelnen 
Gegenden des Landes haben die radi- 
kalen Strömungen in der Politik 
mächtigen Zulauf; weniger die kommu— 
niſtiſche, unterirdiſch arbeitende Illegale, bei 
der die Judenſchaft eine beſondere Rolle ſpielt, 
als vielmehr die einzelnen Gruppen der 
Rechtsbewegung. Die Rechtsbewegung reicht 
von einem beachtlichen Flügel in der Regie— 
rungspartei bis hinüber zur aufgelöſten Par⸗ 
tei des nationalen Willens, deren Führer, 
Major a. D. Szalaſi, auch nach Auflöſung 
ſeiner Gliederung hohes Anſehen genießt. 
Es gibt über 80 Einzelgliederungen, die 
rechtsradikal find; bedeutſam freilich find 
nur wenige hievon. Im Parlament ſind drei 
Gruppen der Pfeilkreuzler vertreten (Feſte— 
titſch, Balogh, Fidel Palffy), und die Natio⸗ 
nale Front erfährt durch den Abgeordneten 
Rajniß Unterſtützung. In der Regierungs- 
partei gelten die Abgeordneten Mecſeér, 
Marton und Barczaw als die Führer der 
Rechtsſtrömung, innerhalb der chriſtlichſozia— 
len Partei Dr. Cſillery. Die Schwäche der 
Rechtsbewegung liegt in ihrer Uneinigkeit 
und im Fehlen einer überagenden, voll ein— 
ſatzbereiten Führerperſönlichkeit. Zahlen⸗ 
mäßig iſt ſie zweifellos ſehr ſtark, und ihr 
dauerndes Anwachſen iſt auch die Urſache der 
Nervoſität der liberalen Oppoſition, nenne 
dieſe ſich nun Kleinlandwirtepartei, Natio- 
nallegitimismus, Koſſuthpartei, Chriſtlich⸗ 
ſozial oder gar Sozialdemokratie. Die Sorge 
vor einer Erſtarkung der rechten Gruppe im 
Fall einer nicht unmöglichen Vereinheit— 
lichung und die Ungewißheit der Ergebniſſe 
der bereits nach dem bevorſtehenden neuen 
Wahlgeſetz ſtattfindenden Wahlen 
ſchließlich zur gemeinſamen Kundgebung der 
Oppoſitionsparteien links der Partei der 
nationalen Einheit in Körmend, von der 
man faſt den Eindruck der Bildung einer 
legitimiſtiſchen Volksfront erhalten konnte. 
Freilich erwies ſich die Körmender Front, 
deren Reden von Seiten der Negierungs- 
partei bald ſcharfe Zurückweiſung erfuhren, 
nicht von dauerhafter Feſtigkeit, und die un⸗ 
geſchickte Taktik der Oppoſitionsführer brachte 
ſtatt der erhofften Stärkung eine Anſehens— 
minderung der Oppoſition. 


Was die praktiſche Stellung zur 
deutſchen Volksgruppe in Ungarn 
anlangt, ſo iſt nach den bisherigen Erfah— 
rungen weder von rechts noch von links ein 
aufrichtiges Entgegenkommen oder über— 


führte 


haupt nur ein geſundes Verſtehen zu erwar- 
ten. Im übrigen geht man nicht irre, wenn 
man die Auseinanderſetzungen zwiſchen den 
einzelnen Parteiungen wie jo vieles im poli- 
tiſchen Leben Ungarns vor allem als einen 
Sturm im Waſſerglas erachtet. 


* 


Ein Zeichen der geſteigerten außenpoli= 
tiſchen Geltung Ungarns durch 
ſeine Verbindung mit den römiſchen Proto- 
kollen und der Achſe Berlin Rom waren 
vor allem die zwei großen Staats- 
beſuche in Budapeſt, des König- 
Kaiſers Viktor Emanuel und des Bundes— 
präſidenten Wilhelm Miklas ſowie eine 
Reihe von Miniſterbeſuchen, darunter vor 
allem die mit Aufmerkſamkeit begleiteten 
Beſuche des Reichsaußenminiſters von Ne us 
rath und des Reichskriegsminiſters von 
Blomberg. In Erwiderung dieſer Be— 
ſuche kamen zuerſt der ungariſche Kriegs 
miniſter General Röder und ſodann Un— 
garns Miniſterpräſident Daranyi und 
Außenminiſter Kanya nach Berlin. Die 
feſte und bewährte Freundſchaft und die 
Stellung zur Achſe konnten die zahlreichen 
Reiſen ehemaliger franzöſiſchr Miniſter und 
Abgeordneter und engliſcher Politiker in 
keiner Weiſe ſtören. 

Bemerkenswert war die Einleitung von 
Verhandlungen mit den Staaten des Klein— 
verbandes, zunächſt bei der Konferenz in 
Sinaia, ſodann in Genf. Freilich iſt dieſen 
Verhandlungen bisher ein Erfolg verjagt 
geblieben, wenngleich Ungarn zu Opfern und 
Zugeſtändniſſen, allerdings mit Wechſelſeitig— 
keit, bereit war. Am weiteſten ſchritten die 
Verhandlungen mit Südſlawien vor, wo 
wirklich die Herſtellung einer guten Atmo— 
ſphäre zu verzeichnen iſt und ſich die Lage 
der magyariſchen Volksgruppe ſehr gebeſſert 
hat. Auf Grund der Erklärungen der zu— 
ſtändigen magyariſchen Abgeordneten in der 
Tſchechoſlowakei iſt zu erkennen, daß 
die beſonders von liberalen Kreiſen hervor 
gehobene „verſtändnisvolle Haltung“ der 
Tſchechoſlowakei in leeren Verſprechungen 
und gegenteiligen Handlungen beſtand. In 
bezug auf Rumänien hatte die Wahl einen 
Stillſtand gebracht. Ihr Ausgang und der 
darauf folgende Wandel, der nicht eine par- 
teimäßige Ablöſung wie bisher üblich, ſon⸗ 
dern einen weltanſchaulichen Umbruch bedeu— 
tete, ſchuf eine völlig neue Lage. In das 
rumäniſche Parlament wäre das Magyaren— 
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tum mit verdoppelter Mandatszahl eingezo- 
gen, ſodaß ſeine Stellung verſtärkt ſchien. 
Die Befürchtung, der nationaliſtiſche Kurs 
der Regierung Goga werde ſich auch gegen 
die Ungarn auswirken, erwies ſich als unbe- 
gründet. Auch die Erklärungen Außenmini⸗ 
ſter Micescus, er hoffe die Beſprechungen mit 
dem Bukareſter ungariſchen Geſandten Bar- 
doſſy bald weiterführen zu können, und die 
des Miniſterpräſidenten Goga, der den Füh⸗ 
rern des rumäniſchen Magyarentums mit- 
teilte, er ſei für die rumäniſch-magyariſche 
Verſtändigung und bitte nur um Geduld, bis 
die Schwierigkeiten der erſten Wochen über— 
wunden ſeien, zeigten, daß die Beſorgniſſe, 
die in ungariſchen Kreiſen teilweiſe herrſch— 
ten, jeder Grundlage entbehrten. 

Von vielen Mutmaßungen begleitet, aber 
ohne jede Senſation, iſt die diesmal in Buda⸗ 
peſt abgehaltene regelmäßige Beratung der 
drei Unterzeichnerſtaaten der römiſchen 
Protokolle verlaufen. Verlauf und Schluß— 
verlautbarung haben überaus deutlich die 
enge Verhaftung der römiſchen Protokolle 
mit der Politik der Achſe Berlin —-Rom be— 
kundet und erneut bekräftigt, daß eine donau— 
ländiſche Aufbau- und Zuſammenarbeit, die 
Sinn und Wirkung hat, niemals ohne oder 
gegen, ſondern nur mit dem Deutſchen 
Reich möglich iſt. Die Dreierkonferenz in 
Budapeſt befaßte ſich auch ausführlich mit 
der Wandlung in Rumänien und ihren Aus- 
wirkungen auf die donauländiſche Entwid- 
lung. Es wurde der Hoffnung Ausdruck ge— 
geben, daß ſie die Normaliſierung der Be— 
ziehungen zwiſchen Rumänien und Ungarn 
beſchleunigen und damit die Befriedung im 
Donautal weſentlich voranbringen wird. In 
maßgebenden Kreiſen verlautet, daß Ungarns 
Forderungen befriedigt ſind, ſoweit ſie die Lage 
der magyariſchen Minderheit in Rumänien 
betreffen, wenn der rumäniſche Miniſterpräſi⸗ 
dent eine ähnliche Erklärung abgibt wie der 
ungariſche Innenminiſter Szell im Juni 1937 
bezüglich der deutſchen Volksgruppe in Un⸗ 
garn, und wenn in politiſcher und kultureller 
Hinſicht ſolche Verhältniſſe geſchaffen wer⸗ 
den, wie ſie für die deutſche Volksgruppe in 
Ungarn beſtehen. In wirtſchaftlicher Hinſicht 
erwartet man Zuſicherungen, daß der Lebens⸗ 
raum des Magyarentums in Siebenbürgen 
nicht weiter eingeengt wird. 

* 


Unter den im Jahr 1937 abgegebenen E r⸗ 
klärungen zur Minderheiten⸗ 
frage ſind beſonders die Ausführungen des 
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Miniſterpräſidenten Daranyi im Mai und 
vor ſeiner Berliner Reife des Außenmini- 
ſters Kanya in der Winterſeſſion des 
Reichstages und des Innenminifters Szell 
am 15. Juni 1937 zu erwähnen. Miniſter⸗ 
präſident Daranyi im Mai und Innenmini- 
ſter Szell im Juni ſicherten zu, daß die 
deutſche Volksgruppe in Ungarn mindeſtens 
ſo gut behandelt werden ſolle, wie man die 
Magyaren in den abgetretenen Gebieten be- 
handelt ſehen will. Außenminiſter Kanya 
bekannte ſich in ſeinem außenpolitiſchen 
Erpojee im November offen zur vollen 
Gegenſeitigkeit in der Minderheitenfrage. 
Daraus ergibt ſich zweierlei: Zunächſt be- 
hauptet Ungarn, daß es hinſichtlich der Be— 
handlung der Volksgruppen — der Deutſchen, 
Slowaken, Kroaten, Serben, Wenden, Slo⸗ 
wenen, Bunyewatzen, Schokatzen, Rumänen 
in Ungarn — beiſpielgebend im Donautal 
iſt; zweitens, daß es vollauf befriedigt 
iſt, wenn die Magyaren in der 
Tſchechoſlowakei, Rumänien und Südjlawien 
kulturell, politiſch und wirtſchaftlich den 
Volksgruppen in Ungarn gleich— 
geſtellt werden. 
* 


In dieſem Jahr wurde auch der Rundfunk 
durch Errichtung je eines nach Amerika und 
dem Fernen Oſten arbeitenden Kurzwellen— 
ſenders in den Dienſt der Betreuung der 
Auslandsmagyaren geſtellt. Zur Er: 
öffnung ſprach Miniſterpräſident Daran yi. 
Kurze Zeit ſpäter ſprach Kultus- und Unter- 
richtsminiſter Dr. Balint Höman über 
die Auslandsmagyaren. Von 12 Millionen 
Magyaren leben jetzt nur 8 Millionen inner- 
halb der Grenzen Ungarns, etwa 600 000 in 
den Vereinigten Staaten, 100 000 in anderen 
amerikaniſchen Staaten, einige tauſend ver: 
dienen ihr Brot in Afrika, Aſien und ande— 
ren Staaten Europas, gegen 3 Millionen 
leben in den Nachfolgeſtaaten als Minderheit. 

Die dritte Rede hielt der Staatsſekretär im 
Ackerbauminiſterium, Dr. Ferene Mars 
ſchall, an die Landwirtſchaft treibenden 
Amerika-Magyaren. Seine Rede ſchloß er 
mit dem Aufruf, daß die Amerika-Magyaren 
auch in ihrer neuen Heimat deren treue und 
wertvolle Bürger ſein mögen, in ihrer Seele 
aber ſtets die Liebe zur vielgeprüften kleinen 
magyariſchen Heimat bewahren ſollten. 

Es iſt alſo eine verſtärkte Anteilnahme am 
Schickſal des Auslands⸗Magyarentums zu 
verzeichnen. Wir finden in der Preſſe, in 


Äußerungen der Miniſter und Biſchöfe klar 
und unzweideutig alle jene Gedankengänge 
des Volkstumsdenkens, die, wenn ſie von 
deutſcher Seite ausgeſprochen werden, als 
Pangermanismus und verwerflich bezeichnet 
werden. Wir hoffen, daß die wach⸗ 
ſende Anteilnahme am Geſchick 
des Auslandsmagyarentums auch 
endlich ein wachſendes Verſtänd⸗ 
nis für das in gleicher Lage be- 
findliche ungarländiſche Deutſch— 
tum nach ſich zieht und dieſes 
nicht wegen einer Geſinnung ver⸗ 
dächtigt wird, die man beim 
Magyarentum als lobenswert 
empfindet. Vor allem hoffen wir auch, 
daß die Kirchenführung in Ungarn erkennt, 
daß das, was ſie für die Auslandsmagyaren 
als wünſchenswert erachtet, den ungarländi— 
ſchen Deutſchen nicht vorenthalten werden 
darf: nämlich deutſcher Religionsunterricht, 
deutſche Predigt, deutſche Prieſter. Was St. 
Stefan und Biſchof Prohaszka gelehrt haben, 
möge im St. Stefansjahr in der Kirche wie— 
der Verlebendigung finden. 
* 


Was brachte 1937 den ungar⸗ 
ländiſchen Deutſchen? Zunächſt wie⸗ 
der eine Vielzahl von verſtänd⸗ 
nisvollen Erklärungen. Wir haben 
die gegenfeitigen Erklärungen in den Trink 
ſprüchen anläßlich des Beſuches des Reichs⸗ 
außenminiſters von Neurath in Budapeſt, 
des Miniſterpräſidenten Daranyi und Außen- 
miniſters Kanya in Berlin gehört, ebenſo 
die Erklärung des Innenminiſters Szell und 
die Antwort des Stellvertreters des Führers, 
Reichsminiſters Heß, ſodann die Ausführun- 
gen des Außenminiſters Kanya im Außen⸗ 
ausſchuß der beiden Häuſer im November und 
die Erklärung des Miniſterpräſidenten 
Daranyi im Reichstag im Mai und gegen- 
über einer Abordnung ungarländiſcher Deut⸗ 
ſcher vor ſeiner Berliner Reiſe. Dazu kam 
noch eine Interpellation des Abgeordneten 
Rakovoszky im Außenausſchuß des Parla— 
ments wegen der Namensmagyarifierungen 
bei der Honved und verſchiedene Erklärun— 
gen von Abgeordneten und Obergeſpanen 
im Sinn einer Befürwortung der berechtigten 
kulturellen Anſprüche des ungarländiſchen 
Deutſchtums, die einer Befriedigung harren. 
Das Jahr ſchloß mit der Veröffentlichung 
einer Neujahrsbotſchaft des Miniſterpräſi⸗ 
denten Daranyi an das ungarländiſche 


Deutſchtum in der Silveſternummer des 
„Neuen Politiſchen Volksblattes“: 


„An der Schwelle des neuen Jahres ſende 
ich allen deutſchſprachigen Bür⸗ 
gern Ungarns die beſten Wünſche für 
das Jahr 1938. 

Ich erblicke in den althergebrachten Über⸗ 
lieferungen und Tugenden der 
deutſchen Minderheit in Ungarn eine ſichere 
Gewähr dafür, daß das kommende Jahr ein 
weiterer Meilenſtein auf dem Wege ihres 
wirtſchaftlichen und kulturellen Aufſtieges 
fein wird. Dieſer Weg iſt an die ſchweiß⸗ 
und blutgetränkte ungariſche 
Scholle gebunden und durch die hiſtoriſch ge⸗ 
heiligte Schickſals- und Gefühlsgemeinſchaft 
mit dem Ungartum auch in ſeinem weiteren 
Verlaufe vorgezeichnet. Die in der Seele des 
ungarländiſchen deutſchen Volkes tief- und 
feſtverwurzelte Anhänglichkeit und die uns 
verbrüchliche Treue zum ungariſchen 
Vaterland, zum tauſendjährigen ungari- 
ſchen Staat, ſollen dem ungarländiſchen 
Deutſchtum auch im nächſten Jahre als be— 
währte Wegweiſer dienen. 

Ich bin feſt überzeugt davon, daß das 
ungarländiſche deutſche Volk dieſe Wegweiſer 
auch im kommenden Jahre niemals aus dem 
Auge verlieren wird. Seine ererbten Tu- 
genden: Ehrlichkeit, Fleiß, Ausdauer, ar⸗ 
beitsfrohe Zähigkeit werden dann ihr Übri- 
ges tun, um das wirtſchaftliche Gedeihen und 
den kulturellen Fortſchritt der deutſchen 
Minderheit in Ungarn auch im kommenden 
Jahre zu gewährleiſten. 

Die ungariſche Regierung wird ihrerjeits 
alles daranſetzen, um dieſe wirtſchaft⸗ 
liche und kulturelle Aufbauarbeit — 
erſtere unter dem Zeichen der reſtlos 
gleichen Behandlung mit dem 
ungariſchen Mehrheitsvolk, letz⸗ 
tere namentlich auch durch die beſchleu— 


nigte Durchführung der neuen 
Schulverordnung — kräftig zu för— 
dern.“ 


Nach Abdankung des bisherigen Peſter 
Vizegeſpans Roland Erdelyi, der für die Ber 
völkerung deutſcher Zunge in der Geſpan— 
ſchaft wenig Verſtändnis zeigte, fanden Neu— 
wahlen ſtatt, die ein überraſchendes Ergeb— 
nis gebracht haben. Es wurde nicht der von 
der Regierung unterſtützte Kandidat Graf 
Szapary und der von der in der Mitte und 
linksſtehenden Gruppe aufgeſtellte Dr. Hor⸗ 
vath, ſondern der wegen ſeiner Teilnahme 
an der Rechtsbewegung oft angegriffene bis- 
herige Oberſtuhlrichter von Gödöllö, Vitéz 
Läszlö Endre zum Vizegeſpan gewählt. Die 
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liberale Welt Budapeſts ift durch dieſe Wahl 
ſehr betroffen, während die in letzter Zeit 
ſtark bedrängte Rechtsbewegung dadurch eine 
wertvolle Stützung erfährt. Es iſt zu hoffen, 
daß der auf ganz entſchieden nationaler, 
raſſenſchützleriſcher Grundlage ſtehende neue 
Vizegeſpan der größten Geſpanſchaft in Un⸗ 
garn, in der über 100 000 ungarländiſche 
Deutſche leben, für die Bedürfniſſe dieſer 
Staatsbürger Verſtändnis aufbringt und ge— 
mäß feiner Einſtellung die Aſſimilierungs— 
poliak unterbindet. 

Die innervölkiſche Auseinanderſetzung hielt 
weiter an. Es wurde verdeutlicht ſichtbar, 
daß die unbeſtechlichen Verteidiger der un— 
verzichtbaren Rechte des ungarländiſchen 
Deutſchtums, die echte volksdeutſche Bewe— 
gung, die Kameradſchaft iſt. Die von 
der Kameradſchaft ſtets bekundete Bereitſchaft 
zu einer Regelung des Verhältniſſes zur be— 
hördlich gejtüßten Gruppe im Intereſſe einer 
gemeinſamen Arbeit vor allem auf dem Ge— 
biet der Schulfrage — naturgemäß unter 
voller Wahrung der Grundſätze — iſt am 
Verhalten der Gruppe Gratz-Pintér-König 
geſcheitert. Betont wurde bei allen Veran— 
ſtaltungen, Reden und Veröffentlichungen des 
Kameradſchaftskreiſes die harmoniſche Ver: 
bindung von Staatstreue und Volkstreue, 
wie ſie Jakob Bleyer ſtets verkündet hat. 
Der „Volksdeutſche Kalender für 
das Jahr 1938“, der eine hervorragende 
Leiſtung iſt, wurde Reichsverweſer Horthy 
gewidmet. Die vom Redakteur König in den 
Wiener Blättern „Reichspoſt“, „Sturm über 
Öfterreich“ und im „Deutſchen in Polen“ ge— 
landeten Verdächtigungen der volksdeutſchen 
Bewegung blieben wirkungslos und an den 
Veranſtaltungen der Volksdeutſchen Kame- 
radſchaft nahmen auch ſtets Vertreter der 
reichsdeutſchen und öſterreichiſchen Geſandt— 
ſchaft teil. Erfreulich iſt, daß die volksdeutſche 
Kameradſchaft nicht in innervölkiſcher Aus- 
einanderſetzung, ſondern in volksbewußter 
Arbeit und Erziehung ihre Hauptaufgabe er- 
blickt und der „Deutſche Volksbote“ im Unter- 
ſchied zum „Neuen Sonntagsblatt“ wirklich 
ein Blatt angeſtrengter Arbeit iſt. Beſondere 
Anerkennung verdient die wiſſenſchaftliche 
Leiſtung in den „Neuen Heimatblättern“. 

Auf kulturellem Gebiet ſind nur geringe 
tatfächliche Ergebniſſe für das Jahr 1937 zu 
nennen. Zur Durchführung der Schul ve r⸗ 
ordnung find drei Tatſachen zu verzeich⸗ 
nen: 
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1. Am 1. November wurde — zunächſt für 
ein Jahr — in Ofen ein einjähriger Fort- 
bildungskurs für Bewerber um Lehrerſtellen 
an ſtaatlichen Volksſchulen eröffnet. Die Lei- 
tung des Kurſes hat Profeſſor Dr. Lux, 
Kursteilnehmer find 25 männliche und weib- 
liche Abſolventen magyariſcher Lehrerbil— 
dungsanſtalten mit hinlänglichen deutſchen 
Sprachkenntniſſen. Insgeſamt gibt es in Un⸗ 
garn bei rund 500 Gemeinden mit deutſchen 
Schulanſprüchen gemäß der Statiſtik 448 
Schulen mit teilweiſe deutſchem Unterricht, 
davon ſind 62 ſtaatliche, geſellſchaftliche und 
Gemeinde-Schulen mit einem Bedarf von 
etwa 200 Lehrern. D. h. in 16 Jahren können 
die für dieſe Schulen erforderlichen Lehrer 
herangebildet ſein. Für die anderen, konfeſ— 
ſionellen Schulen iſt aber keine Vorſorge ge— 
troffen. 

2. Nach der Bethlenſchen Schulverordnung 
gab es drei Formen der Minderheitsſchulen, 
mit A, B, C bezeichnet. Die A-Schulen 
waren wirklich Minderheitsſchulen; in ihnen 
war die Unterrichtsſprache deutſch, magyariſch 
aber Lehrgegenſtand. In Durchführung der 
neuen Schulverordnung, die einheitlich einen 
gemiſchtſprachigen Schultyp ſchafft, iſt wohl 
bisher in vielen Gemeinden die Umwand— 
lung von Schulen der C-Form bdeutſch 
nur als Lehrgegenſtand) in die neue Form 
beſchloſſen, aber — wir bringen anſchließend 
eine kurze Zuſammenſtellung — faſt nirgends 
Wirklichkeit geworden. Hingegen iſt von 
amtswegen die Umwandlung der wenigen — 
40 — Schulen mit deutſcher Unterrichts- 
ſprache in gemiſchtſprachige Schulen bereits 
durchgeführt. 

3. Mutterſprachliche landwirtſchaftliche 
Fortbildungsſchulen gibt es nicht. Die früher 
beſtehenden Einrichtungen dieſer Art wurden 
beſeitigt. Nach Vorſprache ungarländiſcher 
Deutſcher hat Miniſterpräſident Daranyi an— 
geordnet, daß im Winter 1937/38 in Högyesz 
und Sdenburg je ein acht- bis vierzehntägiger 
Kurs für Landwirte in deutſcher Sprache ab- 
gehalten wird. 

Abgeſehen von dieſen drei aufgezählten 
Ergebniſſen ſtößt die Verwirklichung der 
Schulverordnung überall auf Schwierigkeiten. 

Angeſichts der vielfachen Schwierigkeiten 
erhebt ſich die Frage, warum nicht überall 
wo die entſprechende Anzahl von deutſchen 
Schulkindern vorhanden iſt, ohne weitere 
Formalitäten wenigſtens die gemiſchtſprachige 
deutſch⸗magyariſche Schulform von amts— 


wegen eingeführt wird, nachdem ſchon deutſche 
Schulen, die den magyariſchen Schulen z. B. 
in der Slowakei oder den konfeſſionellen 
magyariſchen Schulen in Rumänien entſpre⸗ 
chen, nicht geſetzlich zugelaſſen ſind. Gemäß 
der Weihnachtsſchulverordnung 1935 ſoll mit 
Beginn des Schuljahres 1938/39 das Schul⸗ 
weſen des ungarländiſchen Deutſchtums zu⸗ 
friedenſtellend geordnet ſein. Bis zu dieſem 
Zeitpunkt iſt es noch ein dreiviertel Jahr. In 
dieſer kurzen Friſt muß eigentlich alles ge— 
ſchehen, was bisher unterblieben iſt — und 
das iſt faſt alles: Umwandlung der Schulen, 
Herbeiſchaffung der Lehrbücher, entſprechende 
Zuteilung der der deutſchen Sprache mächti—⸗ 
gen Lehrer, Lehrerausbildung. Sehen wir — 
vor allem durch die Errichtung des Lehrer— 
fortbildungskurſes — von ſtaatlicher Seite 
her ein gewiſſes langſames Einlenken, ſo iſt 
das Verhalten der Kirche weniger 
erfreulich. Die Frage der Erteilung des Reli— 
gionsunterrichts in der Mutterſprache, der 
Verwendung der Mutterſprache beim Schul— 
gottesdienſt und bei der Predigt, die Stellung— 
nahme bei der Durchführung der Aufſtellung 
der gemiſchtſprachigen Schulen bezeugen in 
den meiſten Fällen ein dem Volkstum 
äußerſt feindſeliges Verhalten. 
Dabei iſt in 84 v. H. der von Deutſchen be— 
wohnten Gemeinden die katholiſche oder 
evangeliſche Kirche Schulerhalter. Unter 1510 
römiſch⸗katholiſchen Pfarreien in Ungarn 
find 297 rein oder überwiegend von deutſchen 
Gläubigen bewohnt, das ſind 19,6 v. H. aller 
katholiſchen Pfarreien. In der Erzdiözeſe 
Gran ſind unter 70 Landpfarreien 17 deutſch 
und wäre in 20 Stadtpfarreien Berückſichti⸗ 
gung der deutſchen Sprache im Gottesdienſt 
geboten. Im übrigen zählen wir auf: 


Bistum Raab unter 143 Pfarreien 24 deutſch, 
Bistum Steinamanger 


unter 116 „ 9 
Bistum Stuhlweißenburg 
unter 106 = 41 


Bistum Veszprém 
unter 248 15 63 
Erzabtei Martinsberg 


unter 15 5 1 
Bistum Fünfkirchen 

unter 154 en er 
Bistum Waitzen 

unter 163 5 KH 7 


Erzbistum Kalocſa 
unter 66 m 21 


" 


Bistum Tſchanad⸗Szegedin 
unter 40 Pfarreien 4 deutſch, 
Adminiſtratur Debrecen 


unter 33 5 1 
Adminiſtratur Sathmar 

unter 19 2 BEER, 
Adminiſtratur Kaſchau 

unter 51 * 9 


Am Ende des Jahres wurde angekündigt, 
daß die bereits im Sommer 1936 verlangte 
Umwandlung der magyariſchen Schulen in 
der deutſchen Großgemeinde Sorokſär in ge— 
miſchtſprachige Schulen — was bereits mehr- 
mals verkündet worden, aber nie wirklich 
geworden war — nunmehr am 3. Januar 
1938 erfolgt. Von dieſem Tag an wird in 
allen Volksſchulen der Gemeinde — es han— 
delt ſich um Staatsſchulen — in gleicher 
Weiſe deutſch und magyariſch unterrichtet 
werden. Eine letzte Schwierigkeit beſtand 
darin, daß die Eltern armer Kinder nicht das 
Geld zu einer Neuanſchaffung von Schul— 
büchern mitten im Schuljahr aufbringen konn— 
ten. Es waren 170 Pengö für 86 Bücher 
notwendig, die dann durch Spenden eingin— 
gen. Wir freuen uns, nunmehr das bisher 
erſte und einzige Beiſpiel der Verwirklichung 
der Schulverordnung in gutem Sinn mitteilen 
zu können. Allerdings können wir nicht ver— 
hehlen, daß bei gleichbleibendem Tempo das 
ungarländiſche Deutſchtum erſt in einem 
Jahrtauſend ſeine Schulen nach Gebühr be— 
ſitzen wird. Denn die Nachrichten aus allen 
anderen Gemeinden ſprechen von nicht durch— 
geführten Beſchlüſſen und Schwierigkeiten. 
In Cſavoly ſtimmten alle Eltern mit Aus— 
nahme des Gemeinderichters und des Ge— 
meindedieners für die Schulverordnungs— 
ſchule, in Kocſola kam nach Einwendungen 
des Pfarrers gegen die Gültigkeit der Eltern— 
verſammlung am 21. Dezember eine noch— 
malige Willensäußerung für die Einführung 
der gemiſchtſprachigen Schule zuſtande, eben— 
ſa forderte dies Anfang Januar die Eltern— 
konferenz in Kißvaſzar. In Szulok wird die 
gemiſchtſprachige Schule gewünſcht, man hat 
aber den Eltern mitgeteilt, daß nur an drei 
Stunden in der Woche in deutſcher Sprache 
Unterricht erteilt werden wird. Die Ver— 
leumdungsklage des vormaligen Pfarrers von 
Baj, Thury, gegen Dr. Miklos Nagy, der 
den Prieſter wegen ſeines Eintretens für die 
Mutterſprache in dem Geſpanſchaftsblatt 
„Komärom-Esztergom-värmegye“ pangermani- 
ſcher Hetze beſchuldigte und verleumdete, kam 
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nunmehr in Raab zur Verhandlung, wurde 
aber vertagt. = 

Am 6. Januar 1938 fanden in Bonyhad 
Nachwahlen ſtatt. Im Jahr 1935 war die 
Wählerſchaft von Bonyhad bei und noch 
mehr nach der Wahl großen Terroriſierungen 
ausgeſetzt, weil fie einen deutſchen Kandida— 
ten, Dr. Franz Baſch, dem Abgeordneten 
Dr. Gyula Pekar vorziehen wollte. Trotz 
Wahlbehinderung ſiegte Pekar nur ganz 
ſchwach damals über Baſch. Nach den Wah— 
len ließ derſelbe Vizegeſpan, der den Wahl- 
terror duldete und die Wahlbehinderung er— 
möglichte, Bela von Perczel, die an der 
Wahlpflicht behinderten und die für Dr. 
Baſch eingetretenen Schwaben ſtreng beſtra— 
fen. Nach dem Tode Pekars wurde Sommer 
1937 ohne Wahl Perczel Abgeordneter des 
Bezirkes Bonyhad. Die volksdeutſche Bewe⸗ 
gung ließ ſich durch Unterhandlungen der 
Regierung hinhalten und konnte nicht auf— 
treten. Sie war in dieſe Verhandlungen ein- 
getreten, um unter Beweis zu ſtellen, daß ſie 
nicht den politiſchen Weg beſchreiten will und 
keineswegs, wie immer erklärt wurde, die 
von magyariſcher Seite bereits getrübte 
Harmonie zwiſchen Deutſchen und Magyaren 
ſtören wolle. Dafür erwartete fie ſelbſtver— 
ſtändlich Berückſichtigung ihrer Wünſche für 
die kulturelle Volkstumsarbeit. Aber ſobald 
die Friſt für die Wahlbeteiligung abgelaufen 
war, wurden die Verſprechungen zurückge— 
zogen. Als nun auch diesmal verhandelt 
wurde, war man nicht einmal bereit, die 
primitioften Wünſche der volksdeutſchen Be— 
wegung: Herausgabe eines Wochenblattes, 
Freiheit für kulturelle und organiſatoriſche 
Arbeit im ungarländiſchen Deutſchtum, raſche— 
res Tempo in der Bewilligung gemifcht- 
ſprachiger Schulen, zu erfüllen. Unter un⸗ 
günſtigſten Bedingungen trat die volksdeutſche 
Bewegung in die Wahl: die Werbezeit war 
nur eine Woche lang, es ſtand keine politiſche 
Organiſation und kein Blatt zur Verfügung, 
die Einſchüchterung durch den Terror der letz— 
ten Wahl und der Folgezeit war überaus 
nachhaltig. Demgegenüber unterſtützten den 
Gegenkandidaten die Organiſationen aller 
Parteien, die geſamte Preſſe des Landes, 
brachte das „Neue Sonntagsblatt“ zur Unter⸗ 
ſtützung zwei Maſſenauflagen heraus und 
wurde er von den Behörden mit Wohlwollen 
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umgeben. So waren die Ausſichten, mit denen 
Dr. Georg Goldſchmidt dem Mitglied 
der Kleinlandwirtepartei und Sammelkandi⸗ 
daten aller Parteien, Abgeordneten Klein, 
der noch dazu in dieſem Bezirk gebürtig iſt, 
entgegentrat, von Anbeginn nicht die beſten. 
Trotzdem waren die Verſammlungen Dr. 
Goldſchmidts von Maſſen beſucht, während 
Kleins Verſammlungen nur ſchwachen Be— 
ſuch aufwieſen. Kam es auch zu kleineren 
Schwierigkeiten wie Verhinderung des Drucks 
von Wahlplakaten in Bonyhad, Anhaltung 
der Wahlwerber, ſo war doch die Haltung 
des Oberſtuhlrichters völlig korrekt und unter: 
blieb jeder offene Terror. Aber die dadurch 
gebeſſerten Wahlausſichten wurden an den 
Vortagen der Wahl zunichte gemacht durch die 
Einſchüchterung der durch die Vorfälle bei 
und nach der Wahl des Jahres 1935 veräng⸗ 
ſtigten Bevölkerung. Durch Gendarmerie und 
Detektive wurden von Haus zu Haus Werbe— 
blätter für Klein verteilt und angekündigt, 
daß es den Wählern Goldſchmidts ſo ergehen 
werde, wie bei den letzten Wahlen. Dazu 
kam noch der geſellſchaftliche Druck der Berg— 
werke und Fabriken ſowie Großgrundbeſitzer. 
Ohne daß über offenen Terror geklagt wer— 
den kann, gelang es alſo ohne Mühe, die ver— 
ſchüchterte Bevölkerung zu beeinfluſſen. So 
war es möglich, daß Klein vier Fünftel und 
Dr. Goldſchmidt noch nicht ein ganzes Fünftel 
der abgegebenen Stimmen bei Wahlenthal— 
tung eines Viertels der Wahlberechtigten er- 
hielt. Die Bonyhader Wahl hat gezeigt, wie 
nachhaltig eine Wahlterroriſierung wirkt und 
daß trotz Unterbleiben derartiger Maßnah- 
men bei dieſen Wahlen die Auswirkung der 
Wahl von 1935 nicht gemildert werden 
konnte. 


Das „Neue Sonntagsblatt“ hat ſich gegen 
den volksdeutſchen Kandidaten Goldſchmidt 
für den Kleinlandwirteparteimann Klein ein— 
geſetzt. Der bisherige Generalſekretär und 
Hauptſchriftleiter des „Neuen Sonntagsblat- 
tes“, Johann Faul-Farkas, war zur Unter⸗ 
ſtützung Dr. Goldſchmidts nach Bonyhad ge— 
reiſt. Daraufhin veröffentlichte Schriftleiter 
Anton König im „Neuen Sonntagsblatt“ 
einen Brief von Dr. Gratz an Faul-Farkas, 
der teilweiſe gefälſcht iſt. Inzwiſchen iſt auch 
Sekretär Wilhelm Bäumel aus dem Ungar- 
ländiſchen Deutſchen Volksbildungsverein 
ausgeſchieden. 


Rumänien 


Das Ergebnis der Dezemberwahlen — Sechs deutſche Parlamentsſitze 
— Der Regierungswechſel und ſeine erſten Folgen 


Im Januarheft iſt ausführlich dargelegt 
worden, welche Erwägungen die Deutſche 
Volksgemeinſchaft dazu bewogen hatten, mit 
der Mitte November neuernannten rumäni— 
ſchen Regierung ein Wahlbündnis abzu⸗ 
ſchließen. Die Wiedergutmachung des den 
Deutſchen in den letzten Jahren zugefügten 
Unrechtes, die die Vorausſetzung des Ab— 
kommens gebildet hatte, iſt in ihren wichtig 
ſten Punkten, vor allem in denen, die ſich 
auf die Schule der Deutſchen Beſſarabiens 
und des Buchenlandes bezogen, vollzogen 
worden. Es ſind nur minder wichtige Punkte 
unerledigt geblieben, die ſich nicht im Augen— 
blick durchführen ließen; beiſpielsweiſe die 
Zuweiſung der Schulunterſtützungen in Dorf— 
gemeinden, die erſt bei der Zuſammenſtel— 
lung des Voranſchlages für das neue Haus— 
haltjahr, d. i. im Frühjahr ds. Is. vorge- 
nommen werden ſollen. 


Die Wahlvorbereitung wurde auch 
bei den Deutſchen in einem Umfang und mit 
einer Eindringlichkeit vorgenommen, wie 
kaum jemals zuvor. Es ſtanden ſich die 
Volksgemeinſchaft mit ihrem mit der Regie- 
rung abgeſchloſſenen Wahlpakt und die 
„Deutſche Volkspartei Rumäniens“ mit ihrer 
„deutſchen Liſte“ gegenüber. Es gab wohl 
kaum ein kleines Dorf in einem der deutſchen 
Siedlungsgebiete, das nicht mindeſtens eine 
Wählerverſammlung gehabt hätte. Es kann 
feſtgeſtellt werden, daß ſelbſt in den Der: 
ſammlungen, wo Parteien gegeneinander 
auftraten, im großen und ganzen ein ſach— 
licher Ton geherrſcht hat und Ausſchreitungen 
vermieden wurden. 


Am 20. Dezember war der entſcheidende 
Tag: die Kammerwahl. Sie endete mit 
einer Niederlage der nationalliberalen Re: 
gierungspartei, inſofern dieſe die 40 v. H. 
ſämtlicher abgegebenen Stimmen nicht ganz 
erreichte und damit nicht noch die „Prämie“ 
weiterer 20 v. H., alſo die Mehrheit in der 
Kammer errang. Das hatte auf die Kandi- 
daten der Deutſchen Volksgemeinſchaft injo- 
fern eine nachteilige Wirkung, als ihr ſtatt 


der erwarteten ſieben nur vier Kammerman— 
date zufielen. Als dann am 22. Dezember 
die Senatswahlen vorgenommen wurden, 
erhielten die Deutſchen die hierfür vorgeſehe⸗ 
nen zwei Mandate; jedoch bei den einige Tage 
ſpäter durchgeführten Wahlen von Senats— 
mitgliedern durch die Gemeinderäte des Lan- 
des wurde in Kronſtadt der deutſche Kandidat 
durch den Abfall eines Mitgliedes der Re— 
gierungspartei um das ihm zuſtehende Man⸗ 
dat gebracht. Somit haben die Deutſchen ſtatt 
zehn Parlamentsſitzen deren nur ſechs er— 
halten. Die Sonderliſte der „Deutſchen Volks— 
partei“ blieb ohne ein einziges Mandat. 


Wichtiger als das Wahlergebnis, rein zah— 
lenmäßig betrachtet, iſt der Umſtand, daß die 
Niederlage der Regierungsliſte einen Ne= 
gierungswechſel zur Folge haben 
mußte. Aus Gründen, die noch nicht durch— 
ſichtig ſind, betraute der König eine kleine 
Partei, die Chriſtlich-nationale, die nur 
9,15 v. H. der Stimmen bekommen hatte, 
mit der Regierungsbildung. Vom deutſchen 
Standpunkt aus geſehen iſt dieſe Entwick— 
lung der Dinge nicht unbedingt ungünſtig. 
Das Kabinett Go ga iſt unzweifelhaft deutſch— 
landfreundlich und wird im großen und 
ganzen auch den Deutſchen des Landes 
gegenüber nicht unfreundlich fein. Tatſache 
iſt, daß dieſe neue Regierung einige der den 
Deutſchen von der früheren Regierung ge— 
machten Zuſicherungen auch ihrerſeits er— 
füllt hat. Sie hat ſchon in den erſten Tagen 
ihres Beſtandes ihrem Programm gemäß 
mehrere tief einſchneidende Verfügungen 
gegen die Juden getroffen. Es hat in deut- 
ſchen Kreiſen Erregung hervorgerufen, daß 
die Regierung verfügt hat, es dürfen nicht 
nur an den ſtaatlichen, ſondern auch an den 
konfeſſionellen Schulen — zu denen auch die 
meiſten deutſchen Schulen gehören würden 
— nur Rumänen ethniſcher Abſtammung 
den Unterricht in rumäniſcher Sprache, Ge- 
ſchichte und Geographie erteilen; es heißt 
zwar, daß dieſe Unterrichtsfächer nur für 
Lehrer jüdiſcher Abſtammung verboten ſeien, 
doch iſt die Angelegenheit noch nicht geklärt. 
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Einen guten Eindruck hat auf die Volks- 
gruppen der Umſtand gemacht, daß als Unter⸗ 
richtsminiſter an die Stelle von Angelescu 
Univerſitätsprofeſſor Betrovici getreten 
iſt, der ſchon einmal, vor etwas mehr als einem 
Jahrzehnt, dieſen Poſten bekleidet und ſich 
damals als gerecht denkender Mann gezeigt 


hat. Immerhin hütet man ſich bei den Deut— 
ſchen, ſich allzu roſigen Hoffnungen hinzu— 
geben. Denn Rumänien befindet ſich jetzt in 
einem Uebergangsſtadium, da die Regierung 
die Abſicht hat, das Parlament aufzulöſen, 
ehe es ſich konſtituiert haben wird, und etwa 
im April Neuwahlen vorzunehmen. 


Volksdeutſche Arbeit im Reich 


Grenz- und auslandsdeutſche Fragen in reichsdeutſchen 
Zeitſchriften 


Das Jahr 1937 hat uns gleich zwei neue 
wiſſenſchaftliche Vierteljahrsſchriften gebracht, 
die ſich ausſchließlich mit der Volksforſchung 
in den deutſchen Grenz- und Außengebieten 
beſchäftigen, nämlich das Deutſche Archiv 
für Landes- und Volksforſchung 
unter der Schriftleitung von E. Meynen 
und die Auslandsdeutſche Volks- 
forſchung, herausgegeben von H. J. 
Beyer, die beide der geſamten Volks- 
forſchung einen gewaltigen Auftrieb gegeben 
haben. Mag manchem anfänglich das Er— 
ſcheinen von gleichzeitig zwei neuen derarti— 
gen Zeitſchriften überflüſſig und bedauerlich 
erſchienen ſein, ſo zeigt es ſich jetzt doch, daß 
auch in der Wiſſenſchaft ein gewiſſer Wett— 
bewerb, wenn er nur in geſunden Bahnen 
bleibt, gar nicht zu ſchaden braucht, fondern 
eher anſpornend und befruchtend wirken 
kann. Nachdem nun beide Zeitſchriften im 
erſten Jahrgang abgeſchloſſen vorliegen, iſt 
ein Vergleich möglich. Beide haben ihren ur— 
ſprünglich vorgeſehenen Umfang weſentlich 
überſchritten. So erreicht der 1. Jahrgang des 
großzügig aufgemachten Deutſchen Archivs 
allein 1060 Seiten und zählt namhafte und 
führende Wiſſenſchaftler zu ſeinen Mitarbei— 
tern. Räumlich beſchränkt es ſich viel ſtärker 
als die Auslandsdeutſche Volksforſchung auf 
den deutſchen Lebensraum in Mitteleuropa, 
inhaltlich überwiegen geographiſche, geſchicht— 
liche und volkskundliche Themen. Beſonders 
angelegen ließ ſich die Schriftleitung die 
Ausſtattung mit guten Karten und Bildern 
ſein, ſie darf hierin geradezu als vorbildlich 
gelten. Demgegenüber hat es die Auslands- 
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deutſche Volksforſchung verſtanden, für die 
Mitarbeit neben den in der volkswiſſenſchaft— 
lichen Arbeit bewährten Kräften der Univerſi— 
tätswelt vor allem junge Kräfte zu gewin— 
nen, die in vorderſter Front des aktiven volfs- 
politiſchen Einſatzes geſtanden haben oder noch 
ſtehen. Räumlich wie ſachlich hat die Zeit— 
ſchrift oft unbekanntes Neuland betreten und 
Arbeiten in Angriff genommen, die bisher 
allzuſehr vernachläſſigt worden ſind. 

Das letzte Heft des Deutſchen Archi— 
ves für Landes- und Volksfor— 
ſchung iſt von Freunden, Schülern und 
Mitarbeitern dem Wiener Ordinarius für 
Anthropogeographie und Mitherausgeber der 
Zeitſchrift, Hugo Haſſinger, zu ſeinem 60. Ge— 
burtstage gewidmet. Es beginnt mit einem 
Aufſatz ſeines Berliner Kollegen Norbert 
Krebs über die Oſtgrenze des deutſchen Volks— 
tums im Spiegel der Bevölkerungsverſchie— 
bung (S. 793—807), dem eine beigegebene 
Karte aus der 1. Lieferung des „Atlas des 
deutſchen Lebensraumes in Mitteleuropa“ zu= 
grunde liegt, der von demſelben Verfaſſer 
herausgegeben iſt. Über die deutſchen Sied- 
lungsräume im Südoſten legt der Meiſter der 
deutſchen Volksinſelforſchung, Walter Kühn, 
einen erſten großangelegten Entwurf vor und 
fordert zu weiterer Ausführung von fach— 
geographiſcher Seite auf. Klar und überficht- 
lich find die deutſchen Siedlungsräume in 
ihrer Abhängigkeit von der Landſchaft heraus 
gearbeitet, ihre Gliederung und Eigenart! 
kartographiſch dargeſtellt (S. 808827). Der 
derzeitige Aſſiſtent Haſſingers, Egon Lendl, 
unterſucht in einem wichtigen Beitrag zur 


Erforſchung junger Wanderungsbewegungen 
in den ſüdoſtdeutſchen Volksinſeln die Tochter⸗ 
ſiedlungsbewegung in der Schwäbiſchen Tür⸗ 
kei (S. 828—839). Auf Grund eingehender 
archivaliſcher Studien berichtet Franz Stang⸗ 
lica von S. 840—855 über die Anſiedlung 
von Oberöſterreichern in Deutſch-Mokra im 
18. Jahrhundert (mit zwei Karten und einer 
genauen Auswandererliſte). Die Entſtehung 
der nicht natürlich bedingten Grenze zwiſchen 
Niederöſterreich und Mähren führt Hans 
Hirſch in ſtiliſtiſch nicht immer glücklichen 
Wendungen auf geſchichtliche Ereigniſſe zu 
Beginn des 11. Jahrhunderts zurück (S. 856 
bis 866). Als Beiſpiel für Wege und Ziele 
neuzeitlicher Burgenforſchung, die in letzter 
Zeit einen ſtarken Auftrieb erfahren hat, be— 
handelt Werner Knapp auf S. 867—879 den 
Burgentypus in der Steiermark und feine 
Verbreitung in Beziehung zu der Landjchaft 
an Hand einer Karte. Werner Körte geht 
den Werken deutſcher Kunſt in Friaul nach 
und verfucht, den Geltungsbereich deutſcher. 
Kunſt im Süden unſerer Volksgrenze abzu— 
ſtecken (S. 880-893). Sieben ſchöne Bilder 
illuſtrieren ſeine Ausführungen. Der Hollän— 
der Jan de Vries zeigt neue Wege zur Er— 
forſchung der germaniſchen Landnahme in 
den Niederlanden (S. 894—906). Von grund- 
ſätzlicher Bedeutung für den gegenwärtigen 
Stand der Volkskunde und ihre Aufgaben 
ſind die Ausführungen von Max Hildebert 
Boehm über die Kriſe der Volkskunde (S. 907 
bis 932). Hans-Jürgen Seraphim ſetzt die 
Beſprechung des Schrifttums über Agrar- 
verfaſſung und Agrarpolitik der deutſchen 
Volksgruppen in Nordoſt- und Südoſteuropa 
fort mit der Behandlung des ſehr uneinheit— 
lichen Schrifttums über das deutſche Bauern— 
tum in Wolhynien (S. 933-946). Im An⸗ 
ſchluß daran vermittelt Wolfgang Stuben— 
rauch einen Einblick in das polniſche agrar— 
politiſche Schrifttum, ſoweit ſeine Frage— 
ſtellung in Zuſammenhang mit der agrarpoli- 
tiſchen Lage der deutſchen Volksgruppe in 
Polen ſteht (S. 947—958). Alfred Karaſek⸗ 
Langer beſchließt ſeine frühere Darſtellung 
über Entwicklung und Aufgaben der deut- 
ſchen Volkskundeforſchung im heutigen Un⸗ 
garn mit einem Hinweis auf den Ausbau 
dieſer jungen Wiſſenſchaft in Ungarn ſeit 
1900 und vor allem nach dem Weltkriege, 
bis ſie ſchließlich heute ihre Selbſtändigkeit 
erreicht hat und vollwertig in den Kreis der 


deutſchen Wiſſenſchaft aufgenommen worden 
iſt (S. 959—989). Landvolk und Dorf in 
madjariſcher und rumäniſcher Sicht nennt der 
Soziologe Helmut Klocke ſeinen Aufſatz über 
die wichtigſten nichtdeutſchen Dorfforſchungen 
und Dorfmonographien in Ungarn und Ru- 
mänien, die er einer eingehenden Kritik und 
Würdigung unterzieht (S. 990-1023). Den 
Abſchluß des Heftes bildet ein Auswahlver— 
zeichnis der ſeit 1920 erſchienenen Literatur 
über das Erzgebirge ſächſiſchen und böhmi— 
ſchen Anteils (S. 1024-1060). 

Unter den Arbeiten, die die Arbeitsſtelle 
für Auslandsdeutſche Volksforſchung und 
ihre Zeitſchrift tatkräftig gefördert hat, ſteht 
— neben der bisher ſtark vernachläffigten 
Frage des Rußlanddeutſchtums — die ſchwie— 
rige Frage der Umvolkung, des Volkstums— 
wechſels und die mit ihr eng verbundenen 
Probleme der Zweiſprachigkeit und der Mifch- 
ehen an erſter Stelle. Schon das 3. Heft der 
Auslandsdeutſchen Volksfor— 
ſchung hatte dazu anläßlich einer wiſſen— 
ſchaftlichen Tagung in Stuttgart mehrere 
wertvolle Beiträge gebracht, ſo von Alfred 
Cſallner über die Miſchehen in den ſieben— 
bürgiſch-ſächſiſchen Städten und Märkten 
(S. 225— 255), von Andreas von Weiß über 
Zweiſprachigkeit und Sprachtheorie (S. 256 
bis 266), von Erik Amburger über Miſchehen 
im ſtädtiſchen Deutſchtum Altrußlands (S. 266 
bis 273). Das 4. Heft iſt dieſen Fragen faſt 
ausſchließlich gewidmet. Einleitend gibt H. 
J. Beyer einen mit vielen Beiſpielen aus 
Europa und überſee belegten Bericht über 
den Umfang und die Art der Umvolkungs— 
vorgänge (S. 361—386). Von dem Tübinger 
Pſychologen Oswald Kroh iſt der grund— 
legende und weitausholende Vortrag 
„Zur Pſychologie der Umvolkung“ wieder- 
gegeben (S. 386-397), den dieſer auf der 
erwähnten Stuttgarter Tagung gehalten 
hat und der in weiteſten Kreiſen Be⸗ 
achtung gefunden hat. Kroh begreift die 
Umvolkung und die mit ihr in Zufammen- 
hang ſtehende Zweiſprachigkeit in ihrem Kern 
als ein Problem der völkiſchen Anthropologie 
und verſucht nicht nur ihre Urſachen einer 
Klärung näher zu bringen, ſondern erweiſt 
zugleich die nationalſozialiſtiſche Weltanſchau⸗ 
ung als den ſtärkſten haltgebenden Faktor 
gegen alle Umvolkungsverſuche. Dafür bie⸗ 
tet Hans Koch im folgenden Aufſatz (S. 398 
bis 406) über die Umvolkung der evangeli— 
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ſchen Deutſchen in Kongreßpolen ein gutes 
Beiſpiel, wenn er nach einer ſcharfen Zurück- 
weiſung der Aſſimilierungspropaganda inner⸗ 
halb der lutheriſchen Kirche Kongreßpolens 
zu dem Ergebnis kommt, daß der Durchbruch 
der nationalſozialiſtiſchen Bewegung im Reich 
und in feiner Folge das Erwachen der Deut- 
ſchen in Polen weiteren künſtlichen Um- 
volkungsverſuchen einen wirkſamen Schutz⸗ 
damm entgegengeſtellt hat. Wie ſchwierig 
aber der ganze Fragenkreis iſt, darüber gibt 
O. A. Isbert Aufſchluß in ſeiner Auseinander⸗ 
ſetzung mit madjariſchen Autoren über die 
ſtaatlich hervorgerufene und geförderte Ma⸗ 
djariſierung und die freiwillig vollzogene Ma⸗ 
djarifation (S. 406—420). Max Ittenbach 
unterſucht in einem kurzen Abriß über „Zwei— 
ſprachigkeit und organiſcher Sprachbegriff“, 
ob Zweiſprachigkeit zu Doppelzüngigkeit 
führt (S. 420—423). — Die übrigen For⸗ 
ſchungsberichte beſchäftigen ſich mit anders— 
artigen Themen. Hervorgehoben ſei davon 
noch die Liſte der deutſchen Ortsnamen in 
Braſilien von Theodor Kadletz (S. 423-447), 
die faſt 600 Namen mit kurzen Beſprechun— 
gen umfaßt, ſowie der Überblick über die noch 
wenig bekannte Geſchichte des Deutſchtums 
in Litauen, die Manfred Hellermann in Vor: 
ankündigung einer größeren Arbeit gibt 
(S. 447—459). — Im Jahrgang 1 der „Aus- 
landsdeutſchen Volksforſchung“ iſt bereits 
das Thema einer medizinisch gerichteten 
Volksforſchung, die ſich mit dem Geſund— 
heitszuſtand, der volksbiologiſchen Entwick— 
lung und der ſozialanthropologiſchen Struk— 
tur der außerdeutſchen Volksgruppen befaßt, 
angeſchnitten worden; das 1. Heft des 2. Jahr⸗ 
gangs ſetzt u. a. die erwähnte Unterfuhung 
von Cſallner fort und bringt außerdem drei 
hier einſchlägige Arbeiten über „Arztlich⸗ 
Hygieniſche Beobachtungen in deutſchen Sied— 
lungen Slawoniens“ (Ihlenfeldt), über die 
„Volksbiologie der in Paläſtina ſiedelnden 
Deutſchen“ (Kremer) und über die „Körper— 
liche Entwicklung auslandsdeutſcher Jugend“ 
(H. Grimm). H. Haller. 


NS. -Frauenſchaft und Deutſchtum 
im Oſten 


Das Januarheft der NS.-Frauen⸗ 
warte, der einzigen parteiamtlichen Frauen⸗ 
zeitſchrift, iſt als Sonderheft dem Deutſchtum 
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des Oſtens gewidmet. In aufſchlußreichen 
Artikeln, die durch gute Bilder, zum Teil aus 
dem Beſitz des Deutſchen Ausland⸗Inſtituts, 
ergänzt ſind, wird den Leſerinnen Schickſal 
und Ergehen des Deutſchtums im Oſten nahe 
gebracht und immer wieder betont, wie ſehr 
dieſe Deutſchen Blut von unſerem Blute und 
Geiſt von unſerem Geiſte ſind. Gottfried 
Rothacker berichtet vom Sudetendeutſchtum, 
N. von Schorn über die Zips, Irma Steinſch 
von den Frauen und Mädchen in den deut— 
ſchen Siedlungen Ungarns, Karl Hermann 
Theil von dem Daſeinskampf des Deutſch— 
tums in Rumänien. Einen in ſeiner knappen 
Zuſammenfaſſung willkommenen Überblick 
über die volksdeutſche Dichtung gibt Hans 


Teichmann. Von dem Kampf der Deutſchen 


in Südflawien erzählt Dr. Henninger, und 
ein das kunſtgewerbliche Intereſſe der Frauen 
anregender Artikel über volksdeutſches Hand⸗ 
werk im Südoſten Europas beſchließt die 
Reihe. Das Heft unterſtützt die Arbeit der 
mit der GA.-Arbeit Beauftragten wejentlic). 


Heimatbrief aus der Saarpfalz 


Zu Weihnachten 1937 erſchien der erſte 
Heimatbrief aus der Saarpfalz, zuſammen— 
geſtellt und herausgegeben von der Saar— 
pfälziſchen Mittelſtelle „Lands— 
leute drinnen und draußen“ (Kai⸗ 
ſerslautern, Stiftsplatz 5). Er hat die Form 
der Zeitſchrift „Unſere Heimat“. Der Inhalt iſt 
ſehr reichhaltig. Die ſaarpfälziſche Heimat 
wird geſchildert in Wort und Bild, Aufſätze 
über die Volkstumsarbeit im Gau Saarpfalz 
und den Anteil der Saarpfalz am deutſchen 
Wiederaufbau runden dieſe Schilderungen ab. 
Dazwiſchen eingeſtreut ſind zahlreiche Ge— 
dichte, zum größeren Teil in Mundart. Der 
zweite Teil des Heimatbriefes iſt der „größe⸗ 
ren Volksgemeinſchaft“ gewidmet. Ein Auf⸗ 
ſatz berichtet über Binnenwanderungen der 
Pfälzer, ein anderer über Pfälzer Ortsnamen, 
vornehmlich „Mannheim“, in aller Welt. 
Karl von Möller grüßt die große Mutter 
Saarpfalz. Es folgen Berichte aus Slawo⸗ 
nien, aus der Batſchka, aus Galizien, Hir— 
ſchenhof in Lettland, Pennſylvanien, Campo 
Bom in Braſilien und aus dem Gran Chaco, 
ſchließlich Hinweiſe für Familienforſchung 
und Forſchungshilfen im Reich. 


Karten und Atlanten 


Äh 


3. 


Winkels beſte Planiſphäre. 


Beſprochen von Prof. Dr. E. Wunderlich 


Stieler (A.): Grand Atlas de Geographie 
moderne. 114 feuilles, comprenant 263 
cartes gravees sur cuivre. 10. ed, Edition 
internationale. Publiee par Prof. Dr. 
Hermann Haack, avec la collaboration du 
Dr. Berthold Carlberg et de Rudolf Schlei- 
fer. (57 Lfgn.) Livraison 27—29, Gotha: 
J. Perthes 1936. Jede Lfg. RM. 1.50 

Eine Reihe weiterer Teillieferungen der inter- 
nationalen Stielerausgabe, die vor allem die Rand⸗ 
gebiete Deutſchlands im Weſten und Oſten, ferner 
größere Teile von Italien und Rumänien über⸗ 
ſichtlich zur Darſtellung bringen. Die Beſchriftung 
der Ortsnamen zeigt — 3. B. bei Elſaß und Böh⸗ 
men — noch Unſtimmigteiten, die ausgeglichen 
werden müſſen. 


. Harms, H.: Übungsatlas für Geſchichte 


und Erdkunde. 36 Kt.⸗S. Neue Aufl. — 
Leipzig: Lift und von Breſſendorf 1937; 
18 Bl. 4“ Umſchlagt. Beſt. Nr. 325. 
RM. —.40 

Sammlung von kleinen Blau-Weißkärtchen der 
Erde, Europas und Deutſchlands. Für Eintra⸗ 
gungszwecke aller Art in Geſchichts⸗, Geographie 
und Deutſchtums Unterricht. 5 
Putzger, F. W.: Hiſtoriſcher Schulatlas. 
Große Ausg. 54. Aufl. Bearb. u. hrsg. 
v. Max Pehle (u. a.) — Bielefeld und 
Leipzig: Velhagen & Klaſing 1937. 12 S., 
160 Kt. S. 4° Hlw. 5.40 

Vierte Neuauflage ſeit der Erneuerung des 
Reiches, mit weiteren Umſtellungen, die dem 
nationalſozialiſtiſchen Gedankengut voll Rechnung 
tragen. In dieſem Sinne erfolgte die Einfügung 
einer lehrreichen Gegenüberſtellung des alten und 
neuen Geſchichtsbildes und verſchiedener Karten 
zur Vorgeſchichte Mitteleuropas einſchließlich der 
germaniſchen Landnahme (S. 45). Auch an anderen 
Stellen find verſchiedene Anderungen vorgenom- 
men, hingewieſen ſei z. B. noch beſonders auf 
Blatt 121, 131 uſw. Im ganzen iſt der „Putzger“ 
immer noch der beſte derartige deutſche Geſchichts⸗ 
atlas, der den verſchiedenſten Bedürfniſſen des 
Unterrichtes uſw. Rechnung trägt. 
Amrißkarte 
des Erdganzen; 1:80 Mill. Blau⸗Weiß⸗ 
Druck; Format 30 X50 cm. Leipzig: 
Velhagen & Klaſing 1937. RM. — 30 

Sehr gefälliges, faſt total-flähentreues Karten- 
bild, das ſich ſehr gut für Eintragungen aller Art, 
namentlich für lächenvergleichszwecke eignet. 
Wünſchenswert wäre die Herausgabe ſolcher Vor⸗ 
drucke in verſchiedenen Größen. 


. Rod, R.: Deutſchlandkarte; 1: 880 000; 


Buntdruck; Form. 148 X 105; Leipzig, 
Inſelverlag 1937; 
unaufgezogen RM. 18.— 
unaufgezogen m. St. RM. 30.— 
Dekorative Bildkarte als Zimmer⸗ und Saal⸗ 
ſchmuck, mit farbiger Hervorhebung der Waldge⸗ 
biete, Grenzen und wichtigen Orte durch entſpre⸗ 
chende Bildzeichen. Zugleich mit Wappen: und 
Spruchwiedergaben. 


Der Auslandsdeutſche, Heft 2, 1938 


6. 


10. 


11. 


Straßenſtand von Deutſchland; Atlas: 
1: 750 000; Form.: 23,5 X 29 cm; 30 Sei⸗ 
ten geheftet; hrsg. vom Generalinſpektor 
f. d. dtſch. Straßenweſen; Berlin: Ver⸗ 
lag für Straßenſperren: Georg Zwirner; 
1937. RM. 3.— 

Verdienſtvoller, kleiner, vor allem für prakt⸗ 
tiſche Zwecke gedachter Hand⸗Atlas, der laufend 
über den Verkehrszuſtand der Reichs- und Land⸗ 
ſtraßen Aufſchluß gibt und zugleich die Aufgabe 
hat, die Kraftfahrer, mit Rückſicht auf wirtſchaft⸗ 
liches Fahren, auf die guten Straßen zu leiten. 


Flieger-Navigationskarte der Olex; 1:2,5 


Mill.; Format 56 X 38 em; Mehrfarben- 
druck; hrsg. von der Deutſchen Benzin- 
und Petroleum-⸗Geſellſchaft, Berlin- 
A Druck: Perthes, Gotha 1937. 


Kleine handliche Überſicht Mitteleuropas bis zu 
den Alpen, mit farbigen Eintragungen aller für 
den Flugverkehr wichtigen Angaben. 
Straßenverwaltungskarte: L48 Konſtanz; 
M 48 Innsbruck; J 52 Antwerpen; 
1: 300 000; Format 50 X 87 em; Mehr- 
farbendruck; hrsg. v. Reichsamt für Lan⸗ 
desaufnahme; Berlin 1937. Amtl. Haupt⸗ 
vertriebsſtelle R. Eiſenſchmidt. RM. 1.20 

Drei neue Teilblätter des wichtigen Karten- 
werkes, die gerade bemerkenswerte Ausſchnitte aus 
dem Straßennetz der deutſchen Grenzgebiete zur 
Darſtellung bringen. 


. Edert-Bad Aachen, Max, Prof. Dr., u. 


Prof. Dr. P. Zepp⸗Bonn: Rheinland. 
Phyſikal. u. Wirtſchaftskt. 1: 700 000; 
Format: 29,5 X 44 cm; Farbendr., Kopf⸗ 
u. Fußt.; Leipzig: Graupner & Körner 
1937. RM. —.35 

Phyſiſch- und politiſch⸗geographiſche Überſicht des 

Rheingebietes von Mannheim bis Emmerich, weſt⸗ 
wärts bis Metz und Verviers, alſo unter Ein⸗ 
aus von Lothringen, Luxemburg und Eupen» 
Malmedy, mit farbiger Hervorhebung der Höhen- 
ſtufen, Gewäſſer, Siedlungen, Straßen und Gren- 
zen. Für Unterrichtszwecke. 
Eupen-Malmedy, St. Vith; 1: 300 000; 
Format 17 X25 cm; Buntdruck; Karte 
aus der Veröffentlichung Eupen-Mal- 
medy, St. Vith; ein Bilderbuch; Berlin; 
Grenz- und Ausland, 1938. 

Farbiges Überſichtskärtchen mit EEE 
licher bzw. politiſch⸗geographiſcher Charakteriſierung 
der einzelnen Teile. 

Geologiſche Spezialkarte von Baden; Bl. 
Nr. 149; Mainau; 1: 25 000; Format 
47% X51% cm; Buntdruck: dazu Er⸗ 
läuterungsheft von Ludwig Erb; hrsg. 
von d. bad. geologiſchen Landesanitalt; 
Freiburg: Herder & Co. 1937. RM. 4.50 

Geologiſche Spezialaufnahme des Gebietes von 

Überlingen bis Salem und Meersburg mit inſtruk⸗ 
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12 


13. 


14. 


15. 


16. 


17 


18. 


tiver Darſtellung der Drumlin- bzw. Tertiärgebiete; 

dazu eingehendes Erläuterungsheft. 

Exkurſionskarte von Olten und Um⸗ 

gebung; 1: 50 000; Format 93 X 66 cm; 

Buntdruck; hrsg. vom Verkehrs⸗ und 

Verſchönerungsverein Olten; Bern: Küm⸗ 

merly & Frey, 1937. RM. 

Anſprechende Überſicht der weiteren Umgebung 
von Olten, mit farbiger Darſtellung des Geländes 
und beſonderer Kennzeichnung der Höhenwege uſw. 
Für den praktiſchen Wandergebrauch. 
Exkurſionskarte Fricktal; 1:50 000; For⸗ 
mat 61 * 43 cm; Buntdruck; hrsg. vom 
Verkehrsverein Fricktal; Bern: Kümmerly 
& Frey; 1936; Preis Fr. 1.50 bzw. 
Fr. 3.50 

Farbige, ſehr plaſtiſche und eindrucksvolle phyſio⸗ 
geographiſche Höhenſchichtenüberſicht mit Hervor⸗ 
hebung der Wanderwege. Für den praktiſchen Ge⸗ 
brauch weiterer Kreiſe. 

Brunn's Karte der Lechtaler- und All⸗ 
äuer-Alpen und des Bregenzer Waldes; 
250 000; Format: 61 X 47 cm; 9-Far⸗ 

bendruck; München: Kartographiſche An— 

ſtalt Brunn; 1936. RM. 1.80 
Farbige vorwiegend phyſiſch⸗geographiſche Über⸗ 

ſicht, aber mit beſonderer Kennzeichnung der Stra⸗ 

ßen und Wege für den Wandergebrauch. 

Karte des Deutſchen Reiches; Umdruck⸗ 

ausgabe Nr. 672; Mittenwald 1:100 000; 

Schwarz⸗Weiß-Druck; Form. 38%X27 cm; 

hrsg. von der en Bp onen Zweig⸗ 

ſtelle des bayriſchen Landesvermeſſungs— 
amtes München; 1936. RM. —.30 

Neuausgabe mit Berichtigungen bis 1936. Mit 
Darſtellung des Nordtiroler Grenzgebietes. Für 
Studien- und Wanderzwecke. 

reytag & Berndt: Touriſtenkarte Ar. 38; 

itzbühler Alpen u. Pinzgau; 1:100 000; 
Format: 78 51 cm; Wien: Freytag & 
Berndt. RM. 2.25 

uberſicht der geſamten Kitzbühler Alpen und des 
Pinzgau, etwa für den Raum von Rattenberg. 
bis Zell am See und füdwärts bis zum Gr. 
Venediger. Mit farbiger Kennzeichnung der Höhen- 
ſchichten, der Bewachſung, der Gewäſſer und vor 
allem der Wanderwege, in klarer und überſicht⸗ 
licher Ausführung. Für den Gebrauch weiterer 
Kreiſe. 

Entwicklung des Deutſchtums im öſter— 

reichiſchen Burgenland; 1923—1934; ent⸗ 

worfen v. Richard Marek; 1: 200 000; 

mehrfarbig; Format: 51 X 78 cm; Kar⸗ 

tenbeilage zu Petermann's Geographiſchen 

Mitteilungen, Heft 7/8, Jahrgang 83, 

1937; Tafel 22; Gotha: J. Perthes. 
Beachtenswerte Darſtellung der Entwicklung des 

Deutſchtums, mit farbigen Prozentſtufen der Zu⸗ 

bzw. Abnahme für die einzelnen Gemeinden. 

Die Verteilung der deutſchen Hof- und 

Familienamen im Bereiche der Steiner 

Alpen und ihrer ſüdlichen Randgebiete 

in der erſten Hälfte des 15. Jahrhunderts 

(1426—1458); bearb. von Glauert: 

1:75 000; Format: 33 X 27 cm; Karten- 

beilage zum Deutſchen Archiv für Lan⸗ 

des- und Volksforſchung, Heft I, 1937; 

Verlag Hirzel in Leipzig. 
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9: 


20. 


23. 


24. 


25. 


Willtommene Schwarz-Weiß-überfict der hiſtori⸗ 
ſchen Verteilung deutſcher Hof- und Famili 
namen, mit Prozentſtufen für die einzelnen Ge- 


meinden. 
Skikarte San Pellegrino; 1: 50 000; 
Mehrfarbendruck; Format: 34 X 31,5; 


München: Bergverlag Rudolf Rother; 
1937. RM. 1— 

Kleine Weiß-Blau-überfiht der weiteren Um- 
gebung von S. Pellegrino in den Dolomiten, mit 
farbiger Hervorhebung der Stiwege und mit ſon⸗ 
ſtigen Angaben für den Stiſport. 2 
Carta Dello Stato Delle Strade, d'Italia 
Estate Autunno 1937; 1: 1 Mill.; Bunt⸗ 
druck; Format: 125 X 49,5 cm; hrsg. v. 
Reale Automobile Club d'Italia; Novara: 
Istituto Geografico de Agostini; 1937; 
Lire 5; ca. RM. —.65 

Ausgeſprochene farbige Autokarte, mit leichter 
Andeutung des Geländes und ſehr überſichtlicher 
Heraushebung und Charakteriſtik der einzelnen 
Straßen. Dazu ein Ergänzungsheft mit zahlrei⸗ 
chen, ebenfalls farbigen Durchfahrtsplänen jowie 
ein Erläuterungsheft. 


Romania, Harta Starei Drumurilor; Stra- 


ßenzuſtandskarte; 1: 1125 000; Mehr- 
farbendruck; Format: 58,5 “ 44,5 cm; 
mehrſprachig; hrsg. L' Office de Tourisme 
de L’Automobile-Club Royal de Rou- 


manie Bucuresti (Bukarest); 1937. 
Neuausgabe der praktiſch wichtigen Straßen- 
zuſtandskarte, für den Sommer 1937, mit zahl- 
reichen Durchfahrtsplänen. (Vergl. AD., Heft 8, 
1937, S. 584, Nr 38). RM. —.50 


22. Die Beſiedlung Süd⸗Böhmens und die 


Witigonen; 13. Jahrzundert; Maßſtab ca. 
1.350 000; entw. von Zatſchek; Schwarz- 
Weißdruck; Format: 43 X 53 cm; Karte 
im erſten Heft des Deutſchen Archives 
für Landes- und Volksforſchung 1937, 
Leipzig: S. Hirzel. RM. 
Schwarz⸗Weiß⸗Überſicht der verſchiedenen Herr» 
ſchafts und Klofterbefigungen uſw., beſonders auch 
der Witigonen Sitze in Süd⸗Weſtböhmen, in dem 
Raum von Budweis bis zur Donau. 
Pharus⸗Wanderkarke des Bayerijchen 
Waldes und Böhmerwaldes. Straubing: 
Ortolf & Walther (1937). Format: 99,5 


87,5 cm (Farbendr.). RM. 1.80 

Wanderkarte für das böhmiſch-bayriſche Grenz⸗ 
gebiet von Cham bis Kurſchwarda, mit Berü 
ſichtigung nur der unmittelbar angrenzenden bi 
miſchen Teile. Für den Gebrauch weiterer Are; 


Deutſches Stadtrecht in Böhmen; entw. 
von Weizſäcker; ca. 1: 1,7 Mill. Schwarz⸗ 
Weiß⸗Druck. Format: 25 X 17 em; Karte 
in Heft I des Deutſchen Archivs für 
Landes- und Volksforſchung 1937; Leip⸗ 
zig: S. Hirzel. 

Beachtenswerter Verſuch zur Darſtellung des 
Vordringens der verſchiedenen deutſchen Stadtrechte 
(beſonders Magdeburg, Nürnberg, Wien) in den 
böhmiſchen Raum. In Schwarz⸗Weiß⸗Ausführung. 
1. Schematiſche Karte eines projektierten 
tſchechiſch⸗ukrainiſchen ruſſiſchen Korri⸗ 
dors. 

2. Schematiſche Karte ohne den projek⸗ 
tierten tſchechiſch⸗ ukrainiſch- ruſſiſchen 
Korridor; 1:55 Mill. je Karte. Format: 
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30 X 28 cm; Mehrfarbendrud; hrsg. vom 
Slowakiſchen Rat in Genf; 1936. 
Politiſche Propagandakarte, die die Bedeutung des 
ruſſiſch⸗tſchechiſchen Zuſammengehens für Mittel⸗ 
europa und die Gefahr eines iſchechiſch⸗rufſiſchen 
Korridors für Polen und die Donauſtaaten er⸗ 
kennen läßt. 

26. Aberſichtskarte von Mitteleuropa; R 54 
Allenſtein; 1: 300 000; Format: 44 X 
34 em; Buntdruck; hrsg. v. Reichsamt f. 
Landesaufnahme (amtl.); Berlin 1936. 
RM 


Neue Ausgabe mit Nachträgen bis 1932. Ent- 
hält zugleich die Straßenanſchlüſſe in das ſüdlich 
anſtoßende polniſche Gebiet. 

27. Suomen Yleiskartta; : 400 000; (Gene- 
ralkarta över Finland); vollſtändig in 30 
Blättern; A 4. A 5. C 2. C4, D 5. F 3; 
hrsg. von Maanmittaushallituksen toimit- 
tama Helsingfors (Helsinki), 1936, je 
Blatt Fmk. 20.— 

Neue Teilblätter der finniſchen Überſichtskarte 
1: 400 000, aus verſchiedenen Teilen des Landes, 
namentlich aus den öſtlichen Randgebieten. In 
der üblichen anſprechenden Ausführung, mit fardi⸗ 
ger Hervorhebung der Gewäſſer und Grenzen ſo⸗ 
wie leichter Andeutung der Geländeformen. 

28. Suomen Maanteiden Yleiskartta (Straßen- 
karte von Süd⸗Finnland) 1:1 Mill.; 
Format: 72 58 cm; hrsg. v. Maan- 
mittauhallituksen toimittana, Helsingfors 
(Helsinki), 1936, 

Reine Straßenkarte für das Gebiet des ſüdlichen 
Finnlands, nordwärts bis Oulu, mit farbiger Ein⸗ 
tragung und Charakteriſierung der einzelnen Stra⸗ 
ßenzüge. Mit finni und ſchwediſcher Beſchrif⸗ 
tung bzw. auch mit deutſcher und engliſcher Zeichen ⸗ 
erklärung. Auf der Rückſeite zahlreiche Ortsdurch⸗ 
fahrtspläne. 

29. Kungl. Aukomobilklubs Bens: Karta över 
Sverige (Autoatlas von Schweden); 
1500 000. Buchformat: 17 * 26 cm; 13 
mehrfarbige Kartenblätter; hrsg. v. Gene— 
ralſtaabens Litografiska Anſtalt Stod- 
holm, 1936. RM. 9.25 

Reiner Autoſtraßenatlas, in 13 überſichtlichen 
Teilblättern für das Geſamtgebiet von Schweden, 
ohne Berückſichtigung der angrenzenden norwegi- 
ſchen Teile. Mit farbiger Kennzeichnung der Ge⸗ 


wäſſer und Grenzen ſowie beſonderer Hervor⸗ 
hebung und Charakteriſierung der verſchiedenen 
Straßen. 


Heintze & Blanckertʒ Berlin 
Erſte Deutſche Stahlfederfabrik 


30. Grönland: 1:5 Mill.: Mehrfarbendruck; 
Format: 50,5 57 cm; hrsg. v. d. Geo- 
daetisk Inſtitut, Köbenhaven Gopen— 
hagen) 1937. 

Willtommene farbige Geſamtüberſicht von Grön⸗ 
land, namentlich auch mit Eintragung der Sied- 
lungen, Minen, Radioſtationen ſowie der Grenzen. 

31. Oſtgrönland, Blatt 1: 250 000, 10 Blätter 
von 66° &3 — 74° 4; Format: 40 X 
45 cm; Buntdruck; hrsg. v. d. Geodoetist 
Inſtitut, Köbenhavn (Kopenhagen) 1937. 
RM. 

Wertvolle Überſichtstarte, nach neuen Aufnah- 
men aus den Jahren 1931—34, zum Teil noch in 
vorläufigen Ausgaben. Überaus inſtruktive Land⸗ 
ſchafts- und Vergletſcherungsausſchnitte. 

32. Vollbrecht, A.: Deutſchlands Kolonien. 
(Wand⸗Karte. 1 Taf. mit Karten in ver⸗ 
ſchied. Maßſtäben, graph. Darſt. u. Text. 
Nebſt.) Geleitworte. 957 1 17 80 
i. Hann.: Selbſtverl. 1937. 1 Kt. 172,5 
109 em; 4 Bl. 8“ (F. u. Ant. Farbendr. 
Kopf- und Fußt. 

m. Lw. u. St. u. geh. RM. 17.50 
a. Lw. m. St. ungeh. RM. 27.— 

Politiſch⸗geographiſche Überſichtskarte Afritas mit 
Angabe der deutſchen Kolonien. Für jede einzelne 
Kolonie einſchließlich des Südfeebefiges ift ſodann 
eine größere Nebenkarte beigegeben, die vor allem 
wirtſchaftliche Eintragungen enthält. Beigefügt 
find ferner verſchiedene ergänzende geſchichtliche, 
ſtatiſtiſche und wirtschaftliche Angaben. Haupt- 
ſächlich für Schulungszwecke weiterer Kreiſe. 


Aus der Stadt der Auslandsdeutſchen 


Grenz- und Auslandsdeutſchtum in 
den Volksbüchereien der Stadt 


Stuttgart 
Die heutige Volksbücherei betrachtet es als 
ihre Aufgabe, durch Bearbeitung von Bü⸗ 
cherverzeichniſſen über einzelne, zeit⸗ 
nahe Probleme ihre reichen Beſtände 
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auch für den zu erſchließen, der nicht gewohnt 
iſt, feine Literatur aus großen nach nur 
wiſſenſchaftlichen Geſichtspunkten gegliederten 
Katalogen zumeiſt mühſam zuſammenzu— 
ſuchen. Sie hat das Gebiet der Länder- 
und Völkerkunde in folgende Teilver- 
zeichniſſe aufgelöſt: Deutſches Land und Volk, 


Die Welt um Deutſchland, Raſſenkunde, 
Grenz- und Auslandsdeutſchtum, Fahrten 
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und Forſchungen, Im Hochgebirge. Zurzeit 
wird dazuhin noch an einem Verzeichnis 
Die Kolonialfrage gearbeitet. Aus 
dem Titel der Kataloge erſieht jeder ohne 
weiteres, daß es ſich zumeiſt nicht nur um 
länderkundliche Fragen handelt, ſondern daß 
jeweils verſucht wurde, das Problem als 
Ganzes zu erfaſſen. Im Verzeichnis „Deut- 
ſches Land und Volk“, wie auch in 
ſeinem Gegenſtück „Die Welt um 
Deutſchland“ wurden genau ſo geſchicht⸗ 
liche, geiſteswiſſenſchaftliche, wirtſchaftliche, 
und vor allem politiſche Werke herangezogen. 
Dadurch wird eine allſeitige Betrachtungs— 
weiſe erreicht, die erſt Gewähr für eine tiefer- 
dringende Erfaſſung der Probleme gibt. 
Von den genannten Verzeichniſſen liegen 


in gedruckter Form vor: Fahrten und 
Forſchungen, Raſſenkunde, Grenz- und Aus⸗ 
landsdeutſchtum. 


Lehrgänge der NS.-Frauenſchaft 


In dem Wohnheim für deutſche Frauen 
aus dem Ausland finden im Laufe des Fe— 
bruar Schulungslehrgänge für die Gauabtei⸗ 
lungsleiterinnen Grenze und Ausland, der 
Sachbearbeiterinnen für Grenzlandarbeit, 
insbeſondere Weſtlandſchulung und der Sad)- 
bearbeiterinnen für volksdeutſche Arbeit ſtatt. 
In enger Zuſammenarbeit mit dem DA. 
werden alle wichtigen Fragen der volksdeut⸗ 
ſchen Arbeit in Referaten der Mitarbeiter des 
DAI. zur Behandlung kommen. 


Mitteilungen des D. A. J. 


Geſchenke der Stadt Stuttgart 
an das DA. 

Das Adreßbuchamt der Stadt Stuttgart 
hat in dankegswerter Weiſe der Hauptſtelle 
für auslandsdeutſche Sippenkunde wiederum 
eine große Anzahl in- und auslandsdeutjcher 
Adreßbücher älterer Jahrgänge zum Geſchenk 
gemacht. Es handelt ſich insgeſamt um 63 
Bände, die für die Arbeit der Hauptſtelle von 
großer Wichtigkeit ſind. 


Betriebsappell und Ehrung einer 
Mitarbeiterin 

Am Montag den 31. Januar verſammelte 
ſich die Gefolgſchaft des DA J. zu einem Be⸗ 
triebsappell aus Anlaß der 5. Wiederkehr 
des Tages der nationalen Erhebung. Der 
Leiter des Inſtituts, Dr. Cſaki und Betriebs- 
obmann Pg. Platten ſprachen von der Auf— 
bauarbeit des Nationalſozialismus in den 
verfloſſenen Jahren und wieſen zugleich auf 
die Bedeutung des Tages für die Arbeit des 
Inſtituts hin. Daran anſchließend wurde in 
herzlichen Worten des Leiters und des Be— 
triebsobmannes der an dieſem Tage aus- 


ſcheidenden Mitarbeiterin, Fräulein Eliſabeth 
Huber, die während 18 Jahren im Inſtitut 
tätig geweſen war, gedacht. Neben einer 
Erinnerungsgabe der Gefolgſchaft erhielt ſie 
von Dr. Cſaki zugleich im Auftrag des Präfi- 
denten des Deutſchen Ausland-JInſtituts, 
Oberbürgermeiſter Dr. Strölin, die bronzene 
Plakette des DAS. in Anerkennung ihrer 
Verdienſte überreicht. 


Deutſche Kunſt aus der Zips im 
Ehrenmal 


Am 27. Januar wurde im „Ehrenmal der 
deutſchen Leiſtung im Ausland“ eine Aus- 
ſtellung deutſcher Kunſt aus der Zips eröff— 
net. Es handelt ſich dabei um eine Samm— 
lung ausgezeichneter photographiſcher Auf— 
nahmen des Münchner Dozenten Dr. Oskar 
Schürer, der zu verſchiedenen Malen die Zips 
bereiſte, um das reiche deutſche Kulturgut zu 
erforſchen. In einem Lichtbildervortrag ſprach 


auch Dr. Schürer ſelbſt über ſeine Reiſen und 


ſtellte das von ihm entdeckte und geſicherte 
Material in den Zuſammenhang der geſamt⸗ 
deutſchen Volks- und Kunſtgeſchichte. 
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